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Abonnements auf die Poſener Zeitung 
pro Monat März nehmen ſämmtliche Poſt⸗ 
anſtalten zum Betrage von 18 Sgr. 2 Pfg. 
ſowie die unterzeichnete Expedition und die 
ag e zum Betrage von 15 
gr. an. Beſtellungen bitten gefäll. bald 


zu en. 
edition der Poſener Zeitung. 
Die Kirchengeſetze. 


BAC. Berlin, 27. Febr. Nachdem die 21tägige Friſt, welche 
die Verfaſſung zwiſchen den beiden Abſtimmungen, denen Verfaſſungs— 
änderungen zu unterwerfen ſind, vorſchreibt, abgelaufen iſt, hat ſich 
das Abg.⸗Haus alsbald wieder mit dem Geſetzentwurf beſchäftigt, 
welcher die Art. 15 und 18 der Verfaſſungsurkunde abändert. Nach⸗ 
dem derſelbe die geſchäftsordnungsmäßigen drei Leſungen paſſirt haben 
wird, gelangt er an das Herrenhaus, welches bereits im Voraus be⸗ 
ſchloſſen hat, ihn durch Vor⸗ und Schlußberathung im Hauſe, d. h. 
alſo ohne vorhergehende Kommiſſionsberathung zu erledigen. Ehe 
dieſer Geſetzentwurf die königliche Sanktion erhalten kann und damit 
dann die Verfaſſungsurkunde in den Art. 15 und 18 formell abgeän⸗ 
dert iſt, werden mithin immer noch 4 Wochen vergehen; bis dahin 
enthalten die Art. 15 und 18, wie ſie gegenwärtig lauten, das 
geltende Verfaſſungsrecht. Dies kann indeſſen kein Hinderniß ſein, 
über die einzelnen Kirchengeſetze, inſofern fie mit der gegenwärtigen 
Faſſung der Art. 15 und 18 nicht in Uebereinſtimmung ſind, vor⸗ 


Das Abonnement auf dies mit Ausnahme ber 
Sonntage täglich erſcheinende Blatt beträgt viertel ⸗ 
Abrlich für pie Stadt Poſen 1% Thlr., für ganz 
reußen 1 Thlr. 24% Sgr. — Beſtellungen 
nehmen alle Poſtanſtalten bes In- u. Auslandes an 


ber ſchon im Plenum des Abg.-Hauſes, wie ſpäter des Herrenhau⸗ 


ſes zu berathen und zu beſchließen. Es wird dabei lediglich zu beach⸗ 
ten fein, daß dieſe Geſetze ncht cher Geltung erlangen, als bis zuvor 
das die Verfaſſung ändernde Geſetz die königliche Sanktion erhalten 
bat. Der Gang der Verhandlungen wird durch die formellen Ein⸗ 
wendungen, welche etwa die Gegner der Kirchengeſetze dahin erheben 
daß über dieſelben unter den erſchwerenden Formen die für 


find, berathen werden müſſe, wenn man nicht zuvor die 
Sanktion des die Verfaſſung ändernden Geſetzes abwarten wolle, 
nicht länger aufgehalten werden, als zur Beſeitigung dieſer Einwen⸗ 
dungen durch einen Majoritätsbeſchluß des Hauſes nöthig iſt. Das 
Abgeordnetenhaus kann, nachdem es die Aenderungen der Verfaſſung 
in zweiter Abſtimmung beſchloſſen hat, ſofort in die Berathung der 
vier Kirchengeſetze eintreten; denn die darüber erſtatteten Berichte lie⸗ 
gen jetzt vor. Nachdem das Abg.⸗Haus ſich über dieſe vier Geſetze 
ſchlüſſig gemacht haben wird, werden dieſelben dem Herrenhauſe zu⸗ 
geben und dort ſofort von der bereits gewählten und konſtituirten 
Kommiſſion in Berathung gezogen werden, ohne daß es dazu noch ei⸗ 
nes beſonderen Beſchluſſes des Plenums bedürfte. Da in der Kom⸗ 
miſſion des Abgeordneten⸗Hauſes über ſämmtliche vier Geſetze ein 
Einvernehmen zwiſchen der Regierung und den Mitgliedern, welche 
die Majorität des Hauſes vertreten, erzielt worden iſt, ſo werden die 
Plenarverhandlungen, zu wie heftigen Reden der Gegner fie auch An⸗ 
laß geben mögen, ſchließlich zu dem Ergebniß hinführen, daß die Ger 
ſetze, abgeſehen vielleicht von redaktionellen Verbeſſerungen an der 
Faſſung, welche ihnen die Kommiſſion gegeben hat, die Zuſtimmung 
des Hauſes erlangen. Eine entſchiedene Mehrheit iſt ihnen geſichert. 
Auch im Herrenhauſe ſind diesmal jene Schwierigkeiten beſeitigt, 
welche aus einer den Geſetzen ungünſtigen Zuſammenſetzung der Kom⸗ 
miſſion, die fie vorzuberathen hat, demſelben unter anderen Umſtänden 
bätten, erwachſen können. 

Zwar iſt zufolge eines Abkommens zwiſchen den Freunden und 
den Gegnern der Geſetze die Kommiſſion derartig zuſammengeſetzt 
worden, daß ſie aus beiden zu numeriſch gleichen Hälften von je 10 
Mitgliedern beſteht und mithin, wenn alle Mitglieder an den Be⸗ 
rathungen regelmäßig theilnehmen, wegen Stimmengleichheit poſitive 
Beſchlüſſe nicht zu Stande kommen können; indeſſen iſt doch wegen 


der vorläufigen Abweſenheit einiger den Geſetzen ungünſtigen Mit⸗ 


glieder die Konſtituirung der Kommiſſion derartig ausgefallen, daß 
der Vorſitzende und ſein Stellvertreter (Graf Münſter und Sulzer), 
wie der Schriftführer (Gobbin) zu den Freunden der Geſetze zählen 
und die Gegner derſelben im Kommiſſionsvorſtande nur durch den 
ſtellvertretenden Schriftführer (Graf Schulenburg⸗Beetzendorf) vertre— 
ten ſind. Es iſt ſomit wenigſtens dafür geſorgt, daß nicht in der 
Kommiſſion ſchon die Berathungen verſchleppt werden und man kann 
erwarten, daß die Kommiſſion Angeſichts der Unmöglichkeit, ſich über 
poſitive Beſchlüſſe zu verſtändigen, um ſo eher die Entſcheidung 
an das Plenum bringen wird. Es wird dann Sache der Re⸗ 
gierung ſein, für die Kirchengeſetze mit derſelben Energie einzutreten, 
welche ſich Behufs Durchſetzung der Kreis » Ordnung entwickelt hat. 
Der Landtag wird, ohne eine Vertagung im Sinne des Art. 52 der 
Verf.⸗Urkunde zu erfahren, formell verſammelt bleiben, wenn auch die 
Plenarſitzungen beider Häuſer, während die Kommiſſion des Herren⸗ 
bauſes über die Kirchengeſetze beräth, aus Mangel an diskuſſions⸗ 
fäbigem Stoff auf unbeſtimmte Zeit ausgeſetzt werden; inzwiſchen 
wird am 12. März der Reichstag zu feiner ordentlichen Seſſion zus 
ſammentreten. 

Die Kirchengeſetze müſſen noch im Laufe der gegenwärtigen 
Landtagsſeſſion, der letzten der laufenden Legislaturperiode, erledigt 
werden. Eine Vertagung des Landtags bis zum Herbſt wie im 
vorigen Jahre iſt diesmal ſchon um deswegen nicht gut möglich, weil 
mit der Legislaturperiode die Mandate der Abgeordneten erlöſchen 


ürfe, welche Verfaſſungsänderungen involviren, 
daher 
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und im Herbſte die Neuwahlen zum Abg.⸗Hauſe zu vollziehen ſind 
dieſe anzuberaumen, während der Landtag noch nicht endgültig über; 
die Kirchengeſetze entſchieden hat, würde zu einer Wahlagitation führen’ 
deren Verlauf ganz unberechenbar wäre. Wie tief in den Sommer 


hinein ſich auch die Landtagsſeſſion ausdehnen mag, ſie darf nicht 


geſchloſſen werden, bevor nicht die Kirchengeſetze erle- 
digt ſind. Mögen den einzelnen Mitgliedern des Landtages daraus 
auch noch fo viele perſönliche Unbequemlichkeiten erwachſen, das Staats⸗ 
intereſſe fordert von ihnen gebieteriſch die Erfüllung ihrer Pflicht als 
Volksvertreter. 


Um die Perſon des Fürſten Bismarck iſt zwiſchen der „Volks“ 
Ztg.“ und der „Nordd. Allg. Ztg.“ eine Fehde entſtanden. Die „Volks⸗Z.“ 
ſchrieb am Sonntag: 

Es iſt keine Frage, daß man in allen Sphären das Weſen von 
Eiſenbahnkonzeſſionen mindeſtens äußerſt naiv aufgefaßt hat. Auch 
der Reichskanzler iſt davon nicht freizuſprechen, indem er Preſſion auf 
das Handelsminiſterium ausübte und Petitionen annahm, als wenn 
das Handelsminiſterium zu ſeinem Reſſort gehörte. Ende Januar 
brachte die mesa der . in Sachen der Berlin⸗Star⸗ 
gardter Bahn folgenden Brief des Fürſten Bismarck an den Bürger⸗ 
meiſter von Pyritz d. d. 22. Januar: „Ich habe bedauert, daß meine 
Abreiſe mich verhindert hat, Ew. ae den und die Deputation 
aus Pyritz zu ſehen, und hätte ich, falls ich von Ihrer Abſicht früher 
unterrichtet geweſen wäxe, meine Abreiſe gern um einen Tag ver⸗ 
ſchoben. In Betreff der Eiſenbahnlinie Berlin-Pyritz⸗Stargard bin ich 
mit dem Inhalt Ihrer Bittſchrift ganz einverſtanden und ſeit län⸗ 
gerer Zeit bemüht, bei dem königlichen Handels⸗ 
miniſterium auf die Ausführung des rojektes 
nach Kräften hinzuwirken. v. Bismarck.“ — Unter ſolchen 
Umſtänden kann es kein Wunder nehmen, wenn jetzt an glaübhafter 
Quelle verſichert wird, daß Herr v. Keudell auf Hohen⸗Lübbichow 
bei Zehden, gegenwärtig deutſcher Geſandter in Konſtantinopel, die Kon⸗ 
zeſſion zu einer Eiſenbahn von Berlin über Freienwalde a. O. nach 
Pyritz und Stargard, nebſt Zweigbahn über Varzin nach Stolpmünde 
erhalten hat. 

Hierauf antwortete die „Nordd. Allg. Ztg.“ mit Rückſicht auf die 
dem Reichskanzler vorgeworfene „Preſſion“: 

„Wir wollen uns nicht mit der Frage beſchäftigen, welche Gründe 
die ſonſt den Monopolen feindliche Volks⸗Z.“ bewegen können, dem Publi⸗ 
kum die Wohlthat der Konkurrenz zwiſchen 2 Eiſenbahnlinien und den Py⸗ 
ritzern reſp. Neumärkern ihre Bahn nicht gönnen zu wollen. Wir machen 
hier nur darauf aufmerkſam, daß die preußiſchen Staatsminiſter für den 
Bririeb der Stagtsgeſchäfte | iſch verantwortlich ſind. Wenn 
Einer von ihnen glaubt, daß einem objektiv berechtigten Eiſen⸗ 
bahn⸗Unternehmen aus ünberechtigten Gründen, alſo etwa zum Aus⸗ 
ſchluß der Konkurrenz die Konzeſſion vorenthalten werde, ſo iſt es 
nicht nur ſein Recht, ſondern ſogar ſeine Pflicht, in ſolchem Falle auf 
die Verwaltung des Eiſenbahnweſens, für deren Geſammtergebniß 
jeder Miniſter mitverantwortlich iſt, eine Preſſion zu üben. 
die „Volks⸗Zeitung“ ihren vor Konkurrenz zu ſchützenden Klienten 
damit einen guten Dienſt erweiſt, daß ſie die Sache auf das perſön⸗ 
liche Gebiet überträgt, laſſen wir dahin geſtellt fein. Wenn fie von 
einer varziner Bahn ſpricht, ſo iſt anzunehmen, daß ſie mit dieſem 
tendenziöſen Namen auf die Deſiderien verſchiedener pommerſcher und 
weſtpreußiſcher Kreiſe nach ſekundären Bahnen anſpielen will. Dieſe 
Wünſche jener bisher der Eiſenbahnverbindung nicht erſchloſſenen Ge⸗ 
genden find gewiß ſehr lebhaft, aber noch leider ohne jede Ausficht 
auf Erfüllung, da bisher nicht bekannt geworden, daß irgend eine 
Geſellſchaft die Abſicht habe, jene Sekundär⸗Bahn zu bauen, reſp. eine 
Konzeſſion für dieſelbe zu erſtreben.“ \ 

Die hier in Rede ſtehende Bahn ift dieſelbe, wegen deren Nicht- 
konzeſſionirung der Bürgermeiſter Linſingen in Freienwalde kürzlich 
bittere Beſchwerde gegen den Handelsminiſter führte. Das Projekt, 
welches fünfmal zurückgewieſen ſei, wurde gerade als ein Beiſpiel dafür 
angeführt, daß die Vertreter der Kommune und Provinzen, wenn ſie 
mit Bahnvorſchlägen kämen, hinter den ſpekulirenden Geſell⸗ 
ſchaften zurückgeſtellt würden. Der Werth der Bahn, ſagte Herr 
Linſingen, für einen im Wohlſtande zurückgegangenen Landestheil 
iſt nicht zu verkennen, auch die militäriſche Bedeutung wird 
anerkannt, „die Bahn beſitzt aber leider den einzigen Fehler, daß ſie 
der Berlin-Stettiner Bahn Konkurrenz macht.“ Dieſen Fehler 
ſcheinen nun andere Miniſter, darunter Fürſt Bismarck, nicht aner⸗ 
kannt, ſondern den Handelsminiſter zur Ertheilung der Konzeſſion ge— 
drängt zu haben. Uebrigens geht aus der Entgegnung der „Nordd. 
Allg. Ztg.“ hervor, daß dieſe Preſſion noch nicht gewirkt hat, ein Be⸗ 
weis für die Selbſtändigkeit des Handelsminiſters. Darin eben liegt 
der Krebsſchaden unſerer Eiſenbahn angelegenheiten. Bei einer Or- 
densverleihung, bei Ernennung eines Landraths bedarf es eines for- 
mellen Beſchluſſes des Staatsminiſteriums und über eine Eiſenbahn, 
von deren Richtung oft das Wohl einer ganzen Gegend und von Mils 
lionen abhängt, entſcheidet ein einziger Miniſter, deſſen Befähigung un⸗ 
gemein bezweifelt wird. Deshalb leſen wir in einer neuen Entgegnung 
der „Nordd. Allg. Ztg.“ mit Genugthung, daß dieſe unvernünftige 
Vertheilung der Reſſortbefugniſſe geändert werden ſoll. Es heißt dort: 

In der nur zu wohl begründeten Anſicht, daß die Intereſſen des 
Publikums vor der Alleinherrſchaft weniger großer Geſellſchaften zu 
bewahren feien, daß folglich das Gemeinwohl Konkurrenzbahnen er⸗ 
fordere, befindet ſich der frühere Miniſterpräſident im Einklange mit 
der Majorität des Staatsminiſteriums. Seit Jahren war die Mehr⸗ 
heit der Miniſter dagegen, daß das wichtige Eiſen N 
dem alleinigen Ermeſſen des Handelsminiſtertums zu überlaffen ſei. 
Gegenwärtig haben auf Antrag des Fürſten Bismarck, dem Vernehmen 
nach, die ſämmtlichen Miniſter, den Handelsminiſter mit een 
zu Gunſten der Annahme des Grundſatzes ſich geeinigt, daß das Eiſen⸗ 
e en künftig an Staatsminiſterialbeſchlüſſe gebunden 
werde. 

Auf dieſe Weiſe wird der Einfluß der übrigen Miniſter ſich in 
durchaus berechtigter Weiſe äußern können. So lange dies nicht ge⸗ 
ſtattet war, können wir ein Unrecht nicht darin ſehen, daß Fürſt Bis⸗ 
marck auf andere Weiſe „Preſſion“ zu üben ſuchte. Anders ſteht es 
mit der anderen Frage ob es einem Miniſter anſteht, für einen Be⸗ 
amten eine Konzeſſion zu erwirken. Die Nachricht, daß Herr von Keu⸗ 
dell, der Reſſort⸗Beamte und frühere Amanuenſis des Reichskanzlers, 
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1873. 


die Konzeſſion zum Bau der Bahn Berlin⸗Freienwalde⸗Pyritz⸗Star⸗ 
gard nebſt Zweigbahn Varzin⸗Stolpmünde bekomme, wird zwar von 
der „Nordd. Allg. Ztg.“ mit der Bemerkung widerlegt, daß die Kon⸗ 
zeſſion für die Linie Berlin⸗Pyritz⸗Stargard vom Handelsminiſter 
nicht ertheilt worden ſei, aber es wird zugegeben, daß zu der Geſell⸗ 
ſchaft, welche die Konzeſſion durch Verwendung des Fürſten Bismarck 
zu erlangen ſuchte, Herr von Keudel gehörte. 


a. 


Injeraie 9 
beren pal. 
{ an die Expedition Aae und werden 


In der Steuerkommiſſion wurde der nach den gefaßten Beſchlüſ⸗ 
ſen zuſammengeſtellte Entwurf eines Geſetzes, betreffend die Auf he⸗ 
bung der Mahl⸗ und Schlachtſteuer, im Ganzen zur Abſtim⸗ 
mung gebracht, nachdem zuvor noch mehrere, im Weſentlichen redak⸗ 
tionelle Aenderungen getroffen waren. Die Annahme des Entwurfs 
erfolgte nahezu einſtimmig, und wurde darauf der vom Abgeordneten 
Zuckſchwerdt verfaßte Bericht verleſen und feſtgeſtellt. Bei der großen 
Wichtigkeit des Geſetzes für die mahl- und ſchlachtſteuerpflichtigen 
Städte theilen wir daſſelbe, wie es von der Kommiſſion geſtaltet iſt, 
nachſtehend mit: 


§. 1. In allen mahl⸗ und ſchlachtſteuerpflichtigen Städten wird 
von dem 1. Januar 1874 an die Mahl⸗ und Schlachtſteuer aufgeho⸗ 
ben und die Klaſſenſteuer eingeführt. $. 2. Die Schlachtſteuer kann in 
bisher mahl⸗ und ſchlachtſteuerpflichtigen Städten vom 1. Jan. 1874 
ab als Gemeindeſteuer forterhoben werden, wenn die Lage des ſtädti⸗ 
ſchen Haushalts es erfordert und die örtlichen Verhältniſſe dazu ge⸗ 
eignet befunden werden. Die desfallſigen Gemeindebeſchlüſſe, die zur 
Ausführung derſelben zu erlaſſenden örtlichen Schlachtſteuer⸗Regulative, 
und die zum Zwecke der Erhebung und Verwalkung der Schlachtſteuer 
durch ſtädtiſche Behörden und Beamte zu treffenden Einrichtungen un⸗ 
terliegen der Genehmi ung der Miniſter des Innern und der Finan⸗ 
zen. Die Gemeindebeſchlüſſe bedürfen von drei zu drei Jahren der 
adele ern daß gegen den übereinſtimmenden Beſchluß der 
ſtädtiſchen ertretung und des Magiſtrates (in der Rheinprovinz des 
Bürgermeiſters) eine Forterhebung der Schlachtſteuer unzuläſſig iſt. 
ade der bei der betreffenden Skadt beſtehende Mahl⸗ und Schlacht⸗ 
ſteuerbezirk andere Ortſchaften oder Theile von anderen Orſſchaften, 
und wird deren Ausſchließung durch anderweite Regelung des Schlacht⸗ 
5 nicht zuläſſig befunden, ſo iſt ſolchen Ortſchaften nach 
erhältniß ihres Beitrages zu dem Ertrage der Schlachtſteuer ein ent⸗ 
ſprechender Antheil des letzteren zu gewähren, deſſen Höhe durch Ver⸗ 
einbarung beſtimmt, andernfalls aber von den gedachten Miniſtern 
vorbehaltlich des Rechtsweges feſtgeſtellt wird. Dem Landtage iſt in 
der nächen Seſſion ein Verzeichniß derjenigen Städte vorzulegen, in 
denen die Schlachtſteuer als Gemeindeſteuer forterhoben wird. Nach 
dem Ablaufe von je drei Jahren ſoll das Bedürfniß des Fortbeſtandes 


der Gemeinde ⸗ enten f aufs Neue ie be Ueber das 


Reſultat der jedesmaligen Prüfung und die getroffene Entſcheidung i 

dem Landtage eine Vorlage zu machen. 8. 9. Eine He u 
ſtehenden Schlachtſteuerſätze mit Einſchluß des bisherigen Kommunal⸗ 
Zuſchlages kann nur durch Geſetz angeordnet werden. Ermäßigungen 
der bisherigen Steuerſätze, Befreiungen gewiſſer Gegenſtände von der 
Schlachtſteuer und andere den ſchlachtſteuerpflichtigen Verkehr erleich⸗ 
ternde, oder die Zuſtändigkeit der ſtädtiſchen Behörden betreffende Aen⸗ 
derungen der wegen der Schlachtſteuer beſtehenden Vorſchriften können 
durch die örtlichen Schlachtſteuer⸗Regulative eingeführt werden. Im 


Uebrigen finden die wegen der Schlachtſteuer des Staates beſtehenden 


Vorſchriften auch auf die vom 1. Januar 1874 ab als Gemeindeſteuer 
= erhebende Schlachtſteuer Anwendung. $. 4. Auf Antrag der betref- 
enden Stadt wird gegen Vergütung des von dem Finanzminiſter feſt⸗ 
N Koſtenbetrages, die Erhebung und Verwaltung der Schlacht⸗ 
teuer durch die Behörden und Beamten der Verwaltung der indirek⸗ 
ten Steuern des Staates für Rechnung der Stadt abgeſetzt. Die in 
dieſem Falle den ſtädtiſchen Behörden zukommenden Befugniſſe hinſicht⸗ 
lich der Kenntnißnahme und Einwirkung in Schlachtſteuerangelegenhei⸗ 
ten werden in der bezüglichen Uebereinkunft geregelt. §. 5. In Berlin 
ſind, falls die Schlachtſteuer als Gemeindeſteuer forterhoben wird, die 
zu den erſten beiden Stufen der Klaſſenſteuer gehörigen Perſonen im 
engeren Schlachtſteuerbezirke nicht zur Klaſſenſteuer heranzuziehen, und 
iſt die Stadt Berlin verpflichtet, ein dem muthmaßlichen Ertrage der 
Klaſſenſteuer der beiden unterſten Stufen entſprechendes Averfum zur 
Staatskaſſe zu entrichten. Das Averſum wird durch den 5 er 
beſtimmt und im Staatshaushalts⸗Etat erſichtlich gemacht. §. 6. Der 
im 8. 6. des Geſetzes wegen Abänderungs des Geſetzes vom 1. Mat 
1851 auf 11 Millionen feftgeftellte Jahresbetrag der Soll» Einnahme 
der Klaſſenſteuer wird mit Rückſicht auf die Einführung der Klaſſen⸗ 
ſteuer in den bisher mahl⸗ und ſchlachtſteuerpflichtigen Städten mit 
Einſchluß des nach 8 5 feſtzuſetzenden Averſums für Berlin auf 14 
Millionen Thaler erhöht. Die a 3 und 4 des $ 6 des ge⸗ 
nannten Geſetzes etwa eintretenden Erhöhungen oder 5 ungen 
der Steuerſätze der Klaſſenſteuer ($ 7a. a. O.) finden gleihmä 
ſämmtliche Steuerpflichtige Anwendung. 5. 7. Die in Bezug auf die 
Klaſſenſteuer den Bezirksregierungen zukommenden Befugniſſe und Ob⸗ 
liegenheiten werden für die Stadt Berlin der Direktion für die Ver⸗ 
waltung der direkten Steuern in Berlin übertragen. 

E ²˙¹ - LITER TB BET I ̃᷑⁵ NIT ' RETTET, 


Dentſchland. 


Berlin, 27. Februar. Aus Poſen wird gemeldet, daß der 
Präſident der Seehandlung, Günther, zum Oberpräſidenten für 


dort ernannt worden ſei; dieſe Nachricht iſt vorläufig jedenfalls irrig. 


Allerdings iſt ein hoher in Berlin weilender Beamter für jenen Poſten 
auserſehen, indeſſen ſteht es feſt, daß die Ernennung der 4 neuen 
Oberpräſidenten gleichzeitig erfolgen wird. Dieſe Angelegenheit iſt aber 
noch nicht in das Stadium gelangt, in welchem die allerhöchſte Entſchei⸗ 
dung durch Se. Majeſtät erfolgt. Es iſt begreiflich, daß die Entſchei⸗ 
dung über die Einberufung des Reichstages zu den eingehendſten Er⸗ 
örterungen Veranlaſſung gegeben hat. Es war im höchſten Grade 
wünſchenswerth, daß die kirchenpolitiſchen Geſetze noch in der jetzigen 
Seſſion des Landtages ihre Erledigung finden, bei ihrer großen Wich⸗ 
tigkeit nicht nur für die innere Geſtaltung des Staates, ſondern auch 
für die Entwickelung der deutſchen Verhältniſſe. Andererſeits 
durfte die Einberufung des Reichstages nicht weiter hinausgeſchoben 
werden, da demſelben die Erledigung höchſt wichtiger Finanzfragen 
obliegen wird. So war es nicht zu vermeiden, daß der Reichstag und 
der Landtag gleichzeitig tagen. — Dem Bundes rathe ift unterm 
25. d. M. der Entwurf eines Geſetzes über die Kriegsleiſtun⸗ 
gen vorgelegt worden. Für die Verpflichtung zu Kriegsleiſtungen 
und die Vergütung der letzteren iſt zur Zeit im ganzen Landesgebiete 
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mit Ausſchluß von Baiern und Württemberg das preußiſche Geſetz 
vom 11. Mai 1851 maßgebend. Der vorgelegte Entwurf verfolgt den 
doppelten Zweck: für das ganze Bundesgebiet in der gedachten wichti⸗ 
gen Materie Rechtseinheit herzuſtellen, ſowie die nach den gemachten 


Erfahrungen ſich empfehlenden Abänderungen und Ergänzungen der 


Beſtimmungen des Geſetzes vom 11. Mai 1851 herbeizuführen. In er⸗ 
ſterer Beziehung wird es einer näheren Begründung nicht bedürfen, 
daß eine gleichmäßige Sicherſtellung der Leiſtungen, welche für die be⸗ 
waffnete Macht im Kriege in Anſpruch genommen werden müſſen, ſo⸗ 
wie die Feſtſtellung gleicher Pflichten und Entſchädigungsberechtigun⸗ 
gen für die durch ſolche Leiſtungen Betroffenen angeſtrebt wird. Was 
dagegen die Abänderungen und Ergänzungen der Beſtimmungen des 
Geſetzes vom 11. Mai 1851 betrifft, fo iſt dabei im Allgemeinen zu 
bemerken, daß zunächſt bei der ſeitherigen Anwendung des Geſetzes 
nicht nur einzelne der Abhilfe bedürfenden Härten für die zu Kriegs⸗ 
leiſtungen Verpflichteten hervorgetreten ſind, ſondern es haben ſich auch 
manche Unklarheiten geltend gemacht, welche zu Weiterungen und Be⸗ 
ſchwerden geführt haben. Auch hat ſich neben dem Bedürfniſſe nach 
einer beſonderen Rückſichtnahme auf die Intereſſen der Marine die 
Nothwendigkeit ergeben, im Hinblicke auf die theilweiſe veränderte Art der 
Kriegführung und auf die Ungeſtaltung der wirthſchaftlichen und Ver⸗ 


kehrsverhälniſſe für das Kriegsleiſtungsweſen theilweiſe veränderte 


Einrichtungen zu treffen. Dieſe Geſichtspunkte haben dazu geführt, 
daß der vorgelegte Entwurf im Vergleich zu dem Geſetze vom 11. 
Mai 1851 theilweiſe Beſchränkungen in dem Maße der Leiſtungen, 
bezw. eine qualitative und quantitative Erweiterung der Entſchädi⸗ 
gungsanſprüche enthält, daß er ferner verſchiedene Beſtimmungen zwar 
ſachlich unverändert, aber in modifizirter Faſſung wiedergiebt, daß er 
endlich neue Kategorien von Leiſtungen aufführt, andere dagegen in 
Wegfall bringt. Abgeſehen hiervon beruht der Entwurf in der 
Hauptſache auf der Erwägung, daß die Grundlagen des preußiſchen 


Kriegsleiſtungsgeſetzes durch die Erfahrung erprobt ſind und daß ſie 


ſowohl dem Intereſſe einer wirkſamen Kriegführung entſprechen, als 
auf die Verhältniſſe der Leiſtungspflichtigen thunlichſt Rückſicht 
nehmen. > 


2 Berlin, 27. Febr. Heute morgen ſpielte in der Budget⸗ 
kommiſſion ein kleines Rührſtück. Die Kommiſſion war vor der 
Sitzung zuſammenberufen worden, um über den Nachtragsetat, betref⸗ 
fend die Anſtellung eines Unterſtaatsſekretärs im Handelsminiſterium 
zu berathen. Wider Erwarten erſchien Graf Itzenplitz in der Kom⸗ 
miſſion und führte mit unſicherer faft weinerlicher Stimme ungefähr 
Folgendes aus: „Ich habe nicht den Wunſch ein Amt fortzuführen, 
das mir ſolche Angriffe und Verdächtigungen zugezogen hat, ich wie⸗ 
derhole aber meine Erklärung aus dem Plenum, daß ich das Amt 
jetzt noch nicht niederlegen kann, weil ich meine im Intereſſe 
des Vaterlandes beſorgte Amtsführung noch rechtfertigen muß. Im 
Jutereſſe des Amtes und mit Rückſicht auf meinen Nachfolger iſt es 
wünſchenswerth einen Mann im Miniſterium zu haben, der ſich in 
alle Geſchäftszweige eingearbeitet hat.“ Bei einzelnen Abge⸗ 
ordneten genügte dieſe Erklärung; das Mitleid mit „dem armen alten 
Mann“ beſchwichtigte das konſtitutionelle Gewiſſen. Andere fanden 
die Auffaſſung, daß man ein Staatsamt auch aus perſönlichen Grün⸗ 
den fortführen dürfe, wenn das Staatsintereſſe die Niederlegung er⸗ 


heiſche, mindeſtens eigenthümlich und hielten es auch nicht ſonderlich 
rückſichtsvoll gegen den Nachfolger, dieſem einen Unterſtaatsſekretär 


vorab zu ernennen. Indeſſen fand in dem kleinen Zirkel, der über⸗ 


haupt von einer Art Begräbnißſtimmung beſchlichen wurde, dieſe An⸗ 


ſicht keinen lauten Ausdruck. Man ſagte ſich ſchließlich, das Handels⸗ 
miniſterium braucht jedenfalls einen, wenn nicht gar mehrere Unter⸗ 


Das letzte der diesjährigen Hoffeſte, 

der am Faſtnachtsabende herkömmliche Ball, zu welchem etwa 1500 
Einladungen ergangen waren, fand am 25. d. M. im Weißen Saale 
des königl. Schloſſes ſtatt. Die unter'm 9. d. M. angeſagte Hoftrauer 
war für dieſen Abend abgelegt worden, die Damen erſchienen im Ball⸗ 
kleide, die Herren in Gala, die vom Militär im Hofball⸗Anzuge. Der 
„St.- A.“ berichtet durüber: 

In Folge der zu 9 Uhr ergangenen Einladungen hatten ſich um 


dieſe Zeit die Damen, die fürſtlichen Gäſte, das diplomatiſche Corps, 


die Exzellenzen und die tanzenden Herren im Weißen Saale, die Gene⸗ 
ral⸗Majors und die Räthe erſter Klaſſe in dem Ausbau der Bilder- 
Gallerie, die übrige Geſellſchaft in der letzteren ſelbſt verſammelt. Für 


die königlichen Prinzen und Prinzeſſinnen waren die Einladungen zu 


9% Uhr nach dem Kurfürſtenzimmer, für deren Hofſtaaten und Damen 
nach dem Königszimmer und der boiſirten Gallerie ergangen. Das 
Souper wurde von 11 Uhr ab an Büffets genommen, die in der neuen 
Gallerie, in dem Braunſchweigiſchen Saal, in der erſten Braunſchwei⸗ 
giſchen Kammer neben dem Schweizer Saal, in dieſem und den 
Königin⸗Eliſabethkammern aufgeſtellt waren; in erſterer — der neuen 
Gallerie — fand daſſelbe ſtatt für die allerhöchſten und höchſten Herr⸗ 
ſchaften, für die Botſchafter und deren Gemahlinnen, ſowie die am 
hieſigen Hofe beglaubigten Miniſter und Miniſterreſidenten und deren 
Gemahlinnen, die Chefs fürſtlicher Häuſer und ſämmtliche fürſtliche 
Damen, die General⸗Feldmarſchälle und die Generale der Infanterie 
und der Kavallerie, die aktiven Staatsminiſter und ſämmtliche Exzel⸗ 
lenzen⸗Damen. Der Kaiſer, welcher die Uniform des Regiments der 
gardes du corps angelegt hatte, erſchien mit der Kaiſerin-Königin um 
9½ Uhr, ließ die der Tanzordnung gemäß angeſetzte Polonaiſe aus⸗ 
fallen und ging ſtatt deren zur Begrüßung der Geſellſchaft im Weißen 
Saale im Cerele herum. Unter den Gäſten waren der Erbgroßherzog 
von Mecklenburg ⸗Strelitz, der Erbprinz und die Erbprinzeſſin von 
Schwarzburg⸗Sondershauſen, der großbritanniſche und franzöſiſche 
Botſchafter, der Reichskanzler Fürſt von Bismarck nebſt Familie, die 
General-Feldmarſchälle Graf Wrangel, Graf Moltke, Herwarth 


von Bittenfeld, der Präſident des kgl. Staats⸗Miniſteriums Generals 


Feldmarſchall Graf von Roon, die Staats⸗Miniſter Graf Itzenplitz, 
Dr. Leonhardt, Dr. Falk, Delbrück, v. Kameke ꝛc. anweſend. Die Ball⸗ 
Muſik wurde von dem Muſik⸗Con ps des Garde-Füſilier-Regiments aus⸗ 
geführt. Ihre Majeſtäten verweilten bis nach 2 Uhr auf dem Feſte, 
welches bald darauf ſein Ende erreichte. 


Zur Gopernikusfeier in Thorn 
bringt die „Danz. Ztg.“ nachträglich noch die Rede, welche der Ver⸗ 
treter der Univerſität Bologna, Prof. Cav. Gaetano Pelliccioni, 
bei dem Hauptfeſtakte im großen Rathhausſaale am Nachmittag des 
18. Februar in lateiniſcher Sprache hielt, in wortgetreuer deutſcher 
Ueberſetzung. Sie lautet: 5 


ſtaatsſekcetäre noch neben einem neuen Miniſter, um Alles gut zu ma⸗ 
chen, was die Itzenplitz'ſche Verwaltung anders gemacht hat. Die 
Bewilligung erfolgte demgemäß einſtimmig. Freilich waren von 21 
Mitgliedern der Kommiſſion nur 11 anweſend. Man glaubt nicht, 
daß Itzenplitz vor dem Hauſe wieder erſcheinen wird. Die Freunde 
der Regierung hoffen, daß dieſe kleine Szene von heute morgen und die 
Nachricht, wonach Eiſenbahnkonzeſſionen künftig im Geſammtminiſterium 
geprüft werden ſollen, vollſtändig genügen müßten, alle Oppoſition 
gegen die Eiſenbahnanleihe zu entwaffnen. In der That halten wir es 
bei der gegenwärtigen Zuſammenſetzung des Abgeordnetenhauſes für 
durchaus nicht unmöglich, daß gerade dem „armen alten Manne“ die 
120 Millionen bewilligt werden. — Man glaubt, daß Achenbach eum 
spe succedendi zum Unterſtaatsſekretär im Handelsminiſterium werde 
ernannt werden. — Bekanntlich hatte Miniſter Camphauſen die Auf⸗ 
hebung des Zeitungs⸗ und Kalenderſtempels ſchon im 
Herbſt 1871 im Staatsminiſterium beantragt. Der Antrag war aber 
an dem Widerſpruche Bismarcks geſcheitert. Gegenwärtig ſoll wiederum 
ein dahin gehender Antrag Camphauſens dem Staatsminiſterium vor⸗ 
liegen Wenigſtens wollte man heute im Abgeordnetenhauſe mit Be⸗ 
ſtimmtheit wiſſen, daß die Abgg. Lasker und Richter ihren Antrag, die 
Aufhebung des Stempels noch in dieſer Seſſion zu verlangen, nur 
mit Rückſicht auf ſchwebende Verhandlungen im Miniſterium für acht 
Tage (bis zur 3. Leſung des Etats) zurückgelegt haben. Inzwiſchen 
haben die Klerikalen ſelbſtſtändig einen Geſetzentwurf wegen Aufhebung 
des Stempels vom 1. Juli ab eingebracht. Unterzeichnet iſt der Antrag 
u. A. auch vom alten Rundſchauer Gerlach. So ändern ſich die Zeiten. 
Gerlach ſtimmte bekanntlich neulich auch gegen die geheimen Fonds. 
Der Geſetzentwurf der Klerikalen wird keinesfalls vor dem Antrag der 
Liberalen im Hauſe debattirt werden. Eben weil Anträge raſcher als 
Geſetzentwürfe das Haus paſſiren und Geſetzentwürfe, welchen die Re⸗ 
gierung nicht zuſtimmt, doch im Herrenhauſe liegen bleiben, haben die 
Abgg. Lasker und Richter die Form des Antrags gewählt. Bekanntlich 
hatte Geh. Rath Burghart in der Steuerkommiſſion erklärt, die Re⸗ 
gierung werde niemals einem Geſetzentwurfe zuſtimmen, der auch in 
Berlin für die unteren Stufen die Einkommenſteuer cin? 
führe. „Naheliegende politiſche Bedenken, Steuerverweigerung u. dgl.“ 
machten dies geradezu unmöglich. Dieſe Aeußerung hat hier viel Senſa⸗ 
tion gemacht und Magiſtrat wie Stadtverordnete in Bewegung geſetzt. 
Aber ſiehe da — geſtern Abend bei Feſtſtellung des Berichts der Steuer⸗ 
Kommiſſion desavouirte Geh. Rath Burghart ſeine „im Namen des 
Staatsminiſteriums“ abgegebene Erklärung, erklärte, nur ſeiner perſön⸗ 
lichen Auffaſſung Raum gegeben zu haben und ſuchte ſeine Worte 
milder zu deuten. Eine ſchriftliche Wiedergabe feiner neulichen Aus⸗ 
laſſung lehnte er ausdrücklich ab. 

Berlin, 27. Februar. Nachdem die Ausſichten auf eine gleich⸗ 
artige Uniformirung der baier iſchen mit der deutſchen 
Ar mee ſchon nahezu als geſchwunden erachtet werden konnten, ſcheinen 
ſich dieſelben neuerdings in günſtigſter Weiſe wieder eröffnen zu wollen. 
Nach übereinſtimmenden Nachrichten ſind die Beſtellungsaufgaben für 
eine Neuliefrung von mehreren taufend baierſchen Raupenhelmen, wie 
die von noch N anderen ſpezifiſch baierſchen Ausrüſtungsſtücken 
ſiſtirt worden. Das Thatſächliche des bisherigen Verlaufs der Aus⸗ 
rüſtungs⸗ und Uniformirungsfrage der baierſchen Armee wird dahin 
angegeben, daß ſich die Mitte v. J. aus je einem Stabsoffizier jeder 
Waffengattung und unter Beiordnung mehrerer Generäle eingeſeßte 
Ausrüſtungs⸗Kommiſſion zweimal in ihrer weit überwiegenden Mehr⸗ 
heit, oder nach anderen Nachrichten ſogar mindeſtens zunächſt einſtiem⸗ 
mig für den vollkommenen aus des Ausrüftungsh i 
erſchen Armee an den der deutſchen Armee ausgeſprochen hat, daß die 
betreffenden Vorſchläge aber höheren und höchſten Orts ablehnend 
beſchieden worden find. So ſtand das Sachverhältniß noch am 

1. Januar d. J., bis zu welchem Termin vertragsmäßig die Gradab- 
zeichen der preutziſch⸗deutichen Armee auch bei den baierſchen Truppen 


Um Eure Nachſicht, hochverdiente Männer, bitte ich, wenn ich, der 
deutchſen Sprache unkundig, lateiniſch die Gefühle auszudrücken ver⸗ 
ſuche, welche mich im Innerſten darüber bewegen, daß mir der Auf- 
trag geworden iſt, in dieſer zahlreichen Verſammlung ebrenwerther 
Bürger und Gäſte die älteſte Univerſität Italiens, ja Europas, näm⸗ 
lich Bologna, zu vertreten. Durch beſonderes Glück iſt es mir zu 
Theil geworden, während meine Kollegen nur im Geiſte hier fein kög⸗ 
nen, Euer Antlitz zu ſchauen und theilnehmend an Eure Freude die 
Mauern zu ſehen, in welchen der unſterbliche Mann, deſſen 400 jäh ri⸗ 
gen Geburtstag wir heute feiern, das Licht der Welt erblickte. Um 
aber den mir gewordenen Auftrag zu erfüllen, begrüße ich im Namen 
des akademiſchen Senats und des Profeſſorenkollegiums der Univer⸗ 
ſität Bologna die Behörden und die Bürgſchaft Thorns, gleichwie den 
ausgezeichneten Copernikus⸗Verein und ſage Euch Allen den wärmſten 
Dank dafür, daß ihr die Denkmäler, das Wohlwollen und die Gaſt⸗ 
freundſchaft, welche einſt zwiſchen Eurem unſterblichen Landsmanne und 
der Stadt Bologna beſtanden, erneuert habt. Daran geloben wir 
nicht nur in Briefen und Schriften, ſondern auch im Herzen fortwäh⸗ 
rend zu gedenken. Außer Stande, neues Lob dem Copernikus zu ſpen⸗ 
den, will ich Eure Zeik nicht weiter in Anſpruch nehmen. Der Ruhm 
eines ſolchen Mannes iſt derartig, daß er durch Worte vielleicht ab⸗ 
geſchwächt, niemals aber erhöht werden kann. „Die Himmel erzählen 
feine Ehre!“ „Glücklicher Copernikus“. Ein Denkmal, das kein An⸗ 
drang der Stürme, kein Alter der Zeit, keine Wuth der Menſchen 
(das ſchlimmſte aller Verderben) zu vernichten vermag; ein Denkmal, 
ſtolzer und dauernder, als die gefeierten Rieſenbauten Aegyptens und 
Aſiens, haſt Du Dir in den Sternen ſelbſt errichtet. So lange des 
Menſchen Augen zum Himmel aufblicken und der Sterne wunderbare 
Schaaren und Bahnen anſchauen, wird Dein Name, der Du jenen 
Geſetze zu geben wagteſt, gefeiert werden. Und du, Sonne, die du 
durch ſeine Hufe den vom Stolz und ſichern Aberglauben der Men⸗ 
ſchen angemaßten Thron behaupteſt. Die du, nach Verlauf von vier 
Jahrhunderten, nach manchem Wechfel der Dinge, nach mancher Noth 
und Mühe, endlich die beiden Völker, das deutſche und das italieniſche 
mit Gottes Hilfe in ihre Rechte wieder eingelegt ſiehſt; möchteſt du 
immer beide Nationen, die dein Befreier liebte, in den Werken des 
Krieges und des Friedens durch alle Zeit vereint und gemeinſam vor⸗ 
wärts ſchreiten ſehen. 


Aus Berlin. 


1 20 Wilhelm Bürckert, Kaufmann in Frankfurk a. M,, hatte 
dem Fürſten Bismarck, bei deſſen Aufenthalt in jener Stadt 
zur Zeit des letzten Friedensſchluſſes eine beitere Ovation dargebracht, 
die von dem Fürſten gemüthlich aufgenommen wurde. Bei ſeiner 
jüngſten Anweſenheit in Berlin it nun Herr Bürckert dadurch ange⸗ 
nehm überraſcht worden, daß ihm vom Reichskanzler eine Einladung 
wurde, im engſten Familienkreiſe des Hauſes, in der Wilhelmsſtraße, 
zu ſpeiſen. ir brauchen wohl nicht zu ſagen, daß der Frankfurter 
hocherfreut dem freundlichen Rufe gefolgt iſt. 3 

Ein Kaufmann aus Danzig, der am Sonnabend hier mit der 
Bahn eintraf, um ein größeres Geſchäft abzuſchließen, wurde, als er 
das Hotel betrat, wohin er ſich per Droſchke begeben, darauf aufmerk⸗ 
ſam gemacht, daß fein Ueberzieher an der linken Seite entzwei ge⸗ 
ſchnitten zu ſein ſcheine. Beſtürzt faßte der Mann in die Taſche, und 
ſiehe, die Brieftaſche, die 10,000 Thlr. in Banknoten 
enthalten, fehlte. Wahrſcheinlich war dieſelbe von einem gewandten 
Escamoteur während der Fahrt uf der Bahn entwendet worden. 
Trotz der ſofort gemachten Anzeige b 
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eingeführt werden ſollten. Noch in den Monaten November und Des 
zember v. J. waren dazu die erwähnten Neubeſtellungen aufgegeben 
worden. Von ſpezifiſch baierſcher Seite wurde im Gegenfatz zu den 
Vorſchlägen jener Kommiſſion in erſter Reihe mindeſtens die Beibe⸗ 
Rae bald als antik, bald als traditionell und nationgl bezeich⸗ 
neten Raupenhelms, wie die der angeblich ebenſo wie dieſe Kopfbe⸗ 
deckung ſeit unvordenklichen Zeiten bei der baierſchen Armee einge⸗ 
führten Uniformirung in der hellblauen baierſchen Natien Trrbe bes 
anſprucht. Eine Haupteinwirkung auf den jetzt ſich kund⸗ 
gebenden Umſchwung, ſcheint ein Artikel der „N. Mili- 
käriſchen Blätter“ ausgeübt zu haben, in welchem 
geſchichtlich und unwiederleglich nachgewieſen worden iſt, daß die Ein⸗ 
führung des Raupenhelms bei der bairiſchen Armee erſt in Nachah⸗ 
mung der damaligen Kopfbedeckung der engliſchen Truppen dom 
Jahre 1792 datirt, und daß bereits 1800 deſſen Wiederabſchaffung vers 
fügt worden war, welche auch erfolgt ſein wurde, wenn nur die für 
die Beſchaffung der neuen aner erforderlichen Geldmittel nicht 
ſcden elt hätten. Ebenſo datirt die Einführung der hellblauen baier⸗ 
chen Uniformfarbe erſt von 1800, und iſt Diefelbe ſogar erſt 1813 kon⸗ 
ſtant geworden. Die Berufung auf eine hiſtoriſche und traditionelle 
Wespen dieſer Unterſcheidungszeichen iſt dadurch allerdings für 
die ſpeziſiſch beierſche Partei durchaus hinfällig geworden. An der 
hellblauen Uniformfarbe wird indeß nach neueren bayerſchen Metthei⸗ 
lungen doch G feſigehalten werden, wogegen indeß die 
Frage eines Erſatzes des Raupenhelms durch die preußiſch⸗deutſche 
Pickelbaube jetzt eruſtlich in Betracht gezogen ſein ſoll. Ebenſo dürfte 
auch der Wegfall der Bezei nung Chevaurslegers für die ſechs leichten 
baierſche⸗Kavallerie Regimenter und deren Umwandlung in Dragoner 
erfolgen. Für die theilweiſe Umwandlung der 10 vorhandenen Jigern Ba⸗ 
taillone in zwei Füſilier⸗oder Schützen Regimenter werden die Ausſichten 
noch als wenig geklärt bezeichnet. Ein Hauptgewicht ſcheint man von 
ſpezifiſch baierſcher Seite gegenwärtig auf die unbedingte Aufrechthal⸗ 
tung geſonderter baierſcher Militair⸗Lehranſtalten zu legen, doch würde 
nachdem die deutſche Militair⸗Akademie neuerdings dem großen deut⸗ 
ſchen Generalſtab unterſtellt und ſomit ihrer bisherigen Bedeutung 
als ausſchließliches Lehr⸗Inſtitut entkleidet worden iſt, eine Mitheran⸗ 
ziehung auch der baieriſchen Offiziere zu den ſomit auch derſelben er⸗ 
öffneten Generalſtabs Kurſen wohl kaum noch verweigert werden 
können. Bekanntlich war bei Eröffnung des Krieges von 1870 fran⸗ 
zöſiſcherſeits die Mitwirkung einer zerlegbaren und; darum transpor⸗ 
tablen Kanonenboot -Flotille auf dem Rhein in Ausſicht genommen. 
Später fanden eine Anzahl dieſer Fahrzeuge bei der Vertheidigung 
von Paris, ſowohl während der deulſchen Belagerung, wie bei dem 
ſpäteren Aufſtande der Kommune auf der Seine, und gleicherweiſe auch 
vor Orleans auf der Loire eine aktive Verwendung, wo bei der 
zweiten Einnahme dieſer Stadt für derartige Boote in den deutſchen 
Beſitz übergegangen ſind. Neuerdings hat nun eine Veröffentlichung 
der mit dieſen Fahrzeugen gemachten Erfahrungen ftattgefunden, und 
befigt dieſelbe infofern ein allgemeineres Intereſſe, als ſich daraus die 
Eigenverhältniſſe und Schwierigkeiten der Verwendung von ſchwim⸗ 
menden Batterien und überhaupt Kriegsfahrzeugen auf europäi⸗ 
ſchen Flüſſen beurtheilen laſſen. Es ſtellt ſich nach dem franzöſiſchen 
Bericht heraus, RR bei der unglücklichen Kriegseröffnung die für den 
Rhein beſtimmte Flotille erſt in Paris angelangt war und daß die⸗ 
ſelbe bis zu ihrer ſpäteren Benutzung dort zurückgehalten wurde. 
Dieſelbe beſtand aus der Yacht „Puebla“, 5 ſchwimmenden Batterieen, 
9 Kanonenboten, 6 Barkaſſen und 6 Dampfkuttern, zuſammen alſo 27 
Fahrzeugen, von je 2 und 3 bis 40 Pferdekraft und 1 bis 2 2 
(12 bis 21 Cm.⸗Kanonen) mit zuſammen 29 Offizieren und 573 . 
Beſatzung. Den Oberbefehl war der Kontreadmiral Exelmanns zu 
führen beſtimmt. Die erſte Verwendung von dreien dieſer Fahrzeuge 
fand am 23. Sept. bei Surennes ſtatt, und lief dabei das eine Kanye 
nenboot auf den Grund, ſämmtliche Fahrzeuge aber erlitten durch das 
dieſſeitige Feuer ſo ſchwere Beſchädigungen, daß ſie kaum noch gebor⸗ 
gu zu werden vermochten. Bei einem ſpäteren Verſuch wurde das 
anonenboot „Farcy“ durch den erſten Schuß leck und bewegungsun⸗ 
fähig. Am 29. Nov. lief die Batterie Nr. 4 auf einen Brückenpfeiler 
auf, und folgte von hier ab Unglücksfall auf Unglücksfall, meiſt dur 
Auflaufen der Fahrzeuge auf verborgene Strom inderniſfe oder 
deren Aneinanderfahren verurſacht. Einen irgendwie erheblichen Nutzen 
hat die Flotille nach dem eigenen franzöſiſchen Eingeſtändniß bei fei- 
ner Gelegenheit geleiſtet. Wohl ſoll dieſelbe indeß während des Auf⸗ 
ſtandes der Kommune, wo ſich die Kommunarden ihrer bemächtigt hat⸗ 
ten, günſtigere und wirkſamere Reſultate erzielt haben. 


fung des geſtoblenen Gutes ſehr fraglich, da der Beklagenswerthe 


nicht einmal weiß, ob er auf den letzten Stationen vor Berlin 
das Geld noch gehabt oder nicht, da er von dort bis hierher fanft - 
geſchlummert. i 
Auf der Börſe zirkulirt folgender Witz. Ein Kaufmann wünſchte 
einen Laden in der Paſſage zwiſchen den Linden und der Behren⸗ 
ſtraße zu miethen. Die Räumlichkeit gefiel ihm, und er dem Vermie⸗ 
ther. „Was ſoll ich Miethe zahlen?“ fragte er. „Fünftauſend Thaler“ 
lautete die Antwort. „Zwar ſehr theuer“, entgegnete nunmehr der 
Miether, „aber — — da es bier einmal um Durchgehen einge⸗ 
richtet iſt, will ich in den ſauren Apfel beißen.“ 

Ein komiſcher Vorfall fol ſich vor einſgen Abenden im 
Konzertſaale des königlichen Schauſpielhauſes währen, einer Vorſtel⸗ 
lung des Zauberkünſtlers Baſch ereignet haben. Man ſchreibt dem 
Fobl. darüber Folgendes: Ein ſchlichter Mann ſaß in einer Parterre⸗ 
loge und ſchenkte, wie das ganze zahlreiche Publikum, der Zaubervor⸗ 
ſtellung und den prachtvollen agioskopiſchen Darſtellungen große 
Aufmerkſamkeit. Dieſe ſteigerte ſich aber ganz gewaltig als zum 
Schluſſe der Vorſtellung die Geiſter und Geſpenſter erſchienen. Nach 
jeder Szene wuchs ſein Erſtauen, aber kopfſchütteld murmelte er: 
„das war fie noch nicht.“ Endlich, gegen den Schluß der Vorſtellung, 
erhob er ſich in großer Aufregung und rief: „Sie, Herr Zauberer, 
wo iſt den nun meine Frau? Sie kommt ja gar nicht und Sie 
haben doch ihre Photographie erhalten? Das Publikum konnte ſich die⸗ 
ſen Zwiſchenfall nicht erklären, man lachte und murmelte, als bei dem 
Erſcheinen eines neuen Geiſtes der Mann bieder rief: „Da iſt fie 
ja, mein eheliches Geſpenſt“ und mit geſträubten Haaren ftarrte er die 
Erſcheinung an, bis ſie verſchwand. Der Mann hatte vernommen, 
daß Herr Baſch die „Geiſter der Vorſtorbenen“ zitiren könne, hatte 
daher den Zauberer privatim gebeten, feine verſtorbene Frau ſicht⸗ 
bar zu machen. Der Künſtler ging auf den Wunſch ein und verlaugte 
nur — natürliche Weiſe — die Photographie der Seligen, worauf es 
base Leichtes war, ein Geſpeuſt in ähnlicher Maske erſcheinen zu 
„Wie die „Volks Zig.“ aus zuverläſſiger Quelle erfährt, hat die 
Petition der Wugnervereine um Ueberlaſſung des Opernhauſes zur 
Aufführung einer Wagnerſchen Oper, welche von dem Kompo⸗ 
niſten ſelbſt dirigirt werden ſoll, inſofern Erfolg gehabt, daß der Kai⸗ 
fer in Uebereinſtimmung mit Herrn v. Hülfen ſich damit einverffanden 
erklärt hat, daß Wagner den „Lohengrin“ im Overnhauſe dirigiren 
möge. Der Ertrag würde der Kaſſe des Bayreuther Unterne mens 
über wieſen werden. Hierbei hat ſich der Kaifer gegen ein Hinausge⸗ 
hen über die üblichen höchſten Preiſe im Opernhauſe erklärt. Die in 
einigen Blättern erwähnte Differenz zwiſchen Herrn v. Hülſen und 
Wagner beſteht nur in der Frage, ob „Lohengrin“ in der bisherigen 
Weiſe oder vollſtändig, wie die Oper komponirt worden, zur Aufffüh⸗ 
rung gelangen ſoll. Im letzteren Falle würden in inſtrumentaler ſo⸗ 
wohl wie geſanglichex und deforaliver Beziehung Aenderungen vorge⸗ 
nommen werden müſſen, welche ebenſo koſtſpielig als zeitraubend — 
die Aufführung ſoll ſchon im März ſtattfinden, — ſein würden. 

Welchen großartigen Umfang der Oſterumzug annehmen 
wird, dafür ſpricht wohl am beſten die Thatſache, daß bereits jetzt, 
noch über vier Wochen vor jenem Termin, ein Möbelwagen für den 
Umzug kaum zu haben iſt. Die Beſitzer ſolcher Fuhrwerke ſind mit 
Aufträgen derart überhäuft, daß ſie neue gar nicht mehr annehmen. 
Berlin wird zum Quartalswechſel alſo wohl wieder das Bild einer 
großen Völkerwanderung bieten, bei der alle möglichen Transport⸗ 
mittel benutzt werden dürften. 
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— Der bereits erwähnte Erlaß des Kaiſers bezüglich der dies⸗ 
jährigen größeren Truppenübungen beſtimmt Folgendes: 

Hinſichtlich der Uebungen des Garde⸗Corps ſoll das General⸗ 
Kommando Vorſchläge machen, wobei auf eine mehrtägige Uebung 
der Garde⸗Kavallerie im Diviſionsverbande Bedacht zu nehmen iſt. 
Mückſichtnahme auf möglichſte Koſtenerſparniß muß im Uebrigen für 
jene Vorſchläge maßgebend fein. Die Uebungen des Garde⸗Corps und 
der 
daran betheiligten Truppen im Allgemeinen am 15. September d. J. 
in ihre Garniſonsorte zurückgekeh ik ſind. Die geſammte Kavallerie 
des 4. Armee⸗Corps ſoll zu einer Uebung im Diviſions⸗ und Briga⸗ 
deverbande zuſammengezogen werden. Der Oberbefehlshaber des Be⸗ 
ſatzungsheeres in Frankreich wird nach vorheriger Kommunikation 
mit den betheiligten Kriegsminiſterien hinſichtlich der Uebungen des 
Beſatzungsheeres Beſtimmungen tr ffen. Die Zuſammenziehung einer 
Kavallerie⸗Diviſion in der Stärke von mindeſtens ſechs Regimen⸗ 
tern zu einer mehrtägigen Uebung im Diviſionsverbande iſt, ſofern 
die Verhältniſſe dies geſtatten, ins Auge zu faſſen. Uebungen der 
Landwehr finden nicht ſtatt. Mannuſchaften der Reſerve ſind bei der 
Infanterie, den Jägern und Schüben * Uebungen nicht einzuberufen. 
Bei Graudenz wird im Juli und Auguſt eine Belagerungs⸗ und 
Pontonier⸗Uebung abgehalten. 


— Wie verſichert wird, hat die Unterſuchungs⸗Kommiſſion 
für des Eiſenbahnrezeſſionsweſen ſich ſogleich an den Juſtizminiſter mit 
dem Erſuchen gewandt, durch ein Geſetz die Kompetenz der Kommiſſion 
zur Vernehmung von Zeugen u. ſ. f. feſtzuſtellen. Nach den Erörte⸗ 
rungen, welche vorher über dieſen Gegenſtand ſtattgefunden haben, iſt 
nicht zu bezweifeln. daß die Regierung auf dieſes Verlangen eingehen 
wird, und es wird die betreffende Geſetz-Vorlage wahrſcheinlich in den 
nächſten Tagen dem Hauſe zugehen, welches ſie — und ebenſo auch das 
Herrenhaus — vermuthlich kurſoriſch erledigen wird. 


— Dem Abgeordnetenhauſe iſt noch ein Nachtragsetat zugegan⸗ 
gen, in welchem 5000 Thlr. für einen Unterſtaatsfekretär beim 
Handelsminiſterium gefordert werden. 

— Die geographiſch⸗ſtatiſtiſche Abtheilung des preußiſchen Gene⸗ 
ralſtabes oll mit Beſchaffung des Kriegskartenbedarfs für alle 
Kontingente des deutſchen Heeres betraut und die erforderliche Aus⸗ 
gabe als gemeinſame Ausgabe ſämmtlicher Bundesſtaaten behandelt 
werden. Die Deckungsmittel ſollen, wie alle für den Krieg veran⸗ 
laßten gemeinſchaftlichen Ausgaben aus der Kriegsentſchädigung vor⸗ 
weg zu entnehmen ſeien. 

Breslau, im Febr. Nach einer Mittheilung, die der „E. Ztg.“ 
zugeht, wird die neue Zeitung, die hier mit dem 1. Juni ins Leben 
treten ſoll, den Titel „Schleſiſche Preſſe“ führen. Als Chefre⸗ 
dakteux des Blattes, das ein Organ der nationalliberalen Paxtei ſein 
Fol, iſt S. E. Köbner, gegenwärtig Redakteur des „Hann. Curier“, 
engagirt. „Sein Kontrakt ſchließt allen fremden Einfluß auf die 
Haltung des Blattes aus.“ Die Leitung des kommerziellen Theils 
übernimmt Max Wirth. 

Görlitz, 22. Februar. Gegenüber den Mittherlungen der „Schle⸗ 
ſiſchen Zeitung”, denen zufolge es unmöglich wäre, daß der Handels⸗ 
miniſter Graf Itzenplitz bei der Eröffnung der Berlin⸗Görlitzer 
Bahn einen Toaſt auf den Dr. Strousberg ausgebracht habe, konſta⸗ 
rt der „Görlitzer Anzeiger“ auf Grund der Ausſagen von Theilneh⸗ 
mern des Feſtes, daß der fragliche Toaſt wirklich am 13. Auguſt 1867 
gusgebracht worden iſt und zwar vom Handelsminiſter. Es iſt in der 
That überraſchend bemerkt ein Korrzſpondent der „Voſſ. Ztg.“, daß 
die „Schleſ. Ztg.“ ein ſolches Dementi hat aufnehmen können, während 
ſie bei einer ng an kompetenter Stelle erfahren mußte, daß 
der Toaſt wirklich gehalten iſt. Da von hier aus Magiſtratsmitglie⸗ 
der, das Bureau der Stadtverordneten, Vertreter der Handelskammer 
x. an dem Feſte mit Theil genommen haben, fo find hier Zeugen für 


En Toaſt in Hülle und Fülle vorhanden. — Die Nachricht, daß die 
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Fe eine nothgedrungene abermalige 


uchung fein wird, erregt bier großes Intereſſe, um jo mehr, 


Sgeſchichte der Berlin⸗Görlitzer Bahn mit Gegenſtand 
0 nicht gelungen iſt, in dies Dunkel Licht zu bringen. Hat 


da es bis 


doch der zur Durchſicht der Baurechnungen der Bahn deputirte bishe⸗ 


rige Syndikus Breslauer von hier ausdrücklich die Erklärung abgege⸗ 


ben, daß auf Grund der vorliegenden ae Decharge über- 
a 


haupt nicht beantragt werden könne, und des ein Separatvotum 
abgegeben. — Bei der Unterſuchung wird ſich auch herausſtellen, was 
den Nonzefſtonairen an Gewinn zugefloſſen iſt. 

Gotha, 24. Febr. Es war keine erfreuliche Anrede, mit welcher 
vor einigen Tagen der Staatsminiſter v. Seebach den neuen Land⸗ 
tag des Herzogthums Sachſen⸗Gotha eröffnete denn ſie enthielt die 
Mittheilung eines Defizits in den i und daraus hervor⸗ 

Erhöhung der Steuern. 

eit das Herzogthum den vollen Matrikularbeitrag zu den Ausgaben 
für das deutſche Reichsheer zahlen muß, ſind die früheren guten finan⸗ 
ziellen Verhältniſſe verſchwunden und die Einkommenſteuer, welche 
ehemals ganz unbekannt war, iſt jetzt ſchon allmählich bis zu I4⸗jäbr⸗ 
lichen Steuerterminen in die Höhe geſchraubt worden und beträgt weit 
mehr als in Prey en. Dazu kommt, daß das Herzogthum Gotha im 
Verein mit Preu,-n eine vierprozentige Zinſengarantie für die Gotha⸗ 
Leinefelder Eisenbahn übernommen hat, und da dieſe, wie leicht vor⸗ 


auszuſehen war, äußerſt ſchlecht reutirt, jo muß die Staatskaſſe allein 


an 40,000 Thlr. jäbrliche Zubuße Kitten. Dies iſt aber für ein ſolches 
Ländchen eine enorme Summe und belaſtet die Finanzen ungemein. 
Man will „st mehrere Landratsämter und Juſtizämter eingehen 
laſſen und mit andern vereinigen, und hofft dadurch einige Erſparniſſe 
in den Staatsausgaben zu machen. Da aber auf der andern Seite 
eine Erhöhung der Beamtengebalte beantragt wird, jo find dieſe Er⸗ 
ſparniſſe auch wieder illuſoriſch, und die Erhöhung der Einkommen⸗ 
und Grundſteuer wird leider nicht zu vermeiden ſein. Es herrſcht da⸗ 
2 viel Mißmuth unter den Landtagsabgeordneten, und eine ſtarke 
N e wird nach der „Allg. Ztg.“ bei den nächſten Ver⸗ 
handlungen vorausſichtlich der Regierung gegenüberſtehen. 

Dresden, 26. Febr. Das Miniſterium des königlichen Hauſes 
veröffentlicht die von dem Könige genehmigte Stiftungsurkunde über 
den ſogenannten „Goldenen Stipendien fonds“, der, im Ber 
Trage von 43,000 Thlrn., aus allen Theilen des Landes zuſammenge⸗ 
bracht und dem Könige bei deſſen goldenem Ehejubiläum überreicht 
worden war. Der alleinige Zweck der Stiftung iſt, unbemittelten 
Studirenden ſächſiſcher Staatsangehörigkeit auf der Univerfität Leipzig, 
welche während ihrer Vorbereitungszeit zur Univerſität durch ihr ſitk⸗ 
lich⸗xeligiöſes Verhalten die Zufriedenheit ihrer Vorgeſetzten ſich er: 
worben und durch die bereits erlangten Kenntniſſe zu der Hoffnung 
berechtigen, daß ſie bei fortgeſetzten ernſten Studien Vorzügliches in 
— künftigen Fache oder Berufe leiſten werden, Stipendien zu ver⸗ 
leihen. 

Aus Elſaß⸗ Lothringen, 21. Februar. Wie die „Zeitung für 
Lothringen“ mittbeilt, iſt die Grenzregulirungs⸗Kommiſſion im letzten 
Jahre mit der Abſteckung der Grenze fertig Pemorbes und begann 
ſodann die Setzung der Grenzſteine, die aber beim Beginn des Win⸗ 
ters eingeſtellt werden mußte, weil es in den Vogeſen nicht mehr mög⸗ 


lich wurde, die Steine an Ort und Stelle zu ſchaffen, wofür beſſeres 


Wetter und trockener Boden erforderlich iſt. Als Grundlage bei dem 
Geſchäfte dienten die Flurkarten im Maßſtabe von 1: 1250, die jedoch 
einer ſpeziellen Prüfung an Ort und Stelle bedurften. Die Abſteckungs⸗ 
arbeit auf der 506 Kilometer (68 Meilen) langen und 217 Gemarkun⸗ 
gen (103. deutſche und 114 franzöſiſche) berührenden Grenzlinie war 
am 1. Oktober beendigt, und es bedurfte dann 4200 Haupt⸗ und 1300 

wiſchenſteine, wovon das Stück etwa auf 25 Fr. zu ſtehen kommt. 9 Vor⸗ 
läufig bat die geographiſch⸗ſtatiſtiſche Abtheilung des großen General⸗ 
Jabes in Berlin eine Spezialkarte der Grenze im Maßſia der großen 
ee Karte 1: 80,000) erſcheinen laſſen, wonach man in jede 

arte die neue Grenze genau eintragen kann. Aenderungen hat die⸗ 
elbe nur beim elſäſſiſchen Belchen und bei Avricourt erfahren, um da⸗ 
ſelbſt eine Strake und Etſenbahn ganz auf franzöſiſchem Gebiet zu be⸗ 
laſſen; ferner bei Raon⸗ſur⸗Plaine und Raon⸗les⸗Leaur, die an Frank⸗ 
reich, zu deſſen Waſſergebiet fie gehören, zurückgegeben wurden, wäh⸗ 


Wi 


Provinzial⸗Armee⸗Corps find fo anzuordnen, daß bie. 


"ale 


rend die ieh großen Stagtswaldungen bei Deutſchland 6 
Sonſt ſind die Gemarkungsgrenzen faſt durchgängig auch als Reichs⸗ 
grenze beibehalten worden. 


Oeſter reich. 1 


Wien, 4. Februar. Die Verhandlungen mit den Polen find 
geſcheitert. Rund heraus geſagt: Es iſt keine Ausſicht vorhanden, daß 
die polniſchen Abgeordneten dem Zuſtandekommen der Wahlreform 
paſſive Aſſiſtenz leiſten; der Preis, den ſie hiefür begehrten, war in 
der That zu hoch. Graf Goluchowski, der hierher gekommen war, 
ohne recht zu wiſſen, was er hier ſollte, erhielt nach mährtägigem 
nutzloſen Antichambriren die Ermächtigung, den Polen Namens der 
Regierung — und ich hebe dies hervor, weil man ſich darin gefiel, 
den Statthalter von Galizien als Mandatar der Krone zu bezeichnen, 
wie denn überhaupt bei uns ein edler Wetteifer beſteht, alles Dpisie 
nach dieſer Richtung hin abzuwälzen — Graf Goluchowski alſo er- 
hielt die Vollmacht, den Polen jene Zugeſtändniſſe anzubieten, wie ſie 
in dem Elaborate des Verfaſſungsausſchuſſes über die Reſolution ent- 
halten waren, mit Ausnahme einiger das höhere Unterrichtsweſen und 
die Rechtsſprechung betreffenden Momente, dagegen mit Zuſchlag einer 
jährlich aus Reichsmitteln zu Landeszwecken beizuſteuernden Summe. 
Der Regierung war es mit dieſem Angebote Ernſt, Zeugniß deſſen die 
Thatſache, daß ſie ſich unter der Hand mit einigen ihrer Freunde in 
beiden Häuſern des Reichsrathes und auch mit Dr. Herbſt ins Ver⸗ 
nehmen ſetzte. Was man als Gegenleiſtung von den Polen begehrte, 
war, daß ſie im Abgeordnetenhauſe verbleiben, wenn über die Wahl⸗ 
reform verhandelt wird, wobei ihnen bezüglich ihrer Abſtimmung kei⸗ 
nerlei Gewiſſenszwang angethan werden ſollte. So konnten ſie alſo 
gegen die Vorlage ſprechen und ſtimmen, oder ſich der Abſtimmung 
enthalten — nur keinen Strike ſollten ſie machen. Die Wahrheit 
heiſcht das Geſtändniß, daß ein großer Theil der galiziſchen Abgeord⸗ 
neten geneigt war, einen ſolchen Kompromiß zu aceeptiren. Allein 
dieſe Fraktion ergänzte ſich aus Elementen, die eine minder hervorra⸗ 
gende Rolle ſpielen während alle halbwegs zur Führerſchaft Berufe⸗ 
nen opponirten. Nach langem Feilſchen kam es im polniſchen Klub 
ſelbſt zu einem Kompromiß zwiſchen den Exaltados und den Gemäßig⸗ 
ten. Man einigte ſich, die Vorſchläge der Regierung anzunehmen, 
aber daran die Bedingung zu knüpfen, daß zuerſt die Gallizien zuge⸗ 
dachten Konzeſſionen in Verhandlung genommen werden und erſt nach⸗ 
dem dieſelben die Sanktion erhielten, an die Wahlreform geſchritten 
werde. Hierauf eingehen hieß für die Regierung, die Verfaſſungs⸗ 
partei, welche auf ſchleunige Verwirklichung der Wahlreform dringt, 
vor den Kopf ſtoßen, hieß Alles widerrufen, was man ſeit Wochen 
als das Drum und Drauf der praktiſchen Politik predigen ließ. 


Fraunrei c. 


Paris, 21. Februar. Thiers wird vom „Univers“ täglich mit 


den giftigſten Angriffen heimgeſucht. Danach zu ſchließen, verſpricht 
die bevorſtehende große Debatte heiße Tage. Doch iſt das nächſte Er⸗ 
gebniß der heutigen Lage ein entſchiedenes Gefühl der Erleichterung 
in der Geſellſchaft, welche ſich raſch von den Ereigniſſen der letzten 
zwei Jahre erholt und ſich mit der Tagespolitik ſo weit ausgeſöhnt 
hat, daß fie nicht mehr fo leicht in Schrecken geräth. Auch findet ard- 
ßere Verſchmelzung der einzelnen Kliquen als früher ſtatt, und die le⸗ 
gitimiſtiſchen, orleaniſtiſchen und imperialiſtiſchen Salons beſchränken 
ſich weniger ausſchließlich auf die beſondere politiſche Farbe, welche ſie 
vertreten. Zwei Urſachen haben hauptſächlich das Ihrige mit beige⸗ 
tragen, die geſellſchaftlichen Scheidegrenzen niederzureißen: der Tod 
des Kaiſers und die für längere Zeit geſtörte Verbindung 
zwiſchen Legitimiſten und Orleaniſten. Das geſellſchaftliche Leben wird 
unter ſolchen Umſtänden angenehmer als es vor einem Jahre war, 
und dieſer Umſtand kann ſeine vortheilhafte Rückwirkung auf die kon⸗ 
ſervative Politik im Allgemeinen nicht verfehlen. Es wird viel leich⸗ 
ter ein politiſches Zuſammenwirken zu erzielen ſein, wenn man ſich 
ſtets in der Geſellſchaft ſieht. Die Regierung fühlte das Bedürfniß 
eines gemeinſchaftlichen Sammelplatzes im vorigen Winter, und gegen- 
wärtig haben verſchiedene Miniſter ihre Salons geöffnet, und diejenigen, 
welche dieſelben beſuchen, ſind an den verſchiedenen Orten zu ſehen. 
Gerade in dieſen Verſammlungen beginnen wir jetzt zu merken, 
wie der Wind weht. Wenn die Regierung auf gutem Fuße mit der 
Rechten ſteht, To zeigt ſich ein ſanftes Streben zu geſelliger Annähe⸗ 
rung, wenn auch die alten Legitimiſtenführer ſich eben ſo leicht bei einer 
von Gambetta zu gebenden Abendgeſellſchaft als in einem Miniſter⸗ 
ſalon zeigen würden. Sonderbarer Weiſe ſcheinen ſich die Imperia⸗ 
liſten leichter mit den Legitimiſten als mit irgend einer andern Partei 
zu verbinden, und ihr Lieblingsſcherz iſt der Gedanke, daß der Graf 
von Chambord den Sohn Napoleon's III. adoptiren ſollte. Obſchon 
das eine politiſche Lächerlichkeit iſt, bleibt die Sache doch bezeichnend. — 
Chambord will alfo wie er an Dupanloup geſchrieben, „weder Opfer 
bringen, noch Bedingungen annehmen.“ Er iſt unveränderlich und läßt 
ſich nicht ungeſtraft der Veränderlichkeit zeihen. Er läßt die Erde ſich 


drehen, die Welt gehen, er ſeufzt, daß Frankreich in den Krallen der 


Republik liegt, aber er verharrt in ſeiner Rolle als betrübter Zuſchauer 
der irdiſchen Dinge, er bleibt bei ſeinem Prinzip und bei ſeiner Fahne 
und wartet, bis die Erde, die ſich dreht, an den Punkt kommt, wer 
ſteht. Mohamed ging dem Berge entgegen, als derſelbe nicht zu ibın 
kam, aber Mohamed war auch nicht Gott, ſondern bloß fein Prophet. 
Der Graf Chambord iſt ein Prinzip, das Fleiſch geworden, er braucht 
ſich daher nicht zu bemühen und er hat keine Eile, denn er iſt ewig. 

Paris, 25. Februar. Da der Donnerſtag, wo der Broglie'ſche 
Bericht in der Nationalverſammlung die Feuerprobe zu beſtehen hat, 
vor der Thür ſteht, ſo bieten die Unterhändler und die Blätter des 
rechten Zentrums Alles auf, um die Rechte und die äußerſte Rechte 
zur Vernunft zu bringen. „Sie wollen nicht mit uns das Vaterland 
retten?“ ruft man ihnen zu. „Unmöglich können Konſervative dieſer 
Pflicht ſich entziehen!“ Aber die Legitimiſten laſſen ſich nicht ſo leicht 
fangen und das „Univers“ hält heute ein unerbittliches Strafgericht 
über Mſgr. Dupanloup, welcher den Advokaten der Orleans geſpielt 
und den rechtmäßigen Herrſcher Frankreichs zum Abfall von ſeinem 
Prinzipe habe verführen wollen. Die Linke iſt erboſt auf Ricard und 
noch erbofter auf Thiers. Daher der heftige Angriff, den die „Ré⸗ 
publique Frangaiſe“ heute Morgen gegen Ricard richtete. Er ſoll 
nunmehr in der öffentlichen Meinung ruinirt und für die Rolle be⸗ 
ſtraft werden, die er in ſeinem Feuereifer übernommen hat. Aber mit 
dieſen Zornausbrüchen wird auch Alles gethan ſein. Denn zu guter 
Letzt wird die Linke nachgeben, wie ſie immer gethan hat. Jedenfalls 


wird es Thiers gelingen, einen Theil dieſer Fraktion zu ſich hinüber⸗ 


zuziehen. Und dann iſt er mit dem rechten und dem linken Zentrum, 
der Gruppe von Kaſimir Perier, der Gruppe Tallon und einer Frak⸗ 


tion der Linken einer Majorität ganz gewiß. — Es iſt vielfach auf⸗ 
gefallen, daß der Graf Chambord den Biſchof Dupanloup „Monsieur 
l,eveque* und nicht „Monſeigneur“ genannt hat. Der „Roy“ befolgte 
darin aber einfach die Tradition, der zufolge nur die Kardinäle und 
Erzbiſchöfe „Monſeigneurs“ ſind und die Biſchöfe einfach mit „Mon⸗ 
ſieur“ betitelt werden. Daß die letzteren ſich den Titel „Monſeigneur“ 
geben laſſen, betrachtet der Graf als eine Uſurpation, die er in ſeiner 
Eigenſchaft eines „homme principe“ nicht dulden kann. Für den Bi⸗ 
ſchof Dupanloup iſt das ganze Schreiben des Grafen von Chambord, 
der ihn ſcharf zurechtſetzt, weil er ſich um Dinge bekümmert, die ihn 
nichts angehen, höchſt unangenehm. Was den Biſchof am meiſten 
ärgert, iſt die Stelle des gräflichen Briefes, welche ihn beglückwünſcht, 
daß er aus der franzöſiſchen Akademie ausgetreten iſt. Der Biſchof 
hatte nämlich die Abſicht, bei Gelegenheit der Aufnahme des Herzogs 
von Aumale ſeinen Sitz in der Akademie wieder einzunehmen, was 
nach dem Kompliment des Grafen in ſo fern ſehr ſchwierig iſt, als 
dieſer bei ſeinen Kundgebungen von ſeinen geiſtlichen Rathgebern in⸗ 
ſpirirt iſt, und der Biſchof, wenn er wieder in der Akademie erſchei⸗ 
nen ſollte, nicht allein gegen den Willen des „Roy“, ſondern auch 
gegen den des Papſtes handeln würde. Für den Herzog von Aumale 
ſollte die Stelle über die Akademie auch eine Ohrfeige ſein. Derſelbe 
mißachtet jedoch ſeinen Vetter zu ſehr, als daß deſſen Worte irgend 
einen Einfluß auf ſeine Beſchlüſſe ausüben könnten. Was den Ein⸗ 
druck, welchen das Chambord'ſche Schreiben in Paris gemacht, anbe⸗ 
langt, ſo iſt derſelbe in ſo fern ein höchſt guter, als, da der Karne⸗ 
val dieſes Jahr ſehr ärmlich iſt, man doch Etwas hat, worüber man 
lachen kann. 

Neulich wurde der Geſetzentwurf, welcher den zwiſchen 
Frankreich und England unterm 5. November 1872 abgeſchloſſenen 
Handels⸗ und Schiffahrtsvertrag genehmigt, der Natio⸗ 
nalverſammlung vorgelegt. Dieſes Aktenſtück enthält, außer dem amt⸗ 
lichen Text des Vertrages, in Anhängen die vereinbarten Tarife und 
eine Darlegung der Motive. Gegenüber dem gekündigten Vertrag 
von 1860 iſt die wichtigſte Beſtimmung des neuen Vertrages die Ein⸗ 
führung von Kompenſativzöllen für die beiderſeitigen Manufakturen 
und die Einführung der Rohſtoffzölle. Dieſelben Grundſätze find in 
dem mit Belgien jüngſt abgeſchloſſenen Vertrag zur Annerkennung ge⸗ 
langt. Die Motive des franzöſiſch engliſchen Vertrages ſprechen nun 
die Hoffnung aus daß die verſchiedenen Nationen mit welchen noch 
Verträge beſtehen dieſes Beiſpiel Englands und Belgiens nachahmen 
werden, es ſind dies, wie ſchon erwähnt, Italien, Oeſterreich, die 
Schweiz, die Niederlande und Schweden. So lange noch ein anderer 
Staat von der Anwendung dieſer Grundſätze ausgeſchloſſen iſt, wird 
es auch Deutſchland ſein; erſt im Jahre 1877 aber läuft der letzte 
Vertrag mit den genannten Staaten ab, wenn dieſelben nicht freiwil⸗ 
lig ſich zum Verzicht auf ihre vertragsmäßigen Rechte verſtehen. Je⸗ 
denfalls alſo wird es noch vier Jahre dauern, bis die Kompenſativ⸗ 
zölle und die Rohſtoffzölle allgemeine Geltung haben, mit anderen 
Worten: noch vier Jahre lang werden die franzöſiſche Induſtrie und 
der franzöſiſche Handel ſich in einem Zuſtande der Ungewißheit und 
des Zuwartenmüſſens befinden. Einen ſolchen Zuſtand aber können 
weder Induſtrie noch Handel ohne ernſtliche Gefahren für ſo lange 
Zeit ertragen, um fo weniger als er ſchon zwei Jahre währt. Aus 
Bourg (im Ain⸗Departement) wird dem „Jour. des Deb.“ vom So 
tag, den 23. Febr., telegraphirt: 5 


„Eine große Volksverſammlung, zu welcher beinahe 4000 Perfo⸗ 
nen aus Genf und Umgebungen gekommen waren, erhob Proteſt ge⸗ 
gen die Ausweiſung des Biſchofs Mermillod. Es wurden drei Reden 
gehalten. Hr. Mermillod antwortete darauf. Die Volksverſamm⸗ 
lung wurde im Freien abgehalten. Man brachte ST aus auf 
die Glaubensfreiheit, das ſchweizer Vaterland und die franzöfiſche 
Gaſtfreundſchaft. Die Ordnung blieb ungeſtort.“ 


S pa ien. 


Madrid, 24. Februar. In der Untetſuchung wegen des Mor d⸗ 
verſuches, der im vorigen Jahre in der Calle del Arenal gegen 
den König Amadeus und ſeine Gemahlin gemacht wurde, iſt jetzt end⸗ 
lich, gewiß ſpät genug, das Urtheil geſprochen worden. Einer der An⸗ 
geklagten, Joſé Paſtor, iſt zum Tode verurtheilt, die übrigen fünf in 
Freiheit geſetzt worden. Das Todesurtheil wird unter der Republik 
natürlich nicht ausgeführt werden, auch wenn Don Amadeo nicht in 
ſeinem Abdankungsſchreiben ſeine Fürbitte für die Verbrecher einge⸗ 
legt hätte. Es wird nur von Intereſſe ſein, zu erfahren, ob die Re⸗ 
publik den Verurtheilten für einen republikaniſchen politiſchen Ver⸗ 
brecher hält und ihm deshalb die Freiheit ſchenkt. Ein ſolcher Präze⸗ 
denzfall würde ſchwerlich ſeiner üblen Nachwirkungen ermangeln. Iſt 
es doch jetzt ſchon kaum zu verwundern, daß die Sträflinge des Zucht⸗ 
hauſes in Valencia eine „junta revolucionaria directora de la con- 
spiracion“ eingeſetzt haben, alſo ein „Revolutions-Komite“, welches 
die Verſchwörung gegen die Gefängnißbehörden und Wachen leiten 
ſoll. Dieſe Verſchwörung iſt glücklicher Weiſe noch früh genug entdeckt 
worden, ſo daß der Gouverneur die Wache zu verſtärken im Stande 
war, ehe die Bekenner der Lehre „Eigenthum iſt Diebſtahl“ aus dem 
Gefängniſſe ausbrechen und als freie Apoſtel ihres Glaubens das 
Land durchziehen konnten. si 

Der madrider Korreſpondent des „Daily Telegraph“ hat eine län⸗ 
gere Unterredung mit dem ſpaniſchen Miniſter Caſtelar gehabt, in 
welcher der letztere etwa Folgendes ſagte: Die Korruption des könig⸗ 
lichen Hofes war die Urſache zur Revolution im Jahre 1868. Das 
Land war befriedigt, als hierauf Preß- und Gewiſſensfreiheit gewährt 
wurde, und nahm ohne Murren einen König auf. Die Spanier je⸗ 
doch können, wie gaſtfreundlich ſie auch gegen gewöhnliche Fremde ſein 
mögen, keinen fremden Herrſcher leiden, und Fremder zu fein war da⸗ 
her der Fehler und das Unglück des Königs. Doch hieß es auch hier 
und da, daß Amadeo fortwährend mit den Konſervativen gegen die 
Liberalen Komplotte ſchmiede, während Zorrilla dagegen dem Könige 
und der Verfaſſung treu blieb. Den letzten Stoß gab die bekannte 
Ernennung und Abberufung des Generals Hidalgo. Der König hätte 
bei größerer Entſchloſſenheit ſich noch auf dem Throne halten können, 
doch muß ihm zugeſtanden werden, daß, ſo weit es an ihm lag, er 
Spanien die Schrecken eines Bürgerkrieges erſpart hat. Die Karliſten 
fürchtet Caſtelar nicht. Das jetzige Miniſterium wünſcht eine Repu⸗ 
blik zu gründen, welche nicht nur dem der Hofintriguen müden Volke, 
ſondern auch dem übrigen Europa annehmbar ſein kann. Der Sozia⸗ 
lismus, fährt Caſtelar fort, hat in Madrid keine große Verbreitung; 
die Spanier wollen eine Republik, aber keine Kommune. „Sie wer⸗ 
den ſehen“, ſchloß der Miniſter, „daß ich ſtets die unverhohlene Wahr⸗ 
heit ſage. Wir wünſchen, daß die Welt uns nach unſeren Thaten 
richte.“ Daß Caſtelar ein wahrheitsliebender Mann iſt, müſſen ihm 

(Fortſetzung in der Beilage.) 


Tagesüberſicht. 


8 Poſen, 28. Februar. 


Außer der königsberger hat nun auch eine kösliner und eine gna⸗ 
dauer Konferenz eine Petition an das Herrenhaus und ein Im me⸗ 
diatgeſuch beſchloſſen, in welchem der Kaiſer gebeten wird, die bal⸗ 
digſte Einberufung ordentlicher Provinzialſynoden in den ſechs öſt⸗ 

lichen Provinzen zu befehlen, bis dahin aber den neuen kirchlichen Ge⸗ 
ſetzentwürfen die Allerhöchſte Beſtätigung zu verſagen. Das Selbſtbe⸗ 
wußtſein dieſer geiſtlichen Herren, bemerkt dazu die „Spen. Ztg“, iſt 
groß. Die Provinzialſynoden der öſtlichen Provinzen ſind bereits zum 
Tode verurtheilt und werden hoffentlich übers Jahr durch beſſere Or⸗ 
ganiſationen erſetzt ſein. Und von ihrer Zuſtimmung ſoll der Staat 
ſeine Geſetzgebung abhängig machen! Mit ſolchen Prätenſionen, 
welche noch die der katholiſchen Biſchöfe überſteigen, wagt man dem 
Staatsoberhaupt zu nahen, mit deſſen Genehmigung die Gefegent- 
würfe dem Landtag vorgelegt ſind! 8 

Für die in Verſailles begonnenen Debatten über die bewußten 

Reformprojekte bildet das Schreiben Chambords an Dupanloup einen 
nicht zu unterſchätzenden Zwiſchenfall, denn mehr als jedes andere Er⸗ 
eigniß muß dieſer Abſagebrief des Chefs der älteren Linie den Män⸗ 
nern des rechten Zentrums den Uebergang aus dem Fuſionslager in 
die konſervative Republik erleichtern Die Prinzen des Hauſes Dr- 
leaus ſelbſt haben, als fie von der Offenbarung ihres Prinzip⸗Vetters 
Kenntniß erhielten, ſofort alle Unterhandlungen abgebrochen und ihren 
Anhängern den Rath ertheilt; ſich mit Thiers, wenn möglich, abzufin⸗ 
den. Jedenfalls, denken die ſchlauen Prinzen, ſind die Leute bis auf 
Weiteres wenigſtens gut und ſicher untergebracht, ohne der Möglich⸗ 
keit einer Rückkehr zur trikoloren Monarchie beraubt zu ſein. 

Die ſpaniſchen Miniſter verſichern jeden Tag, daß die Ruhe 
nicht geſtört ſei. Aber die Republikaner fürchten reaktionäre Umtriebe 
und viele von ihnen warten nicht erſt auf Befehle, um die Waffen zu 
ergreifen und ſich als Sicherheitspoſten an den wichtigeren Punkten 
der Hauptſtadt aufzuſtellen. Zumal zeichnen ſich die ausgeſprochenen 
Föderaliſten durch ihren Eifer aus. Aber auch die Regierung hat ſich 

veranlaßt gefühlt, Maßregeln zur Wahrung der Ordnung zu ergrei⸗ 
fen, und vielleicht iſt dies auch ihren eigenen heißblütigen Anhängern 
gegenüber an der Zeit. Sie hat daher die größeren öffentlichen und 
auch einige Privatgebäude militäriſch beſetzen laſſen. Die der Re⸗ 
publik abgünſtigen Zeitungen berichten inſonderheit aus dem Süden 
vielfältige Ausſchreitungen des Pöbels, doch kann außer den Ereigniſ⸗ 
ſen in Montilla, wo die Aufrichtung der Republik mit der Einäſche⸗ 
rung von acht Häuſern und der Niedermetzelung von fünf vielleicht 
eben fo ſehr wegen ihres Beſitzthums als wegen ihrer konſervativen 
Geſinnung verhaßten Einwohnern gefeiert wurde, noch Wenig für be⸗ 
ſtätigt gelten. In Jerez de los Caballeros machte die republikaniſche 
Freude ſich auf zwar unblutige, aber doch wenig ritterliche Weiſe Luft 
durch die ſofortige Vertreibung der Nonnen aus dem dortigen Kloſter; 
die Flüchtlinge fanden Schutz in dem Hauſe des Marquis von Rian⸗ 
zuela. Recht naiv und dennoch keineswegs harmlos klingt folgende 
Mittheilung, welche der Bürgermeiſter eines Fleckens in der Provinz 
Badajoz an Herrn Martos gerichtet hat: „Der Bürgermeiſter hat 
die Ehre, dem Präſidenten der Nationalverſammlung anzuzeigen, daß 
die Vertheilung der Güter dieſes Bezirks unter den Gemeindemitglie⸗ 
dern ſo eben in vollkommenſter Ordnung erfolgt iſt.“ Das „Echo de 
Espana“ bringt dieſen Wortlaut. Man möchte die Angabe für einen 
ſchlechten Witz halten, wenn ſie nicht ſeit mehreren Tagen unwiderlegt 
durch die Preſſe liefe. An kommuniſtiſchen Gelüſten kann es da nicht 
fehlen, wo unter einer unwiſſenden Bevölkerung kommuniſtiſche Lehren 
gepredigt worden find. — Die „Gazeta“ veröffentlicht das von der 
Nationalaſſemblée votirte Geſetz hinſichtlich der Reorganiſation der 
Armee. Durch dieſes Geſetz wird die Retrutirung mittelſt Looſung 
abgeſchafft und tritt die freiwillige Anwerbung an ihre Stelle, welche 
im Hauptorte der Provinz ſtattfindet in der jährlich durch ein beſon⸗ 
deres Geſetz der Kortes zu beſtimmenden Proportion. Die Freiwilli⸗ 
gen müſſen zum mindeſten 19 Jahre und weniger als 40 Jahre alt 
ſein. Die Dienſtzeit beträgt für die neu eingetretenen 2 Jahre, für 
die wieder Angeworbenen 1 Jahr. Die Freiwilligen können, wenn ſie 
wünſchen, ihr ganzes Leben in der Armee verbleiben und nach Alter 
und Verdienſt befördert werden. 

Wie die Biſchofs⸗ und Diözefanfrage in der Schweiz in ein 
neues Stadium getreten iſt, ſo hat auch die rein kantonale Frage einen 
wichtigen Schritt gethan, indem das Kultusgeſetz in dritter und letzter 
Leſung angenommen wurde. Es wurde nicht mehr modifizirt und ſo⸗ 
mit bleibt es bei den zwei Hauptpunkten, nämlich der Wahl der Geiſt⸗ 
lichen durch die Gemeinden und der Beſtimmung, daß Genf nie einer 
nichtſchweizeriſchen Diözeſe angehören kann. Dieſe Angelegenheit wäre 
alſo regulirt bis auf die noch ſtattzufindende Volksabſtimmung, welche 
wohl ohne Zweifel zu Gunſten der Vorlage ausfallen wird. Die 
rebelliſchen ultramontanen Prieſter mögen ſchüren, wie ſie wollen, die 
liberalen Katholiken werden ſich nicht abwendig machen laſſen. Iſt 
das konſtitutionelle Geſetz einmal angenommen und das bezügliche 
organiſche Geſetz ausgearbeitet, was kaum lange anſtehen wird, ſo 
wird die Schweiz die vollſtändige Gleichberechtigung der beiden Kon⸗ 
feſſionen erzielt haben. Das wäre dann die große, barbariſche Ver⸗ 
folgung der katholiſchen Kirche in Genf! 

Von weitragender Bedeutung werden die Verhandlungen ſein, 
welche gegenwärtig die Kommiſſion und demnächſt das Plenum des 
öſterreichiſchen Abgeordnetenhauſes beſchäftigen. Die Polen 
beſchließen im galiziſchen Klub, den Reichsrath zu verlaſſen, und 
der Kaiſer unterzeichnet das Dekret, welches für Vorarlberg direkte 
Wahlen nach dem Wortlaute des Nothwahlgeſetzes ausſchreibt; dieſe 
beiden Thatſachen geben der Lage ihr Gepräge. Was die polniſchen 
Abgeordneten anbelangt, ſo liegt die Taktik, welche ſie befolgen, jetzt 
offen da. Das Miniſterium hatte ihnen durch den Mund des Statt⸗ 
halters Goluchowski an Zugeſtändniſſen eine rein polnilche Univer⸗ 
ſität in Krakau, eine polniſch⸗rutheniſche Hochſchule in Lemberg, Ge⸗ 
ſetzgebungs⸗ und Verwaltungsrecht des galiziſchen Landtages über alle 
Mittelſchulen, die Erklärung der polniſchen Sprache zur Amtsſprache 
für alle Behörden des Kronlandes und eine beträchtliche Beiſteuer 
für die mit der Reorganiſirung der Provinz verknüpften Koſten, kurz, 

mehr noch, als die geſetzliche Sicherſtellung aller der Rechte und Vor⸗ 
Vorſchlägen gegenüber beſtanden die Polen darauf, daß die Regierung 
rechte, in deren Beſitz ſie ſich zur Stunde thatſächlich befinden. Dieſen 
ſich verpflichte, ihnen deren Genehmigung durch den Reichsrath zu 
verbürgen, d. h. fie verlangten, daß man den betreffenden Ausgleichs- 
Geſetzentwurf erſt und zunächſt zur parlamentariſchen Verhandlung 
bringe und dann erſt zur Diskuffion der Wahlreform ſchreite. Mit 
anderen Worten, ſie wollten ſich ſelbſt die Konzeſſionen ſichern, die man 
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ihnen in Ausficht ſtellte für ihre Zuſtimmung oder ihre Anerkennung 
der Wahlreform, um dann, wenn es ſich um dieſe letztere ſelbſt handle, 

ſchließlich freie Hand zu haben und möglicher Weiſe doch noch, nach⸗ 

dem man alles erlangt, was man gewünſcht, Regierung und Parlament 

im Stich zu laſſen. Schon einmal unter dem Bürgerminiſterium iſt 

den galiziſchen Herren dieſe Taktik geglückt und ſie gedachten nun ein 

zweites Mal vom ſelben Schachzuge profitiren zu können. Aber die 
Regierung war durch die Erfahrung belehrt, meint ein wiener Kor⸗ 

reſpondent, und ſo ſchlau es der polniſche Klub auch anſtellte, um 

unter dem Deckmantel ſcheinbarer Mäßigung in ſeinen Anſprüchen das 

Miniſterium aus ſeiner Poſition zu locken, ſo ſehr hatten die Kabinets⸗ 

Mitglieder auch alle Urſache, auf der Hut zu ſein. Heute, nachdem 

der Kaiſer ohne Widerſtreben zur Anwendung des Nothwahlgeſetzes 

in Vorarlberg geſchritten iſt, heute dürfte die Verſchiebung der Schlacht⸗ 

linie, wie ſie die polniſchen Führer verſucht, ſich als durchaus nutzlos 

erweiſen. 


Für das auf dieſer Seite Folgende 
übernimmt die Redaktion dem Publikum gegenüber keine 
Verantwortlichkeit. 


uus der Provinz. 


So unendlich oft ſehen wir bei politiſchen Angelegenheiten ſich 
eine Agitation aller Parteien entwickeln. — Die Reſultate bleiben oft 
von zweifelhaftem Werth! Warum entwickelt ſich nicht auch ein Mal 
eine Agitatur Aller für 


beſſere Herſtellung unſerer 
Verkehrswege, 


das Reſultat dürfte zwar materiell, aber nicht werthloſer ſein? 

Wege von fo beklagenswerthem Zuſtande, wie Poſen — Demſen, 
ſollten nicht mehr exiſtiren. 

Es iſt gar kein angenehmes Geſchäft für Bewohner unſerer Pro⸗ 
vinz öffentlich darüber zu lamentiren, aber welche Mittel ſcheinen nicht 
denjenigen nützlich, welche gezwungen find ſolche Verkehrswege benutzen 
zu müſſen — Die Wegeordnung für den Regierungsbezirk Poſen vom 
4. Juni 1869 bietet wohl gute Handhaben, ſolchen Uebelſtänden zu be⸗ 
gegnen, aber allerdings muß ſie gehandhabt werden; — darnach wollen 
wir ſtreben! 
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Huſten-Präſervativ und Heilmittel. 
Berlin, den 6. Januar 1873. Bitte mir neuerdings von 
Ihrem Malzextrakt und Ihren Bruſtmalzbonbons zuzu⸗ 
8 ; 9 8 3 Sanchez 5 haben 
ich auch in meiner Familie a orzügliche Präſervativ⸗ und 
Heilmittel bewährt. Dr. Fr. Zekeli, Alenberrenſtraße 7. 85 
An den Kgl. Hoflieferanten Herrn Johann Hoff, Berlin. 


Verkaufsſtellen in Bofen: General⸗Depot und 1 — 
Niederlage bei Gebr. Plessner, Markt 91; Frenzel & Oo., 
Breslauerſtraße 38; in Neutomysl Herr A. Hoffbauer; in 
Ben en Hr. H. Mansard; A. Jaeger, Konditor in Grätz; 
in Schrimm die Herren Oassriel & Oo.; in Schroda Herr 
Fischel Baum; in Wongrowitz Herr Herrm. Ziegel; in 


Pleſchen: L. Zboralski. 


In unserer Religionsschule für israeli- 
tische Knaben und Mädchen finden Zög- 
linge jedes schulpflichtigen Alters Auf- 
nahme. Anmeldungen für das Sommer- 
Semester, für welches noch eine neue 
Lebrkraft und geeignetere Lokalitäten 
gewonnen werden, sind schon jetzt er- 
wünscht und können täglich bei unserm 
Rabbiner Herrn Dr. Bloch, Markt Nr. 85, 
2 Tr., in den Vormittagsstunden erfolgen 
Posen, im Februar 1873. 


Der Vorstand der israelitischen 
Brüdergemeinde. 


Hollefreund. 


Duſ für BrennereisBefiger höchſt wichtige Apparat, welcher durch 


Vereinfachung und Abkürzung der Maiihoperation, ſowie durch die 
durch ihn erzielte vollkommene 1 
Vortheile bietet, wird in unſerem Etabliſſement peziell n 
finders und der Patent⸗Inhaber angefertigt in verſchtedenen Größen. 

Auf brieflliche Anfragen ſtehen wie gern zu Dienften, 

Befor deres Patenthonorar wird nicht berechnet. 

Schwiebus, im Februar 1873, 
Station der Märkiſch⸗Poſener Eiſenbahn. 


Gebr. Pietzsch, 


Maſchinenfabrik, Eiſengießerei und Dampf⸗ 
keſſelſchmiede. 


Deutſche Lotterie. 


Ziehung 4. Juni cr. 


Looſe a 1 Thlr. Pläne ꝛc. 
bei den Lotterie-Einnehmern Ed. Bote & G. Bock, 
Wilhelmsſtraße, Ed. Jansen Nachfolger. 


Maifh-Berzudierungs-Apparat. 


ganz außerordentliche 
ach Anleitung des Er⸗ 


* 


Circus Salamoliski. 
Sonnabend den 1. März 1873, Abends 7½ Uhr: 
Große Extra-Gala-Vorſtellung. 

Beneſiz 
für die Kunſt⸗ und Schulreiterin Frau 
Lina Salamonski. 


Sonntag den 2. März: 
Erſtes Debut der beiden engagirten engl. Clowns. 


Avis. Donnerſtag den 6. März: unwiderrufli 
letzte Vorſtellung. ee 
Fia.ür den 
An⸗ und Verkauf 
eee aller Art 
empfiehlt ſich 


Ostdeutsche Produoten-Bank. 


Wegelin & Hübner, 8 


Maſchinenfabrik u. Eiſengießerei, Halle a/ S. 


fertigen als Speeialität und liefern ad Lager oder in kürzeſte it 
in felidefter Ausführung billigft * . 


Dampfmaſchinen, wi ao empfeerbrang, 
Dampfpumpen jeder Art und Seiftungsfäpigteit 


_ Konkurs-Eröffnung. | Bekanntmachung. 
Königl. Kreisgericht zu Pofen,| Bar Verpachtung der biefigen fläd- 


den 27. Bebruar 1873, Bormitt. 12 Upe.| e 1. Btiober n 2 3 


Ueber das Vermögen des Kauf- einen Termin auf 
manns Wolff Aron zu Poſen ifi Donnerſtag, 


zer n —— 2 g 

der Tag der Bihlungseinflelung au ii 

sen 16. Peer 1873 Ferge'ept es den 13. März er., 

Zum einſtwelligen Verwalter der Nachmittags 3 Uhr, 

Maſſe iſt der Königliche Auktions-Uin unſerem Büreau anberaumt, zu wel⸗ 
chem wir Pachtluſtige mit dem Be⸗ 

daz die Pachtde⸗ 


Kommiſſar Ludwig Manheimer zu 

Poſen beftellt. Die Gläubiger desſ merken einladen, 

Hemeinſchuldners werden aufgefordert, dingungrn täglich während der Dienft- 
in dem ſtunden bei uns eingeſehen werden 


können. 
Die Bietungs Kaution beträgt 25 
Thaler. 


Kurnik, den 27. Februar 1873. 


Der Magiſtrat. 
Fortfebung. 


Holzauktion 
in den 
Herzogswaldauer 
Forſten. 
Mittwoch den 


genſtände bis zum 

20. März c. einſchließlich 
dem Gericht oder dem Verwalter der 
— 2 er 0 e 
m orbeha rer etwaigen Rechte U 

bendahin zur Konkursmaſſe abzulie- 5. März 1873, 
fern. Pfandinhaber und andere mit . 

benfelben te n Bläubiger bet von 10 Uhr Vormittags ad, 
emeinſchuldners haben von den inſſollen auf dem Ober⸗ 8 
een Pein befindlichen Pfandſtagen alda, . Wel von Beepftant unb 
nur Anzeige zu machen. Meilen vom Bahnhof Reuſalz 


a , ee 
Konkursgläubiger machen Kalt bier. „3034“ 
Waldeichen 
debft einer Eichſchälwald⸗ 


durch aufgefordert, ihre Anſprüche, die. 
felben mögen bereits rechtshängig fein] Stück übergehallene 
oder nicht, mit dem dafür verlangten 
Vorrecht bis zum 


anzumelden und demnächſt zur Prüfung 
ve ſämmtlichen, kunbelb der gedach · 96 Q.⸗Ruthen, welche viel 
ten Brift rg Forderungen, ſchoöne Birkennutz: und Schierhölger, 
ſowie nach Befinden zur Beſtellungſſowle bedeutende Partiten langer Reif⸗ 
des d finitiven Verwaltungsperſonals fäbe enthält, meifibietend öffentlich 
auf den 9. April c., |vertauft werden. Zum Einſeden der 
Vormittags 11 uhr, IVakaufsbedingungen und Seflatiaung 
vor dem Kommiſſar des Kontufes mf der zu verkaufenden Hölzer Tönmen fl 
Gerichtszimmer Nr. XI. zu erſcheinen. 

Wer 1 Anmeldung ſchriftlich ein. 
reicht, hat eine Abſchrift derſelben und 
ihrer Anlagen beizufügen. 

Jeder Gläubiger, welcher nicht in 
unſerem Amtsbezirke feinen Wohnſitz 
hat, muß bei der Anmeldung feiner 
Forderung einen am biefigen Orte 
wohnhaften oder zur Praxis bei uns 
berechtigten aus wärtigen Bevollmäch⸗ 
tigten beftellen und zu den Akten an 
eigen Denjenigen, welchen es bier an 
+ anntſchaft fehlt, werden die R:chts- 
Hımälte Pilet, Mützel und der 
Jufitz. Rad Tſchuſchre zu Sachwal. 
tern vorgeſchlagen. 


Die Subhaſtation des den Stans. 
ſaus Sadowskiſchen Eheleuten gehörigen 
Grundſtücks Strykowo Nr. 29 tft wie 
der aufgehoben. 

Poſen, den 22. Februar 1873. 


Königliches Kreisgericht. 
1 


„Abtheilung 
Der Subhaſtatlonsrichter. 
gez. Keyl. 


3 im Freigut Nr. 1 
Herzogswaldau, ven 22. 8. 
bruar 1873. 
Die Forftverwaltung 


der Ober- Herzogs waldauer Güter. 


Ein herrſchaftlicher 
Landſitz 


irſchberger T 
mit arc Cd eek 100 
Morgen Areal vorzüglichen Weder und 
Wieſen und leb. und todt. Inv., Zie⸗ 
glei, im Mittelpunkt des Verkehrs, 
fteht zum ſofortigen Verkauf. Preis 
25,000 Thaler mit , Anzahlung. 
Spezielles für Selbfttäufer unter 
Chiffce N. 10310 durch die Generals 
Agentur der Annoncen -Expeditlon von 
G. L Daube & Co. in S 


9. Ma + 2 
sei i def a u en flähe von 158 Morgen. 


KRauflufige vor dem Termine in Ober⸗ 
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Nr. 100. Freitag, 


auch ſeine Feinde — politiſche Feinde, denn perſönliche wird er wenige 
haben — zugeben; ſein Urtheil aber ſteht unter dem Einfluſſe ſeiner 
idealiſtiſchen Schwärmerei. 

Ueber den Uebertritt des Don Carlos nach Spanien erfährt 
das „XIX. Siécle“ von einem Spezial⸗-Korreſpondenten folgendes 
Nähere: „Am 17. Februar kam er nach der Provinz Guipzcoa und 
paſſirte den Ort Damcharinen mit einem Gefolge von dreizehn 
Wagen. In ſeiner Begleitung befand ſich ſein Generalſtab und der 
Carliſtenführer Dorregaray mit ſeinen Truppen; dann folgte noch 
ein anderer Carliſtentrupp, in dem man die beiden Söhne des Grafen 
Barrot erkannte. Dieſe kleine Truppe verrieth durch die Friſche ihrer 
Uniform daß fie noch nicht lange im Felde ſtand; fie wandte ſich nach 
Eliſondo und fand in der dortigen Gegend erſt nach längerem Suchen 
das Gros der carliſtiſchen Truppen.“ — „Der einzige Staat, der ſich 
befliſſen zeigt die neue Regierung anzuerkennen, iſt die Re⸗ 
publik der Vereinigten Staaten. Der Vertreter des Kabinets von 
Waſhington in Madrid, General Sickles, hat das Miniſterium mit 
ſeinen herzlichen Glückwünſchen entzückt. Deutſchland war, wenn auch 
minder beeifert, doch ebenfalls ſehr liebenswürdig, und die berliner 
Regierung war ſogar von allen europäiſchen Regierungen diejenige, 
welche ſich für die neue Republik am herzlichſten zeigte. Dem ſpaniſchen 
Botſchafter in Berlin, Herrn Escoſura, welcher ihm offiziös den Aus⸗ 
gang der Kriſis mittheilte, ſoll Herr v. Bismarck mit einer gewiſſen 
Lebhaftigkeit erwiedert haben: daß dieſe Löſung die einzig logiſche, die 
einzig mögliche ſei, und daß er Spanien nur Glück wünſchen könne, 
mit Hilfe derſelben einer Straßenrevolution aus dem Wege gegangen 
zu ſein: er hege den aufrichtigen Wunſch daß die ſpaniſche Republik 
unter der Leitung vernünftiger und wahrhaft patriotiſcher Männer 
möglichſt lange daure. Oeſterreich war viel reſervirter. Ich glaube 
ogar daß Graf Andraſſy einigen Verdruß darüber gezeigt hat eine 
zweite große Republik in Europa erſtehen zu ſehen. Allerdings war 
er in Folge gewiſſer Verkehrsſtörungenß unvollkommen unterrichtet, 
und wußte nicht genau in welcher Weiſe die Veränderung vor ſich 
gegangen war. Er ſtellte ſich vielleicht vor, daß die neue Regierung 
das Ergebniß einer Emeute war. England war ziemlich raſch ganz 
amadeiſtiſch geworden, und in London zählte der letzte König von 
Spanien feine zahlreichſten und beſten Freunde. Die engliſche Preſſe 
ſpendete ihm reiches Lob, namentlich die „Times“, welche gegen 
Spanien wegen ſeiner Undankbarkeit gegen ein ſolches Muſter von 
konſtitutionellem König ſehr aufgebracht war. Indeß hat die engliſche 
Preſſe ſeit zwei oder drei Tagen ihren Ton verändert. Die „Times“ 
brachte ſogar einen für die Republik ſehr wohlwollenden Artikel, und 
„Daily News“ wird bald ein enthuſiaſtiſcher Vertheidiger der neuen 
Regierung ſein. Es iſt alſo ſehr wahrſcheinlich daß Herr Gladſtone 
nicht lange bei übler Laune bleiben wird. Was die franzöſiſche Re⸗ 
gierung betrifft, ſo hat Herr Caſtelar ſich über ſie nicht zu beklagen, 
obgleich man es, aus Gründen die ſich leicht errathen laſſen, für an⸗ 
gemeſſen gehalten hat ſich jede voreilige Kundgebung zu unterſagen. 


Italien 


Rom 19. Februar. Der Karneval, fortwährend vom herr⸗ 
lichſten Wetter begünſtigt, entwickelt ſich von Tag zu Tag glänzender. 
Der Zudrang von Fremden iſt ſo lebhaft, wie ſonſt nur bei den großen 
kirchlichen Feierlichkeiten zur Oſterzeit; die Hotels ſind, obwohl ihre 
Zahl ſich ſeit zwei Jahren faſt verdoppelt hat, vollſtändig gefüllt, und 
nur wenige von ihnen ſchicken noch den Omnibus zur Bahn, um Gäſte 
abzuholen. Auf dem Korſo iſt, beſonders ſeit die Prinzeſſin Marghe⸗ 
rita nach Beendigung der Hoftrauer um die Kaiſerin Karoline an den 
Beluſtigungen Theil nimmt, ein Drängen und Treiben von Maskir⸗ 
ten und Unmaskirten, ein Werfen mit Konfetti, Attrapen und Blu⸗ 
menſträußen, das täglich lebhafter wird und das alte Sprüchwort 
Lügen ſtraft: bel giuoco dura poco. Auch die Zahl der Charakter- 
masken iſt durch eine ſignifikante aus dem Thierreiche vermehrt wor⸗ 
den. Als Gegenſtück zu dem Gefangenen im Vatikan figurirte heute 
das Munizipium in der Geſtalt eines häufig, aber nicht in ſchmeichel⸗ 
hafter Weiſe, zum Vergleiche herangezogenen Vierfüßlers, zwiſchen deſ⸗ 
fen langen Ohren die einſt weltbewegenden Zeichen 8. P. C. R. (d. h. 
der Senat und das römiſche Bolk) weithin ſichtbar angebracht waren. 
Man ſcheint es trotz des Maskenreglements unter der neuen Aera mit 
ſolchen Darſtellungen nicht ſcharf zu nehmen. Und doch ſind wir noch 
nicht auf dem Gipfel der Freuden angelangt; öffentliche Feſte und Be⸗ 
luſtigungen aller Art ſind noch in Ausſicht, um die Tage der Roſen 
zu feiern, denen der Aſchermittwoch ein jähes Ziel ſetzen wird. Selbſt 
die ernſten unter den Deputirten ſind dem Trubel gewichen. Ein klei⸗ 
nes Häuflein von Getreuen war allen Verlockungen gegenüber ſtand⸗ 
haft geblieben; ſie wollten um der „Bacchanalien“ willen, wie Grif⸗ 


fini ſagte, keine Ferien halten, ſondern die Heeresreorganiſation wei⸗ 


ter berathen, und vielleicht hätten ſie ihre Abſicht durchgeſetzt, wenn 
nicht in der geſtrigen Sitzung eine namentliche Abſtimmung nöthig 
geworden wäre, durch die es denn zu Tage trat, daß die geſetzlich er⸗ 
forderliche Zahl doch nicht mehr vorhanden war. So beſchloß man 
Ferien, und zwar nun auch gleich große Ferien bis zum 4. März. 

. — . rr 


Vom Landtage. 
52. Sitzung des Abgeordnetenhauſes. 


Berlin, 27. Februar. Eröffnung um 11 Uhr. Am Miniſter⸗ 
tiſch Dr. Falk mit mehreren Kommiſſarien. ; 

Der Vertreter des erſten aachener Wablbezirkes, Abg. Houben, 
hat fein Mandat niedergelegt. Ein Schreiben des Juſtizminiſters 
ſucht die eventuelle Genehmigung des Hauſes zu der vom Oberproku⸗ 
rator in Trier verlangten ſtrafrechtlichen Verfolgung des Sonntags⸗ 
blattes für die Diözeſe Trier nach, wegen eines Artikels vom 12. Ja⸗ 
nuar, betitelt „Zum neuen Jahre,“ der eine Beleidigung des Abge⸗ 
ordnetenhauſes enthalten ſoll. Das Schreiben geht an die Geſchäfts⸗ 
ordnungs⸗Kommiſſion. 2 

Auf der Tagesordnung ſteht die wiederholte erſte und zweite Be⸗ 
rathung des Entwurfs eines Geſetzes, betr. die Abänderung der 
Art. 15 und 75 H vom 31. Januar 1850. Zur 
erſten melden ſich fün } 
fegentwurf (v. Chlapowski, Stroſſer, v. Gerlach und Windthorſt⸗ 
Meppen), dafür nur einer, der Abg. Götting; es hatten ſich außer 
ihm noch mehrere gemeldet, die jedoch ihren Namen aus der Liſte 
wieder ſtreichen laſſen. 5 

Aus dem wenig verſtändlichen Vortrage des Abg. v. Chlapowski 
können wir nur folgende Sätze zitiren: Die nationalen Rechte, welche 
der Redner und ſeine Partei vertreten, ſind mit den verbrieften Rech⸗ 
ten der katholiſchen Kirche, welche durch die beabſichtigte Verfaſſungs⸗ 
Änderung und die ihr nachfolgende Salas ane Offenbar ſchwer ge⸗ 
ſchädigt werden, innig verwachſen. Seine Partei hat daher beide zu⸗ 
gleich zu vertheidigen und auch die Gegner ſollten ſich daran erinnern, 
daß jede Schädigung fremder Freiheit ſchließlich die eigene trifft. Die 
Selbſtſtändigkeit der Kirche, wie die Verfaſſung ſie gewährleiſtet, mit 


AF TE TTITTERGLT, 


beweiſt, wie weit die Inkonſequenz des 


Redner zum Wort, darunter 4 gegen den Ge⸗ 
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Beilage zur Paſener Zeitung. 
dem angekündigten Geſetzentwurf über die Anſtellung der Geiſtlichen 
in Einklang ſetzen wollen, kommk genau darauf hinaus, als wenn man 
der durch die Verfaſſung verbürgten Preßfreiheit, die nach Art. 27 nur 
im Wege der Geſetzgebung beſchränkt werden ſoll, den Satz zufügen 
wollte: „die Schriftſteller werden vom Staat angeſtellt“ und ihn durch 
die Zenſur in Form aufgetragener Druckerſchwärze illuſtrirte. Der 
Redner zeigt dem durch dieſe Paraleſe heiter geſtimmten Hauſe ein 
ſolches geſchwärztes S e wie es ſcheint, ein Exemplar der 
„Bromberger Zig.“ und erklärt ſchließlich die neuliche Aeußerung des 
Kultusminiſters bezüglich des Verhaltens des Erzbiſchofs von 
und Gneſen in der Sprachenfrage für unrichtig. 

Abg. Götting, der für den Geſetzentwurf ſprechen ſoll, verzichtet 
auf das Wort, gleichzeitig wird ein Antrag auf Schluß eingebracht. 
Abg. v. Mallinckrodt: Meine Freunde und ich haben durchaus nicht 
die Abſicht, die Verhandlungen unnöthig hinzuziehen, wir wollen auch 
keine namentliche Abſtimmung beantragen; aber bei der Wichtigkeit 
des Gegenſtandes müſſen wir wünſchen, die Erörterungen nicht vorzei⸗ 
tig geſchloſſen zu ſehen und bitten daher die Hrn. Antragſteller, ihren 
Antrag auf Schluß zurückzuziehen. Präſident v. Forckenbeck: Ich Er 
die Beſtimmung der Geſchäftsordnung ftreng aufrecht erhalten, da 
über einen Antrag auf Schluß ohne Diskuſſion abgeſtimmt werden 
muß. Abg. Rickert zieht den Antrag auf Schluß zurück, ſo daß die 
Diskuſſion ihren Fortgang nehmen kann. 

Abg. Stroſſer kann ſeine Dankbarkeit gegen Hexrn Rickert und 
das Haus nicht durch das Verſprechen ſich kurz zu faſſen an den Tag 
legen, denn es hat ſich bei ihm, der viermal in den früheren Stadien 
der Berathung nicht zum Wort gekommen iſt, viel Material angeſam⸗ 
melt. (Unruhe). Zunächſt läßt er die Redner, die vor drei Wochen 
ſprachen, die Revue paſſiren und bemerkt gegen den Referenten Gneift, 
daß die Zuſammenſtellunn der Zuſätze zu den N mit 
dem „Was ift das?“, das Luther den zehn Geboten beigefügt hat, von 
einer Naivität zeugt, wie ſie ihm niemals vorgekommen iſt. Dieſe 
Luther'ſchen 5 ſind ſo klar, ſo wahr, ſo ſehr in Ueberein⸗ 
ſtimmung mit den Geboten ſelbſt, daß fie ſich erhalten werden, ſo lange 
es epangeliſche Chriſten auf Erden geben wird. Die Zuſätze der Kom⸗ 
miſſion zu den Verfaſſungsartikeln aber 3 25 ihren Inhalt geradezu 
um, fie werden daher das Alter der Luther'ſchen Erklärungen nicht er⸗ 
reichen, ſondern frühzeitig an der Schwindſucht ſterben und das pro⸗ 
phetiſche Wort des Referenten erfüllen; iſt's Menſchenwerk, wird's un⸗ 
tergehen. Das Verhalten ſeines ehemaligen Fraktionsgen. v. Brauchitſch 
5 Menſchen gehen kann, denn er, 
der Gegner der kirchlichen Exkommunikation hat Der v. Gerlach und 
feine Freunde mit Nennung der Namen aus der konſervativen Partei 
exkommunizirt. Er, der Redner, und fein Freund Holtz, haben ihre 
Frömmigkeit bereits zu einer Zeit bewieſen, als Herr b. Brauchitſch 
noch gar nicht geboren war. Die beiden Kirchen, welche durch ihre 
Bußtage den Segen Gottes auf die deutſchen Waffen herabgefleht haben, 
verdienen die Behandlung nicht, die ihnen 1055 zu Theil wird. (Ruf: 
Schluß! Schluß!) Nein, m. H., fährt der Redner fort, der auf die 
Kritik der Perſonen eine ebenſo eingehende der Provinzen folgen läßt, 
nicht Schluß! Der Abg. Lasker hat neulich 2, Stunden in einer 
Eiſenbahnfrage geſprochen. Wenn Sie es wünſchen, ſo werde ich jetzt 
drei Stunden in einer Kirchenfrage ſprechen. Beſſer als die Zu 1 
u den Verfaſſungsartikeln wäre ihre nackte Aufhebung und die beab- 
ſichtigte Feier am 18. März zu Ehren der pariſer Kommune ſeitens der 
Sozialiſten, die nach den Zeitungen geſtattet werden ſoll, um die Stärke 
der Partei zu rekognosziren, bietet für das Einſchreiten der Stgatsre⸗ 
1 — 9 geeigneteres Feld als die chriſtlichen Kirchen. (Beifall im 

entrum.) . 

Abg. v. Gerlach: Man hat ihn einen Jeſuitenfreund genannt; 
aber die Jeſuiten ſind ein Opfer ungerechter Verfolgung und Redner 
ſympatiſirt immer mit denen, die um der Gerechtigkeit willen ver⸗ 
folgt werden. Die katholiſche Kirche genoß mit Ausnahme Englands 
nirgend einer ſolchen Freiheit wie in Preußen; aber ſeit zwei Jahren 
wird ihr die Luft benommen. Syllabus und Eneyklika können die 
Veranlaſſung nicht ſein, denn dieſe ſind von älterem Datum. Der 
Redner, der auf der Tribüne jo gut wie unverſtändlich iſt, ſpricht 
auch vom Abg. Lasker und vermüthlich gegen ihn und hofft vom Kul⸗ 
tusminiſter, daß er ſeine Vorlagen zurückziehen werde. 


Der Kultus miniſter: Es liegt nicht in meiner Abſicht in 
die Debatte ſachlich einzutreten, weil ich von der Ueberzeugung durch⸗ 
drungen bin, daß dieſe Debatte bereits erſchöpft war, ehe ſie heute 
noch begonnen wurde. (Lebhafte Zuſtimmung.) Der Gang der Ver⸗ 
handlung hat mich eines anderen nicht belehrt. Ich will nur ſagen: 
ich bin nicht im Stande die Hoffnung des Abgeordneten, der eben die 
Tribüne verließ, zu erfüllen, daß ich heute oder demnächſt die einge⸗ 
brachten Gegenſätze zurückziehen würde. Dieſe Hoffnung wird ſich 
nicht erfüllen. Im Gegentheil, die Staatsregierung legt das höchſte 
Gewicht darauf, daß ihr im Laufe dieſer Seſſion auf 
die Frage, die ſie in Form der Vorlage der kir⸗ 
chen ⸗ politiſchen Geſetze geftellt hat, eine volle 
und abgeſchloſſene Antwort werde. Sie iſt dabei 
völlig bewußt, daß ſie an die Mitglieder beider Häuſer des Landtags, 
an deren Opferwilligkeit und Patriotismus, ſehr große Anforderun⸗ 

en ſtellt, aber deſſen ungeachter ſtellt fie dieſe Anforderungen, weil 
ie von der Ueberzeugung durchdrungen iſt, daß ſo wichtige und ſchwer⸗ 
wiegende Fragen, wenn ſie einmal angeregt ſind, ununterbrochen zum 
Austrage kommen müſſen. : 

Präſident v. Fordenbed bemerkt, daß ihm während der 
Debatte ein Urlaubsgeſuch des Abg. Lasker für einige Tage zugekom⸗ 
men ſei; derſelbe ſei bettlägerig. Es dürfe alſo nicht falſch gedeutet 
8 wenn er heute auf die Angriffe des Vorredners nicht 
antworte. 

Die erſte Berathung wird geſchloſſen und, da eine Verweisung 
des Geſetzentwurfs an en eine Kommiſſion unter der Heiterkeit des 
Hauſes nur von den Abgg. Hüffer und v. Gerlach gewünſcht wird, in 
die zweite eingetreten, die ſich zunächſt auf Art. 15 bezieht. 

Abg. Reichenſperger (Koblenz): Aus den Worten des Kultus⸗ 
miniſters entnehme ich wieder, wie das Berftören viel leichter iſt, als 
das Aufbauen. Sie geben ſich freilich der Illuſion hin, daß, wenn 
Sie dem Verfaſſungsartikel in ſolcher Weiſe ein Ende gemacht haben, 
das Reich des Friedens kommen werde. Es würde der Frieden des 
Friedhofs ſein. Folgen dem Jeſuitengeſetz noch mehrere ihm ähnliche 
dann wird der Frieden noch lange ausbleiben. Der Geh. Juſtizrath 
Friedberg hat ein von der Regierung gern und oft zitirtes Buch ge⸗ 
ſchrieben. Ich kann daſſelbe nur als ein dickleibiges, gebäſſiges Pam⸗ 
phlet gegen die katholiſche Kirche bezeichnen. Es heißt darin: „Zu alle 
dem kam ſchließlich noch die politiſche Antipathie, welche in den Rhein⸗ 
landen gegen die preußiſche Regierung herrſchte; man war ſo gründ⸗ 
lich enttäuſcht dadurch, daß die Freiheitskriege als einzige Frucht der 
politiſchen Entwickelung nur die 2 emagogenverfolgungen erzeugt hat: 
ten, und daß die 9 0 8 Politit mit ſolcher Wolluſt die Pfade der 
Metternich'ſchen Politik verfolgte, daß u. ſ. w.“ Nun, was damals 
die Demagogenverfolgung war, iſt jetzt die Jeſuitenverfolgung (Wir 
derſpruch links), was die Freiheitskriege waren, iſt jetzt der letzte fran⸗ 
zöſiſche Krieg, und das Metternich ſche Syſtem von damals iſt jetzt 
das Syſtem der heutigen Staatsregierung. (Sehr gut! Beifall im 
Zentrum.) Gehen Sie auf den Pfaden des Metternich ſchen Syſtems 
nur fo fort, auf den Pfaden der Verfolgung angeblich ſtaatsgefähr⸗ 
licher Beſtrebungen, immer wieder müſſen wir fragen: aus welchen 
Gründen? Machen Sie Sich darauf gefaßt, wir kommen auf dieſe 
Frage noch ſehr oft zurück, die Herren Schlußmacher werden viel zu 
thun bekommen. Der Unterſtaatsſekretär Achenbach hat bei der De⸗ 
batte über Einrichtung der kurheſſiſchen Konſiſtorien geſagt: „Der Ar⸗ 
likel 15 der Verfaſſung iſt nicht ein Zukunftsprogramm, ſondern ein 
ſofort wirkſames Recht. Bedürften wir Zeugen dafür, fe würde die 
katholiſche Kirche Zeugniß davon ablegen. Vor unſer aller Augen 
liegt es, wie unter der Freiheit, welche dieſer Artikel der katholiſchen 
Kirche gewährt, dieſe eine kaum vorherzuſehende Blüthe erreicht hat. 
Gewiß aber werden wir, wenn wir neidlos auf dieſe Entwickelung ſeben 
wollten, wünſchen und verlangen müſſen, daß die evangeliſche Kirche 
befähigt werde, nicht in Haß und Hader, nein im edelſten Kampf der Geiſter 
an der gemeinſchaftlichen Aufgabe, nämlich der Veredelung unferes Volkes, 
imt der katholiſchen Kirche zu arbeiten.“ Gewiß die edelſten Worte, die 


oſen 


man ſagen kann, wenn Sie nur befolgt würden! Mir kommt es mehr 
und mehr ſo vor, als ob Ihr Ideal einer Kirche in den hieſigen zwei 
Gensdarmenkirchen verkörpert wäre: der I Aufbau iſt imponi⸗ 
rend, auch dem Heiligen iſt eine gewiſſe Ehrfurcht erwieſen, aber vom 
Innern wurde mir geiagt, es ſei eine Rumpelkammer. Wenn ich das 
auch nicht glaube, ſo viel iſt ſicher, Der das Innere nicht zu kirchlichen 

wecken benutzt wird, nur ein kleiner Anhang zum Gebäude dient den⸗ 
elben. In das Innere werden wahrſcheinlich künftig die Bureaus 
des Dberpräfidenten und des Staatsgerichtshofes für Kirchen verlegt 
werden 8 und Heiterkeit im Zentrum.) wende mich zu Hrn. 
von Kardorff; wir haben keinen Gegner, der uns mehr herumzerrt, 
als er. Er ſagt, der niedere Klerus müfle in Schutz genommen wer⸗ 
den gegen Vergewaltigung der Obern. Es hat ſich ſchon jetzt gezeigt, 
daß derſelbe auf ſolche Leimruthe nicht fliegt. Es handelt ſi bei Der 
ſem ganzen Streit, das dürfen wir ohne Ruhmredigkeit ſagen, nicht 
um unſere Perſonen; handelte es ſich darum, dann hätten wir wahr⸗ 
lich dieſe Zentrumsfraktion nicht gebildet. Denn wir wiſſen, daß da⸗ 
mit die Brücken zu Stellen und Ehrenämtern für uns abgebrochen 
find (Beifall im Zentrum), wir können ja nicht einmal in den Staats⸗ 
gerichtshof für Kirchenſachen kommen. Herr von Kardorff wies wie⸗ 
der auf das Konzil hin, es iſt durch daſſelbe nichts weiter feſtgeſtellt 
worden, als daß der Papſt für ſich allein in feierlicher Form in 
Glaubenszweifeln und Glanbensſtreitigkeiten ausſprechen kann, was 
katholiſche Wahrheit iſt, und dieſer Ausſpruch durch ein ſpäteres Konzil 
nicht mehr reformirt werden kann. Herr von Kardorff hat ſich indi⸗ 
gnirt darüber, wenigſtens ſtellte er ſich ſo. 


Präſident v. Forckenbeck: Ich muß den Redner unterbrechen. 
Man darf von einem Redner hier im Hauſe nicht ſagen, „daß er ſich 
ſtelle“ Ein jedes Mitglied muß die Präſumption für ſich beanſpru⸗ 
chen können, daß das, was es ſpricht, Ausdruck feiner vollen Ueber⸗ 
zeugung ſei. (Beifall.) 

Abg. Reichenſperger fortfahrend: Ich fühle das vollkommen, 
laubte aber wirklich, dem Herrn v. Kardorff etwas Angenehmes zu 
9 — (Große Heiterkeit.) Er hat mir den Vorwurf gemacht, geſagt zu 
haben, daß wir uns hier als die Vertreter ſämmtlicher Katholiken 

Preußens darſtellen. Sollte ich das wirklich geſagt haben, ſo könnte 
es nur in einer mir unbegreiflichen Zerſtueutheit geſchehen ſein. Keiner 
von uns macht . ich bin autoriſirt, im Namen meiner 
1 dies zu erklären. Wir geben Ausnahmen zu, aber auch nur 
usnahmen. Und zu dieſen rechne ich beſonders die katholiſchen Herzens⸗ 
freunde des Herrn von Kardorff, vor allem Herrn Künzer, deſſen 
heroiſchen Muth er uns neulich vorführte, weil Herr Künzer anf die 
Seite der Regierung gegen die nach unſerer Meinung verfolgte Kirche 
E Sie haben, m. H., ein Wirrſal heraufbeſchworen, deſſen 
nde Niemand von uns abſehen kann, und wenn wir auch 
vor unſere Unterthanenpflicht erfüllen werden, wie wir es müſſen 
überlegen Sie ſich doch wohl, was es beit ob die Herzen mit dabei 
find, oder db es blos das ſtärre Pflichtgefühl ift, welches dazu führt. 
Bedenken Sie doch, daß wenn auch nicht alle, ſo doch Millionen 
Katholiken hinter uns ſtehen. Was die Kirche betrifft, ſo bin ich 
ruhig, ſie wird aus dieſem Kampf, wie aus tauſend anderen bisher, 
ſiegreich 7 Manet nomen, d. h. veritas Domini in aeternum; 
und die 
Zentrum.) 
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irche iſt die Trägerin dieſer göttlichen Wahrheit. (Beifall im 


nach wie 


Unterſtaats⸗Sekretär Abg. Dr. Achenbach: Ich will nur auf die 


verleſene Stelle aus meiner Rede antworten. Was ich damals angeführt, 
muß ich noch heute als vollſte — wiederholen. Der Vor⸗ 
redner hat nur eins hinzuzufügen verge 
es ſich damals handelte, und das war die beabſichtigte Feſtſtellung einer 
Verfaſſung für die evangeliſche Kirche Heſſens. Ich habe ausgeführt 
daß ſolche Verfaſſung nicht ohne eine gewiſſe Konkurrenz des Staates 
delmlen werden könnte. Ich habe für den Staat beſtimmte Rechte 
anſprucht; meine Auffaſſung hat damals den Beifall des Vorredners 
und ſeiner Parteigenoſſen leider nicht gefunden, und die Vorlage ſchei⸗ 
terte gerade an dem einſtimmigen Widerſpruch des Zentrums. 

Abg. Reichenſperger: Ich habe den Vorredner keineswegs in 
Berne fegen wollen zu feinen früheren Ausführungen; unfer 
Widerſpruch gegen die damalige Vorlage war begründet nicht nur 
durch die Scheu, von Staatswegen kirchliche Inſtitutionen machen zu 
laſſen, ſondern auch durch die Thatſache, die ſich aus vielen Petitionen 
ergab, daß viele gewichtige Stimmen evangeliſcher Seits aus Heſſen 
ſelbſt ſich gegen die Vorlage ausſprechen. a 

Die Abänderung des Art. 15 wird fia mit ſehr großer Ma⸗ 
jorität genehmigt. — Es folgt die Diskuſſion über Art. 18. 

Abg. Windthorſt (Meppen): Von den Fragen des Abg. von 
Gerlach an den Miniſter iſt nur die eine beantwortet, daß die Regie⸗ 
rung nicht daran denke, die Geſetzentwürfe zurückzuziehen; ſie will noch 
in dieſer Seſſion eine vollſtändige Berathung und Abſtimmung haben: 
Ich muß daraus entnehmen, daß es in ihrer Abſicht liegt, bei den 
weſentlichen 8 der Vorlage zu beharren. Ich glaubte, woah 
nach den Gen e hier und nach den Eindrücken im Lande, 
Katholiken wie bei Evangeliſchen, die Regierung Veranlaſſung nehmen 
würde, ihre Arbeit noch einmal durchzuſehen. Es müßte jedem klar 
geworden ſein, daß mit der Annahme dieſer Verfaſſungsänderung und 
der kirchenpolitiſchen Geſetze ein Kampf entſteht, deſſen Ende Keiner 
von uns abſehen kann. in x 
Kampf zu vermeiden; davon hängt das friedliche und wohlwollende 
Nebeneinanderwohnen der Leute verſchiedener Konfeſſionen ab; da⸗ 
durch iſt die friedliche und gedeihliche Entwickelung aller Verhältniſſe 
bedingt. Wenn ich dieſe Geſichtspunkte hervorhob, iſt mir vielfach er⸗ 
widert worden, daß dieſe Bemerkung richtig ſei, daß ein modus yi- 
vendi gefunden werden müſſe; dieſer ließe ſich aber am zweckmäßig⸗ 
ſten und nachhaltigſten finden, wenn dieſe Geſetze zur An⸗ 
nahme kämen. Das kommt mir vor, als wenn man für die Sicher⸗ 
heit des Hauſes am beſten ſorgt, wenn man es niederbrennt. So we⸗ 
nig zutreffend dieſe Erwiderung iſt, ſo war ſie mir doch immer ange⸗ 
nehm, weil ich ſelbſt immer den Wunſch ausgeſprochen, daß wir zu 
einem modus videndi kommen möchten, damit dieſe Streitigkeiten auf⸗ 
hörten, die nahe daran ſind alle unſere ſozialen und politiſchen Ver⸗ 


hältniſſe zu erſchüttern. Ich hoffe, daß man mindeſtens zu ſolchen Mo. 


difikationen kommen wird, bei denen die Sache in ſchicklicher Weiſe er⸗ 
ledigt werden kann. Ohne dieſe Dom würde es vergeblich fein zu 
diskutiren, wir würden nur unnütz Zeit verſchwenden. — Bei 

ſatz zu Art. 18 handelt es ſich darum, den beiden Geſetzen Luft zu 1 
fen, die am Allerentſchiedenſten in die kirchlichen Verhältniſſe einſchnei⸗ 
den. Die beiden gi find — mag man behaupten, was man will 
nichts weiter als ein Verſuch, beide Kirchen zu reinen Staatsanſtalten 
zu machen. (Sehr wahr! im En Unruhe links.) Diefe Tendenz 
iſt fo ſehr in die Herzen und Köpfe der Menſchen gekommen, daß wir 
geſtern hörten, wie es im höchſten Grade wichtig und nützlich ſei, ſchon 
jetzt im Budget 100,000 Thlr. für die Schulaufſicht zu bewilligen und 
wie man dieſe Pofition entwickeln müſſe, damit die Geiſtlichen mehr 
und mehr zu dem Bewußtſein kommen, daß fie vom Staate abhän 
find, und fi mehr an den Geſchäften des Staates betheiligen. 

bin dagegen ganz entſchieden und werde noch bei Gelegenheit darau 
zurückkommen. Ich habe es nur als ein Symptom angeſehen, wie man 
überall bemüht iſt nach und nach die ganze Geiftlichleit zu Staatsbeam⸗ 
ten, und das, was ſie vertreten, zu einer Staatsanſtalt zu machen. 
Der Kultusminiſter ſoll der Hoheprieſter für das ganze Land werden. 
Die Antwort des Miniſters auf die Frage des Abg. v. Gerlach hat 
die Hoffnung grauſam zerſtört, daß man zum Frieden greifen werde, 
ehe es unmöglich fein wird. Der Abg. Achenbach hat uns den 1 
macht, daß wir bei der Berathung der heſſiſchen Kirchenverf. uns für in⸗ 
kompetent erklärt haben; dadurch ſei die heſſiſche Kirche nicht zu der Frei⸗ 
heit des Art. 15 gelangt. Dieſer Vorwuf ift abſolut unrichtig. Wir 
haben geſagt: Das Abgeordnetenhaus als ſolches hat keinen Beruf in 
irgend welcher Weiſe an dem Ausbau der evangeliſchen Kirche direkt 
mitzuarbeiten. (Unruhe links.) Alle derartigen Verſuche werde ich mit 
Entſchiedenheit zurückweiſen. (Beifall im Zentrum.) Wir wollen auf 
25 nk Kirche nicht einwirken, wir wünſchen ihr alles Gedei⸗ 
en, de 


daß wir die Poſition mit Freuden bewilligen, weil wir denſelben für 
eine vollſtändig zu Recht beſtehende Inſtitution der evangeliſchen Kirche 


Bei dem Zu⸗ 


shalb werden wir dieſen Verſuchen entgegentreten. Ich würde 
auch bei der Debatte über den Oberkirchenrath Ihnen geſagt haben, 


en, nämlich zu ſagen, worum 


ir Alle haben ein Intereſſe daran, dieſen J 
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halten; daß wir jede Diskuſſion darüber, wie der oberſte Kirchenherr 
die Stellen beſetzt, von uns abweiſen müſſen. Ich habe es tief beklagt, 
daß man einzelne Fälle im Hause beſprochen, z. B. den Sydow'ſchen 
Fall. Was geht dieſer Fall das Abgeordnetenhaus an? (Sehr wahr! 
im Zentrum und rechts.) Wir wollen unſeren evangeliſchen Mitchri⸗ 
ſten zu Hilfe kommen, wo es uns möglich iſt, ohne daß wir in ihre 
Verfaſſung oder Lehre eingreifen. Das bitten wir uns aber auch von 
Ihnen aus. Es iſt das der altdeutſche Grundſatz, daß jede Koufeſſion 
ihre Angelegenheiten ordnet und das allein hat nach der Reformation 
und dem dreißigjährigen Kriege den Frieden wieder hexgeſtellt. Dieſen 
Grundſatz hat man in die Verfaſſung hineingelegt. Was ſoll jetzt ge⸗ 
ſchehen? Der zur Minorität gewordenen Maſſe der Katholiken gegen⸗ 
über wollen die Proteſtanten Geſetze machen; die proteſtantiſche Ma⸗ 
jorität will unter dem Namen des Staates für alle Verhältniſſe der 
Katholiken maßgebende Geſetze machen. (Widerſpruch links.) Dem 
Staate ſoll es möglich gemacht werden, ſelbſt in das Dogma hineinzu⸗ 
greiſen. Wenn ich nicht irre, hat ein berühmter Abgeordneter auch 
gejagt, es ſei nicht möglich, vor dem Dogma ſtill zu ſtehen. Es ſoll 
ein Staatsgerichtshof gebildet werden, der über die Handlungen der 
katholiſchen Biſchöfe urtheilen ſoll; die Handlungen find ſo allgemein 
gegriffen, daß man darunter ſehr Vieles ſubſummiren kann. Das iſt 
ein Verſuch, die ganze Kirchengewalt in den Staat zu legen; das iſt 
Klan das Grundprinzip der deutſchen Geſchichte Man will dem pro⸗ 
teftantiihen Stqale, wie er faſt täglich vom Prediger Hofmann ge⸗ 
nannt wird, Gelegenheit geben, uns zu majoriſiren und uns zu unter⸗ 
beugen. Ich bedauere es; wollen Sie den Frieden nicht, ich kann es 
nicht ändern; beugen laſſen wir uns nicht! (Beifall im Zentrum.) 
Referent Dr. Gneiſt. Ich will nur auf die letzte Aeußerung 
antworten; die Mehrheit der bei uns geltenden Geſetze iſt durch Ma⸗ 
jorität beſchloſſen worden. Die Bedeutung aller, Geſetze iſt nicht ger 
ringer dadurch geworden, daß der Königliche Wille nicht mehr abſolut 
iſt, ſondern der a beider Häuſer des Landtages bedarf. So 
erlaſſenen Geſetzen den Charakter eines Majoritätsbeſchluſſes beizu- 
legen, würde die geſetzliche und ver e je Ordnung im Lande 
überhaupt unmöglich machen. Sehr richtig! links) Nicht die Ma⸗ 
jorität allein beſchließt dieſe Geſetze, ſondern der König hat ſie 


vorher genehmigt. Den Vorwurf der Majoriſirung kann ſchließlich 


jede Minorität erheben. g 8 
Hiermit ſchließt die Diskuſſion. Der Abg. Windthorſt (Meppen) 
bemerkt, daß er es für unparlamentariſch halte, daß die allerhöchſte 
erſon in die Diskuſſion gezogen ſei. Der Präſident v. For cken⸗ 


beck erwidert, daß der Abg. Windtborſt keine Befuaniß habe über die 
pa lamentariſche Ordnung zu wachen. Die allerhöchſte Perſon ſei 
nicht in die Debatte hineingezogen, ſondern nur das Königthum inſo⸗ 


weit von ihm die Geſetzesvorlagen ausgingen, 
Mit großer cg 


als bei den namentlichen Abſtimmungen am 31. Januar und 4. Fe⸗ 


ES wird auch der Art. 18 der Verfaſſung in der veränderken 


eſtalt nebſt Einleitung und Ueberſicht des Geſetzentwurfs angenom⸗ 
men. Damit ſchließt die zweite Berathung, die dritte wird übermorgen 


ſtattfinden. 


Ce wird nunmehr die zweite Berathung des Etats des Kultus⸗ 
minkſteriums fortgefegt. 
Zu Kap. 127 Tit. 3 ur Verbeſſerung der äußern Lage der Geiſt⸗ 
lichen u. Lehrer 50,000 Thlr.) beantragen die Abg. v. Gottberg und 
Glaſer die Regierung aufzufordern, einen dem wirklichen Bedürfniß 
entſprechenden höhern Betrag zur en der 1 Lage der 
Gelſtiichen, beſonders der evangeliſchen Geiſtlichen, auf den Etat zu 
dringen. Abgeordneter Glaſer fährt aus, daß die finanzielle Lage der 
Geistlichen im Allgemeinen eine viel zu dürftige ſei. Das mache ſich 
namentlich dadurch bemerkbar, daß ſich immer weniger junge Leute dem 
eologiihen Studium widmeten. Abgeordneter Richter (Hagen): Ich 
ditte, nicht nur den Antrag Gottberg abzulehnen, ſondern auch die von 
der Regierung geforderten 50,000 Thlr. nicht zu bewilligen. Es kann 
7 Zweifel unterliegen, daß dieſe 50,000 Thlr., wenn nicht ganz 
auschließlich, doch vorzugsweiſe zur Unterftügung der Geistlichen dec⸗ 
et werden follen. Nun bin ich bereit, den Geiſtlichen alle möglı- 
chen Freiheiten zu gewähren, wie noch eben meine Abſtimmung bewie⸗ 


ſen hat, aber baares Geld ſollen ſie nicht noch obenein erhalten (Hei⸗ 


terkeit), Was ihnen nach der Verfaſſung zukommt, ſollen ſie haben, 
aber keinen Pfennig mehr. Es iſt darauf hingewieſen worden, daß ja 
auch die Geistlichen ſtaatliche Funktionen bekleideten und daß ihnen 
dafür eine Remuneration gebühre, ſo z. B. dafür, daß tie die 
Schulaufſicht bekleiden. Da wäre aber doch erſt zu unterſuchen, 
ob ſich nicht andere Leute finden, die das rein als Ehrenamt 
und ohne Remunaration beſorgen würden. Ich finde zudem in 
der Unterſtützung von einzelnen Kirchenſyſtemen ein Unxecht 
egen alle anderen Religionsgemeinſchaften. Die Budgetkommiſſion 
bal allerdings dieſem Titel die Ueberſchrift gegeben: Für Geiſtliche 
aller Bekenntniſſe; es kann vielleicht möglich fein, daß rünftig nicht 
blos die rümiſch⸗katholiſchen und evangeliſchen, ſondern auch altkatho⸗ 
liſchen Geiſtlichen aus dieſem Fonds unterſtützt werden, indeſſen daß 
auch andere Religionsgeſellſchaften, z. B. die freireligiöſen Gemeinde⸗ 
prediger Unterſtützung erhalten, kann ich nicht annehmen, und doch 
müffen die Mitglieder der freireligiöſen Gemeinde mit beitragen zu 
den Steuern, aus welchen dieſe Unterſtützungen fließen. a 
wingt die Steuerzahler indirekt, beizutragen für Zwecke, die ſie miß⸗ 
ſilligen oder verwerfen. Die Verfaſſung gewährt Religionsfreiheit. 
Aber man kann dieſelbe indirekt dadurch verkümmern, daß man die 
einzelnen Kirchenſyſteme begünſtigt und daß man nicht frei Konkurrenz 
allen Geiſtlichen untereinander walten läßt. Wir ſind zwanzig Jahre 
lang glücklich verſchont geweſen von Debatten über kirchliche Fonds. 
err v. Gerlach weiß davon zu erzählen und auch Herr Reichenſper⸗ 

ger wie damals in jedem Jahre geſtritten wurde, ob die Katholiken 
cht zu viel oder zu wenig bekünm im Gegenſatz zu den Evangeli⸗ 
ſchen. Zwanzig Jahre iſt der Fonds unverändert geblieben und dieſe 
Wenn ſie den Fonds verändern, rufen 

ſie wieder bervor, denn es liegt auf der Hand, daß 
im nächſten Jahre die Katholifen und andere Religionsgemein⸗ 
ſchaften kommen und nach der Verwendung dieſer Fonds fragen, 
und wenn ſie finden, daß ihre Leute zu wenig bekommen haben, 
5 Sie den kirchlichen Hader und den konfeſſionellen 
reit. Ich dachte, wir hätten kirchliche Debatten mehr faſt, als ein 
geſunder Menſch vertragen kann, und ich möchte nicht, daß ſie noch 
vermehrt werden. Heute haben wir Verwahrung einlegen gehört, daß 
rchliche Fragen hier im n werden, wenn man das nicht 
will, muß man auch nicht betteln gehen für die Kirche. 8 rechts.) 
Ich meine Sie nicht, ſondern die Kirche! Wenn man bei einem frem⸗ 
den Mann bettelt, muß man es ſich gefallen laſſen, eine Krit k feines 
und wenn die Kirche vom Staate Subven⸗ 
ſtaatlichen Organe nicht nur berechtigt, ſon⸗ 
dern auch verpflichtet zu fragen, was hat die Kirche für Bedürfniſſe; 
und ſchaden wir ihr nicht mehr durch die Gelder, als wir ihr nützen? 
Vom Standpunkte der römiſch⸗katholiſchen Kirche aus, möchte ich fra⸗ 
en, beabſichtigt die Regierung etwa, der katholiſchen Hierarchie, mit 
er fie ſich in lebhaften Kampfe befindet, neue Fonds zuzuführen, 
oder beabſichtigt man, einzelne geſinnungstüchtige Geiſtliche zu ſubven⸗ 
tioniren, fol dieſes Zuckerbrot ausgeſtreut werden im Gegenſatz zu 
den Geſetzen der jetzigen Seſſion? In dieſen Geldbewilligungen liegen 
mehr Fußangeln für die Selbſtändigkeit der Kirche, als in allen ande⸗ 
ren Geſetzen. Der frühere Abg. v. Vinke hat einmal ſehr treffend 
ausgeführt, wie gerade die Erhöhung der Kirchenfonds in die Selbſt⸗ 
ſtändigkeit der Kirche eingreift, und den Staat nöthigt, ſich in kirchliche 
Angelegenheiten zu miſchen. Ich wünſche von meinem Standpunkte, 
daß die katholiſche Kirche von der Staatsſouverainetät überall ge⸗ 
kirchlichen Korporationen eine ſolche Verfaſſunz 
wie ſie jetzt die jüdiſche hat, aber ich will nicht, 
Polizeiinſtitut, 
in in ihrer letzten Konſeguenz dieſe Fonds führen. Allerdings hat 

die evangeliſche Kirche an Selbſtſtändigkeit nicht mehr viel zu verlie⸗ 
ren. Man ſpricht von einem Nothſtande derſelben. Ich weiß in der 
Nähe Berlins ſchlichte Dorfgeiſtliche, die höheres Gehalt, als die Mi⸗ 
niſter beziehen. (Heiterkeit). Andere Beiſpiele ſchlichter Geiſtlichen, 
die höheres Gehalt als die Minifterialvireftoren beziehen, liegen mir 
fogar noch näher. Es ſtebt feſt, daß vielfach in Folge der geſtiegenen 
höheren Bodenrenten ſo viel haben, daß ſie 


Lebenswandels anzuhören, 
tion fordert, ſo ſind die 


vom Staate erhalten, 


die dem Augenſchein nach viel ſtärker iſt, 


Ja man 


— 8 5 6 


den Lehrern noch ſehr wohl etwas abgeben könnten. In einzelnen 
Gegenden mag ein gewiſſer Nothſtand herrſchen, mag die Gemeinde 
nicht leiſtungs äbig fein. Dann giebt es andere Gemeinde, in denen 
deſto mehr reiche Leute wohnen, und Sie werden nicht behaupten, daß 
die Gemeindemitglieder der 9 Kirche in der Verarmung 
begriffen ſeien. Es giebt in derſelben ebenſo viele reiche Leute, wie 
in den anderen Konfeſſionen; warum geben die nichts für ihre Kirche? 
Nur wegen der gegenwärtig in ihr — Richtung. Hier in 
Berlin werden ſtolze Synagogen gebaut, aber der Dom wird nicht 
fertig. Unwillig genug trägt der Berliner die Herrſchaft der Ortho⸗ 
doxie, und nun ſollte er noch Geld dafür ausgeben! (Heiterkeit.) Aus 
dem Grunde muß man hier um Beiträge betteln gehen, und kann 
die reiche evangel. Kirche aus ihrem Schooße nicht lumpige 50,000 
Thlr. aufbringen. (Heiterkeit.) Das Maß der Unzufriedenheit iſt ſo 
Pr daß man in das volle Gefäß nicht mehr einen 

ropfen zu ſchütten wagt, aus Furcht, es möchte über⸗ 
laufen; es bedarf nur eines Funkens, vielleicht kommt er 
aus dem Sydowſchen Fall, jo vollzieht ſich in Berlin von unten he⸗ 
rauf eine Reformation, daß von der Gemeinde der herrſchenden evan⸗ 
geliſchen Kirche nicht ſo viel übrig bleibt, wie die Gemeinde der Spit⸗ 
telkirche (große 18 Allen Hat auch der Herr Kultusminiſter den 
beſten Willen, die Kirch derne zu reformiren, — die Verwirckli⸗ 
chung dieſer Abſicht wird erſchwert, wenn man der Kirche immer neue 
Fonds von der Reformation zuführt. Auch auf einen anderen Gebiet 
bat die Regierung den Grundſatz beobachtet keine Provinzialfonds 
vor der neuen Provizialordnung; hier ſollte man es betreffs einer 
neuen sende ert obenſo machen. Man ſchwächt das Intereſſe 
der herrſchenden Partei an einer Reform, wenn ihr die Geldmittel 
geführt, ohne, daß die Reform vollzogen wird. In einer Zeit, wo ſich 
auf kirchlichem Gebiete die Begriffe von rechts und links zu verſchieben 
drohen, ſuche ich Stärkung und rbauung am Vorbilde der Männer, 
die in einer früheren Zeit hier ſaßen, und da denke ich an eine De⸗ 
batte von vor 20 Jahren als zuletzt eine Erhöhung für kirchliche 
9 gefordert wurde. Herr v. Gerlach weiß auch davon zu erzäh⸗ 
en, er war ſelbſt dabei. Wie trat Herr Georg von Vincke ein gegen 
den Fonds vor 50,000 Thlrn. und die Führer der altliberalen Partei wehr⸗ 
ten ſich dr dieſe Erhöhung! Ja, ſelbſt 17 aan Männer, welche 
von ihrem Standpunkt aus der evangeliſchen Kirche höher Mittel zuwen⸗ 
den wollen, traten Wc gegen die Bewilligung der 50,000 Thlr. 
auf, a 3. B. der 1 Lette damals: Ich e nicht, daß es an 
der Zeit iſt, die ervangeliſche Kirche. ſei es durch Polizeimaßregeln, 
ſei ed durch Geldunterſtützungen in einer Zeit kräftigen zu wollen, wo 
ihr 1 höheren geiſtigen Mittel nicht gewährk, die zu gedeihli⸗ 
cher Entwicklung in ihr ſelbſt ruhen. Wenn ihr dieſe Kräfte und 
Mittel gewährt werden, welche in noch viel höherem Grade in ihrer 
eigenen Selbſiſtändigkeit liegen und welche die Kirche am beften heben 
und ſtärken werden, wenn ſie ihre wahren berechtigten Organe und 
Vertreter hat, dann wird es an der Zeit fein, diejenigen Forderungen 
an den Staat zu ſtellen, welche für die äußeren Bedürfniff 0 
Find Kirche als nötbig erachtet werben.“ Nun, wenn Sie meinen 

tandpunkt nicht 7 85 verwerfen Sie wenigſtens vom altliberalen 
Standpunkt die geſtellte Forderung. Regier.⸗Komm. Geh. Nath Lu⸗ 
ganus beitreitet, daß die evangelichen Gemeinden keine Opfer für 
die Kirche mehr bringen wollten; im Gegentheil ergebe die auf Anord⸗ 
nung des Oberkirchenraths zweimal jährlich ftattfindende Kollekte für 
den Notbſtand in der Kirche recht erfreuliche Reſultate. — Der An- 
trag Gottberg wird a 1 elehnt. N h j 

Darauf wird die Debatte um 4 Uhr vertagt; nächſte Sitzung 

Freitag 11 Uhr (Kultusetat und kleinere Geſetzentwürfe). 


Varkamentariſche Nachrichten. 
* Der Abg. Eberty bat einen Antrag eingebracht, welcher die 


Aufhebung der Stifter Merſeburg, Naumburg und Zeitz und eine 
Verwendung der daraus fließenden Einnahmen für kirchliche und Un⸗ 


terrrichtszwecke bezweckt. 5 * 
*Die „Volks⸗Ztg.“ verweiſt bezüglich der auch von uns kürzlich ge⸗ 
an ee daß in der bevorſtehenden Reichstagsſeſſion ein 
ntrag au 
deutſchen Kammern und Landtagen geſtellt werden wird, auf $ 11 des 
deutſchen Strafgeſetzbuches, durch welchen dieſe Redefreiheit längſt in 
allen deutſchen Staaten geſichert iſt. Der 8 11 lautet: 
„Kein Mitglied eines Landtags oder einer Kammer eines zum nord⸗ 
deutfchen Bunde gehörigen Staates darf außerhalb der Verſammlung, 
zu welcher das Mitglied gehört, wegen ſeiner Abſtimmung oder wegen 
der in Ausübung ſeines Berufes gethanen Aeußerung zur Verant⸗ 
wortung gezogen werden.“ Dieſer Paragraph gilt jetzt für das deutſche 
Reich, wie er früher für den norddeutſchen Bund galt und von einer 


Beſtrafung im ordentlichen Wege des Rechts kann heute keine Rede 


mehr ſein. Dieſer Paragrapb ſichert eben die Redefreiheit. 


Lokales und Provinzielles. 
Boten, 28. Februar. g 

— Durch Allerhöchſte Kabinets⸗Ordre vom 9. v. Mts. iſt, wie 
bereits gemeldet, angeordnet worden, daß das Andenken der im Kriege 
1870571 mit der Fahne oder Standarte in der Hand, ſowie der 
bei der Vertheidigung der Fahnen und Standarten gefallenen und der 
in Folge mit der Fahne ꝛc. in der Hand erhaltenen Wunden verſtor⸗ 
benen Offiziere und Mannſchaften für alle Zeiten dadurch ge⸗ 
ehrt werden ſoll, daß die Namen derſelben mit kurzer Erwähnung der 
Veranlaſſung auf ſilbernen Ringen an den betreffenden Fabnen und 
Standarten verzeichnet werden. Nach dem zur Kenntniß der Armee 
gebrachten Verzeichniß ſtarben den Heldentod mit der Fahne in der 
Hand ꝛc. — im Ganzen 9 Offiziere, 19 Unteroffiziere und 3 Gemeine, 
und zwar vom 5. Armee⸗Corps: Premier⸗Lieutenant Siemon 
vom Füſilier⸗Bat. des Königs⸗Grenadier⸗Reg. (2. Weſtpreuß.) Nr. 7 
am 4. Auguſt 1870 mit der Fahne in der Hand. Desgleichen von 
demſelben Truppentbeil: Major und Bataillons⸗Kommandeur v. Kai⸗ 
ſerberg und Premier-Lieut. Freiherr v. Lüttwitz. Beide ſtarben 
in Folge der am 4. Auguſt 1870 mit der Fahne in der Hand erhal⸗ 
tenen Verwundungen. 

— Die „Nordd. Allg. 3.” bringt auf ihrer erſten Seite zwei ein⸗ 
geſtreute Artikel, welche in jedem Poſener ein Gefühl des Neides er⸗ 
wecken könnten. In dem einen wird beſtätigt, daß das Reich aus den 
elſaß⸗lothringiſchen Einkünften nichts erübrigt, ſondern vielmehr dem 
Reichslande bedeutende Summen zugewendet habe. Von der Provinz 
Poſen, welche ſeit einigen Jahren auch Reichsland geworden iſt, wird 
man ſchwerlich daſſelbe behaupten können, es wird ihr nicht einmal 
das zugewandt, was ſie ſelbſt aufbringt, obwohl ſie jedenfalls weit 
weniger natürliche Hilfsquellen und eigene Mittel beſitzt als Elſaß⸗ 
Lothringen, denn es iſt bei uns ein großer Unterſchied, ob eine Pro⸗ 
vinz 1815 oder 1866 und 1870 erworben wurde. — In dem andern 
Artikel (wohlgemerkt auf der erſten Seite!) wird eine Geſchichte von 
zwei ſonderbar aufgeſtellten Chauſſeehäuſern bei Charlottenburg er⸗ 
zählt, welche den Fürſten Bismarck geärgert haben, weil er genöthigt 
wurde zwei Mal Chauſſeegeld zu zahlen, gerade weil er die Chauſſee 
vermieden hatte. Fürſt Bismarck hat darüber Beſchwerde erhoben 
(wahrſcheinlich beim Handelsminiſter) und ſoll in Folge deſſen der 
Mißſtand am 1. April abgeſtellt werden. Möchte nicht Saladin⸗Bis⸗ 
marck einmal nach Poſen kommen, er würde hier manche „Mißſtände“ 
finden, über welche ſich Beſchwerde — — ließ! 

— Da rovinzial⸗Schulkollegium en hat von der 
Dirdtomt er ide ni 3 ee ent 
über die Vorgänge im Seminar gefordert. an iſt erſtaunt darüber, 
daß das Direktorat dieſe Vorgänge geſchehen laſſen und ſogar Ent⸗ 


e der evan⸗ 


ellung der Redefreiheit in ſämmtlichen 


5 verfügen konnte, ohne der Behörde davon Anzeige zu machen 
Die Bewegung unter den Zöglingen des Seminars iſt groß. Die“ 
Seminarien haben faſt durchweg ſogenannte „Streber“ in den Lehrer⸗ 
ſtellen. Die Vetterſchaft, die gute Geſinnung, die lebendige Theilnahme 
an den Gnadenmitteln der Kirche helfen oft über die größten Schwie⸗ 
rigkeiten der Anſtellung hinweg, und darin liegt der eigentliche Anlaß 
zu den Skandalen, die jüngſt im Seminar vorgekommen ſind, wenig⸗ 
ſtens ſprechen ſich die Zöglinge dahin aus. 8 entlich wird, wenn 
die Unterſuchung ein enkſprechendes Ergebniß zu Tage fördern ſollte, 
der Miniſter Veranlaſſun We en aufzuräumen. (Geſ.) 

— Die königli e Brüfung kommiſſion für die Provinzen 
Poſen und Schleſien in Breslau beſteht pro 1873 aus folgenden 
Mitgliedern: A 

Ordentliche Mitglieder: DDr. Schröter, Profeſſox zugleich 
Direktor der Kommiſſion, Friedlieb, Profeſſor, Schultz, Profeſſor, 
Reifferſcheid, Profeſſor, Dilthey, Profeſſor, Rückert, Profeſſor, 
Carl Neumann, Profeſſor, Grünhagen, Profeſſor, Schmölders, Pro⸗ 
feſſor. Außerordentliche Mitglieder: DDr. Ferdinand Cohn, 
Profeſſor, Löwig, Geheimer Regierungs⸗Rath und Profeſſor, Meyer, 
Profeſſor, Nehring, Profeſſor. 

— Der Vorſchußverein hielt am 26. Februar ſeine ordentliche 
Generalverſammlung ab. Zunächſt wurde der Rechenſchafts⸗ Bericht 
pro 1872 verleſen, die Decharge ertheilt, und gemäß dem Antrage des 
Vorſtandes die Dividende pro 1872 auf 5 pCt. feſtgeſetzt. Die drei 
ausſcheidenden Mitglieder, die Herren Martin, Heſſelbein und Hierſe⸗ 
korn wurden wiedergewählt und zu Stellvertretern des Aufſichtsrathes 
die Herren Hoffmann (Büchſenmacher, Ballmann und Wegner (Mau⸗ 
rermeiſter), zu Mitgliedern behufs Einſchätzung der Aufſichtsrathsmit⸗ 
glieder die Herren Ed. Weiß (Glaſermeiſter), Bittmann und König 
(Exekutions⸗Inſpektor) gewählt. Sodann wurden 15 Mitglieder aus⸗ 
geſchloſſen, weil ſie ihren Verpflichtungen gegen den Verein nicht nach⸗ 
gekommen waren. 

Der Abbruch der Fleiſchſcharren auf dem Neuen Markte hat 
nunmehr begonnen. 

Auf der Walliſchei wurde vor einigen Tagen Abends ein 
Tiähriger Knabe krank und hilflos a und nach dem ſtädti⸗ 
ſchen Krankenhauſe geſchafft. Da er bereits fo ſchwach war, daß er 
nicht mehr ſprechen konnte, jo konnte man cud) über feine näheren 
Verhältniſſe Nichts erfahren. 

Diebſtähle. Am Mittwoch übergab die Wirthin eines Guts⸗ 
beſitzers auf der Schrodka 1 Buſchen im Alter von ca 18 Jahren 
eine Kiſte mit Schmuckſachen und Kleidungsſtücken im Werthe von 
300 Thlr., mit dem Auftrage, dieſelbe nach der Poſt zu tragen, wo ſie 
ſich auch bald einſtellen werde. Als ſie dort ankam, und die Burſchen 
nicht ſah, ſchöpfte ſie alsbald Verdacht, und machte dem Schutzmann 
Cekaklla von der Sache Anzeige. Obwohl fie nur angeben konnte, 
daß der eine der beiden Burſchen eine ſchwarze Jacke mit weißer 
Schnur am Kragen (bekanntlich Zeichen der Trauer bei den Polen) 
getragen habe, fo gelang es doch der Umſicht des Schutzmannes, die 
jugendlichen Diebe zu ermitteln. Weitere Recherchen ergaben, daß ſie 
die Kiſte hinter dem Dome erbrochen und die darin enthaltenen Sachen 
unter ſich getheilt hatten. — Auf einem Neubau an der Kl. Ritter⸗ 
ſtraße wurde aus einem Zimmer, welches noch gar keine Thüren hatte 
und alſo vollkommen unverſchloſſen war, eine eiſerne Bettitelle, ferner 
aus dem unverſchloſſenen Boden eines Hauſes in der Gr. Gerberſtraße 
ein Satz Betten; und einem Böttchergefellen aus der Werkſtätte auf 
der Breitenſtraße eine ſilberne Cylinderuhr geſtohlen. : 

— Polizeibericht. Gefunden: ein Kleiderſchooß, ein Porte⸗ 
monnaie mit 13 Sgr., ein kleiner Zirkel, eine Biſam⸗Pelzmuffe, ein 
brauner Regenſchirm. Verloren; eine lange goldene Uhrkette. Zu⸗ 
gelaufen: ein kleiner brauner Hund. 


Wiſſenſchaft, Aunſt und Literatur. 


Leipzig, 26. Februar. Geſtern verſchied nach längern Leiden ein 
namhafter und verdienter Lehrer unſerer Univerſität, Domherr Pro⸗ 
icio: Dr. 2. 1 l n 3 1976 ne 

ingen, machte er ſich 18 rch eine g iche und ſchar E 
juriftifehe Abhandlung bekannt, wurde 1817 Profeſſor des uhmiſchen 
Rechts in Gießen und folgte 1837 einem Rufe an die Univerſität 
Leipzig, wo er bis 1864 unausgeſetzt als Lehrer des Zivil⸗ und Straf⸗ 
rechts wirkte. Außerdem entwickelte er eine ſehr rede ſchriftſtelleriſche 
Thärigkeit Seine Arbeiten zeichnen ſich durch gründliche Durchdrin⸗ 
gung des Stoffes und klare Auseinanderſetzung aus. Sein „Lehrbuch 
der Inſtitutionen“, das acht Auflagen erlebte, gehörte lange Zeit zu 
den brauchbarften und beliebteſten Handbüchern des römiſchen Rechts. 
Seit 1864 hatte Marezoll ſich aus Geſundheſtsrückſichten genöthigt ge⸗ 
ſehen, ſeine akademiſche Wirkſamkeit einzuſtellen, war jedoch auch wei⸗ 
terhin ſchriftſtelleriſch thätig geblieben. „D. A. 3.) 


= Staats- und Volkswirthſchaſt. 


S. 
2 2120 N. 30, S. 5912 N. 13 a 400 Fred. S. 1537 N. 47, S. 5681 
©. 1396 N. 36, S. 1478 N. 29, S. 2109 N. 8, S. g 
2311 N. 13, S. 2193 N. 27, S. 2633 N. 8, S. 2825 N. 7, S. 3015 
N. 8, S. 3853 N. 18, S. 4628 N. 38, S. 4816 N. 
5017 N. 5, S. 5121 N. 39, S. 2 
S. 12 N. 33, S. 32 N. 31, S. 61 N. 
N. 5, S. 201 N. 38. S. 213 N. 33, S. 271 


„S. 535 N. 
S. 797 N. 26, S. 
N. 21, S. ; 
41, ©. 1236 N. 36, S. 1237 N. 46, 
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- .be enn cet e 52 
» Berlin ſchwebt in Gefahr, vom 1. März c. ab keine Droſch⸗ 
len mehr zur Vielen zu haben. Der neue Tarif, welcher bekaunt⸗ 
lich mit dem 1. März in Kraft treten ſoll, bat die hieſigen Droſchken⸗ 
beſitzer derart verſchnupft, daß dieſelben entſchloſſen ſind, der Inſtruk⸗ 
tion des Polizeipräſidiums den dußerſten Widerſtand entaegenzitfegen, 
fer es auch in der Form eines allgemeinen Droſchkenſtrikes. In einer 
un dieſem Zweck zu Mittwoch anberaumten Generalverſammlung der 
roſchkenbeſitzer, welche den⸗großen Saal des Handwerkervereins bis 
auf den letzten Platz dicht gefüllt hatte, wurde allſeitig behauptet, daß 
der neue Tarif das Droſchkengewerbe vollſtändig tödte, um ſo mebr, 
als die Droſchkenkutſcher ebenfalls vom 1. März an höhere Lohnfor⸗ 
derungen ſtellen. Es wurde daher einſtimmig beſchloſſen, vom 1. März 
ab keine Droſchken mehr in Funktion zu ftellen, falls nicht das Poli⸗ 
zeipräſidium inzwiſchen mit der niedergeſetzten Kommiſſion eine Eini⸗ 
ung erzielen ſollte. Im Uebrigen hoffen die Droſchkenbeſitzer, daß 
inzwiſchen die Antwort des Kaiſers auf die Immediateingabe eintreffen 
und ſo der Konflikt eine baldige Löſung erfahren werde. 


Verantwortlicher Redakteur Dr. jar. Waſner in Poſen. 
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Piszagb-Actimn 


Das der Geſellſchaft gehörige, in dem frequenteſten und eleganteſten 
Theile der deutſchen Kaiſerſtadt belegene Terrain iſt vor mehreren Jahren 
und vor Eintritt der koloſſalen Steigerung des Bodenwerths zu einem 
ſelbſt damals billigen Preiſe erworben. Seitdem iſt dieſer Werth um 


— 


Das Sommer⸗Semeſter am 
Königlichen pomologiſchen In⸗ 
tute zu Proskau in Schle⸗ 
Iſien beginnt Anfang April. 
E Der Unterricht umfaßt während bei 
zweijährigen Curſus aus dem theore⸗ 
tiſchen und prafiiichen Gebiete: 
Mathematik, Phyſik, Chemie, Mino 
ralogie, Botanik, (Anatomie, Mo phe 
logie, Phyfiologte, Geographie, Krank, 
— der P 10 5 — 
ebungen ꝛc.) Zoologie, allg. Pflanzenbau, 
Obſtkultur, insbeſondere Obſtbaum⸗ 
zucht, ole Lehre vom Baumfänitt, Obſt⸗ 
bau, Obſtkenntniß (Pemologiſe), Obftbe- 
nutzung, Weindau, Gemüſedau, Trei⸗ 
berei, Handelsgewächsbau, Gehölzzucht 
Laudſchaftsgärtnerei, Plan⸗ und Früchte⸗ 
zeichnen, Feldmeſſen und Nivelllren 
Buchführung, Bienenzucht und Seiden⸗ 
bau mit Demonſtrationen. 
„Anmeldungen zur Aufnahme haber 
ur ter Beibringung der Zeugmiſſe ſchrift⸗ 
lich oder mündlich bei dem unteezelchne⸗ 
ten Direktor zu erfolgen. Der ſei be if 
auch bereit, auf por ofreie Anfrag⸗ 
weitere Auskunft zu ertheilen. 
Proskau, im Februar 1878. 


Der Direktor des Königlichen 
pomologiſchen Inſtituts. 


bez. Stoll. 
Mit 20 bis 25,000 
Thaler 


Anzahlung z. Hälfte in Baar, z. Hälft 

in guten Hypotbeken. auf einem Ritter 

gute in Schleſien haftend, ſuche ich eir 

Gut in der Prov. Polen, Bebingun: 
guter Boden, verhältnißmäßige Wi-f 
guter Bauzuſtand und fefte Hypotheken 
Genaue Anſchläge erbeten unter Chiffre 
N H 389 an die Annoncen-Fxpeditio 
von Haaſenſtein & Vogler in 
Breslau. 


Mit 1500 Thaler 
bis 2000 Thaler 


Anzablung oder Cautſou ſuche ich eln 
keines Gut zu kaufen oder ein elwat 
ößeres zu pachten. Auch ein belebte 
traßenwirthshaus mit etwas Acken 
wäre mir erwünſcht. 

Gef. Offerten erbitte sub G. G. 25“ 
durch das Stangen ' ſche Annoncen: 
Bureau, in Breslau, Karlöftr. 28. 


Für Rent iers und 
2 Gapitaliften. 


Eine Villa 


zu einer Zeit geſchloſſen, wo die Materialien und Arbeitslöhne bei Weitem 
nicht die gegenwärtige Höhe erreicht hatten. , g 

Die nahe bevorſtehende Eröffnung der Paſſage wird die allge⸗ 
meine Aufmerkſamkeit auf die ſehr rentablen und höchſt ſoliden Paſſage⸗ 
Actien lenken. Der Cours, welcher durch die Verwechfelung des Unter⸗ 
nehmens mit dem Linden-Bau-Verein und durch unlimitirte 
Verkaufs⸗Ordres augenblicklich auf ca. 109 % herabgedrückt iſt, wird 
dann unbedingt um 


mindellen 


teigen. 


29 pro Cent 


Täglich friſch gebrannten 


8 Dampf- Maſchinen. 
Kaffee 
von feinſtem Geſchmad 
empfiehlt 


Eduard Stiller, 


Sapiehaplatz Nr. 6. 


Dr. Lender Ozon-Waſſer, Fnbala⸗ 
— ̃ ̃ ů2bs . — — tions⸗Apparate, Aae Zimmer⸗ 
Hierdurch die ergebene Anzei Desinf.⸗Pulver, Sauerſtoff-Waſſer, Lite⸗ 

ratur (Proſpelte gratis). 


ge, daß ich unter de 
der Firma: . Krebs Kroll & Comp 


Heinrich Tietz in Birnbaum den B. für Poſen: Apotheke det 


ein Kurzwaaren Engros-Geſchäft ae | 


- an der am 5. April 1873 fatifin- 
enden 

neu errichtet habe und werde mir das Vertrauen durch Kölner 

ſtreng reelle Bedienung in jeder Hinſicht zu erwerben ftete 


bemüht ſein. Pferde- U. Equi⸗- 


Zu Hein Aufträgen empfiehlt ſich agen- otterie 
oinrich Tietz in Birnbaum. 0 sn 85 Er 
Böttcher⸗Holz, De at. un ef 
r 7 bp untl onsgergäfs Tage sum Tefrtige 
ſowie trockenes Spiritusfaß⸗ Ing zu verkaufen. Zu erfragen | Antritt einen Tehrling 
Holz bietet zum Verkauf gE | Fiber 28. _ Jacob Schachmann. 
J. Schever in Pleſchen.“ ö 


Für mein Eſſen⸗ und Eiſenwaaren⸗ 
Das Dominium Daleszyn 


Zur Entgegennahme von Anträgen, kündba⸗ 
rer und unkündbarer Hypotheken - Darlehne, mit 
Amortiſation, auf Liegenſchaften, unter ſehr gu⸗ 
ten Bedingungen, empfiehlt ſich N 


Samuel Taendler 


»in Rogaſen. 


für 30 000 Thaler bei 10,000 
nzahlung ſofort zu verkaufen. 
Reelle Selbfkäufer erfahren Räheret 
unter O. ++ 10 311 durch die General. 
Agentur der Annoncen⸗Expedition von 
G. L. Daube & Co in r 


(1222. 
Ißraelitiſche 
höhere Töchter⸗ 
ſchule mit 
Penſionat. 
Unterzeichnete erlaubt ſich 
auf ihre Töchterſchul⸗ 


aufmerkſam zu machen, 


Ein ganz neuer, ſehr ſchön gear⸗ 


zeſchäft und leichtere Comtoir- Arbeiten 
ſuche ich per 1. April c. einen ſoltden 
der polniſchen Sprache mächtigen 


Ein neues ſehr elegantes Coupee, 


welche fi) zur Aufgabe ge- bei Goftyn hat, ine Aus wahl verſchledener neuer . 
ſtellt hat, allen jetzigen An⸗ drei Bullen — n e Commis. 
ſprüchen an weibliche Erzie⸗[(Orig.⸗Holländer und Angler] 8 E Oſtro wo. 


Oskar Boehm, 


Blreſteſtraße 10. Poſen 


R. Neugebauer. 


Kreuzung) zu verkaufen, auch 
ſind daſelbſt E 
50 M. Mauerſteineß 
abzugeben. 

9 Stück kernfette Minder| 
offerirt Dominium Lawice 
bei Poſen. N 


hung und Bildung in Spra- 
chen, Wiſſenſchaften und Fer⸗ 
tigkeiten zu genügen. Die An⸗ 
ſtalt nimmt Mädchen jeden 
ſchulpflichtigen Alters auf. 

Friederike Aarons, 
Schuhmacherſtraße 15, 


Fur mein Eiſen⸗ und Kurzwaa 
rengeſchäft wünſche ich zum 1. Aprt 
d. J. einen tüchtigen Detallliſten in ge. 
ſetz'en Jahren, der meine Branche kennt 
als erften Commis zu engagiren. 

Noſtock in Mecklenburg. 

Emil, Baftian. 

Ein ordentlicher 


Karl Baſchin, 
Berlin, Spandauer 
Straße 29, 
empftehlt feinen von 
ärztlichen Autoritäten 
anerkannten Leber⸗ 


thran, 
1. Etage. = u an feier een. Bäckergeſelle 
Poſen, im Februar 1873. ER Zu bratchen in Pa- vird aefuht von > 
Clavier⸗Unterricht. 22 nn II. Frost in Grätz. 


a 5 und 6 Sgr. pro S 
Nähere in der Exzpd. d. Zt 
F Zur Anfertigung von Roben zur b:- 
vorſtehenden Saiſon, ſtets nach neuste 
Mode und allen Anforderungen genü 
gend, halten ſich den hochgeehrten De⸗ 
men Poſens aufs Beſte empfohlen. . 
Geſchwifter Scherek, "3 
Damen- Modiſtinnen. 
Breit⸗ tr. 10, 


_ Legniszewo bei Gollanc; 
hat ſchöne Pappelbretter 


zum Verkauf. 
haben bei 
d. Thilo, 


3 Stück = 
Maſt Ochſen eee Wagenchnlre 


ſtehen in Blelawy Dom eee 0 
bei Janowiec zum Verkauf. gu ate Fal / ar 


tunde. Dai 
9. 


Auf dem Dom. Sobötka 
bei Pleſchen ſtehen 24 Stüc 
Maſtvieh zum Verkauf. 


Friſchmelkende, hochtra 
dende, Weichſel, Werder⸗ 
0 niederungskühe zu haben 
Aufträge nimmt entgegen und führ 
dieſelben auf's Pünktlichſte und Reel⸗ 
de aus. site in Koſſowo a 
W. bei Bahnhof Terespol, Weftpreußer 


Volſterwerg 


in jeder Qualität und Poſten zu 


i 
= 
an Kempen von 
ener, Herrn 3 8 7 5 0 
„direkt v. Karl Baschin 
D NB. Nur mit met- 
nem Einwickel⸗Papier 

und den drei Original ⸗Ettquets 
verſehene Flaſchen ſind echt. 


Tüchtige Schriftſetzer, 
welche nicht Verbandsmitglieder find, kön⸗ 
gen in meiner Buchdruckerel dauernde 
und gute Konditton erhalten. Wochen, 
licher Durchſchnittsverdienſt 10—14 Thlr. 

Leopold Freund, 
" Buhpdruderei, Breslau. 


Eine gebildete alleinſtehende Dame 
vangeliſch) geſetzten Alters, welche be⸗ 
reits eine größere Wirthſchaft ſeldf'. 
ſtändig geführt, ſucht zum 1. Mpri! 
oder Mai c. als Repräſentantin oder 
zur kräftigen Stütze der Hausfrau, 
Stellung. Offerten unter der Chiffre 
F. D. Oberſitzko a. W. poste restante. 


Ein gut empfohlener Landwirth, 
ev., deulſch u. polnlſch ſprechend, ſuch! 
v. 1. April oder Johannt Stellung aut 
einem größeren Gute als Inſpektor. 
Befl. Off bitte an Hrn. . Zraum- 
schweig, Blacıtt bei Schroda zu 
richten. 


m 


Wirkſamſtes Mittel gegen 


Hals⸗ u. Lungenleiden 


iR Dr. Duroget's mexikani 
ſcher Balſamthee, zu beziehen 
von Dr. R. Kriebel, prakt. 
Arzt, Berlin, Orantenſtraße 58 a; 
a Packet 1 Thlr., ½ Packet 15 
Sgr. Beſtellungen per Poſtkarte 
oder Poſtanwelſung am billigſten. 


Ein möblirtes Zimmer 
ift zu verm. Kanonenplaß 4. 


Halle a / S. 


mehr als das Doppelte geſtiegen. Die Bauverträge ſind ebenfalls]; 


ine Lebensgefährtin. 


Familien⸗ Nachrichten.“ 
Als Verlobte empfehlen ſicht: 
HSedwig Niedbal, 
Hermann Diewald. 
Bentſchen. Züllichau. 


Heute verſchted unſer lieber Sohn, 
Bruder und Schwager, [der Vikar in 


Modrze 
Redner. 


Fun | 


Looſe 
Deutſchen Lotterie 


zur Gründung der Friedrich⸗Wil⸗ 
helm Siftung, find, a 1. Thlr., ir 
zer Exped. der Poſener Zeitung 
zu haben. Zichung 4. Juni e. 


Ein Lehrling kann unter günſtigen 

Bedingungen in mein Kurz. un 

Weißmsarengeſchäft eintreten. ” 
Wilh Neuländer. 


Wirthjchaftsinfpekter, 
bätigteit alt 


Die tiefbetrübte Familie. 
Heute früh 1 Ühr entfchlief ſanft 


nach langen ſchweren Leiden unſere 
ute Mutter, Schweſter, Schwleger⸗ 
and Großmutter Wittwe Lonife 
Alexander, geb. Alexander. 8 
Die Beerdigung findet Sonntag, 
den 2 März Nachmittags 2 Uhr von 
1 iſraelitiſchen Kranken⸗Anſtalt aus 


Poſen, den 28 Februar 1878. 
Die Hinterbliebenen. I 


Verſpätet 
Am 16. Februar er. verſchled im 
Herrn mein einzig geliebter Bruder 
der Kaufm. Emil Knappe 
zu Berlin. 
Die tiefbetrübte Schweſter 
Emma Knappe 
Im Namen feiner trauernbden 
Wittwe u. feines unmünd. Kindes 
Konin b. Pinne, 28. Febr. 1873. 


Stadt⸗Cheater. 


Freitag, den 28. Febrnar. Zum 
Benefiz für Herrn Edmund Winter. 
Neu einfludirt: Robert der Teufel. 
Open in 5 Akten von Serlbe. Mufit 
don May rbeer. 


Vorläufige Anzeige. 
Dienſtag, den 4. März. 
Zum Benefiz für Herrn 
J. Hitzigrath im Stadt⸗ 
theater. Einmalige Auffüh⸗ 
rung von l 
„Fernande“. 
Lebensbild und Sittengemälde 
in 4 Akten von Victorien 
Sardou; Deutſch von Maut⸗ 
ner. (Am Reſidenztheater in 
Berlin 250 Mal gegeben.) 
Beſetzung der Hauptrollen: 
Clotilde: Frl. Janſon, Andre: 
Herr Wehn, Fernande: Fel. 
Junige, Pomerol: Herr Hitzig⸗ 
rath, Georgette: Frl. H. 
Szezepanska, Senechal: Fr. 
Fritſch, Bracoſſin: Herr Ger⸗ 
ſtel, Ramiros: Herr Francke, 
Pfirſichblüthe: Frl. Grotjan, 
Gibraltar: Frl. Gamber ze. 
Vorherbeſtellungen auf 
Billets für dieſe Vorſtellung 
nimmt Herr Caspari (My⸗ 
lius Hotel) entgegen. 
Am Montag den 3. März 
bleibt das Theater wegen 
Vorbereitung von „Fernande“ 


geſchloſſen. 


Diecr. Vermittelung für Damem jüd. 
nit einigem Vermögen. L. 5 poste 
rest Breslau. 


Heirathsgeſuch. 


Ein gut fituirter, höherer Beamter, 
evang., in den beſten Jahren, ſucht 
Junge, gebildet: 
vermögende Damen oder ittwen, 
son fanftem Charakter und häuslichem 
Sinn, welche hie auf reflektiren, wer⸗ 
dein gebeten, gef ihre Adreſſe, nebfi 
Angaben ihrer Verbältuiſſe bis zum 15, 
Maͤrz cr. unter Chiffre N. P. 396 in 
der Annoncen Expedition von 


Haaſenſtein & Vogler 
in Breslau 


niederzulegen. 


Mlt bedeutenden Koſten iſt es mir 
jelungen, zur einmaligen Aufführung 
zu meinem Benefiz „Fernande“, Le 
bers und Sittingemätde in 4 Akte 
son Sardou von dem Verleger det 
Stücks zu erhalten, um dem geehrten 
Publikum Gelegenheit zu neben, dieſet 
intersffante und pikante Drama, dat 
iberall ſo ungeheure Senfation erregt 
gat, auch hier über die Bretter gehen zu 
feten, Von Seiten der Direktion wirt 
Alles gethan, um das Stück elegam 
zus zuſtatten und beſtens zu beſetzen und 
inzufludiren. 

ch darf mir daher wohl erlauben, 
Hefe Vorſtellung beſonders zu empfeh⸗ 
(en und um zahlreichen Beſuch derſel⸗ 
den zu bitten. 
Hochachtungsvoll 


F. Ritzigrath. 


— —— — —— 


Kirchen-Nachrichten für 
Voſen. 
Arenzlirche. Sonntag den 2. März, 
Vormittags 10 Uhr: Herr Superin- 
tendent Klette. — Nachmittags 2 

Uhr: Herr Prediger Büttner. 
Freitag den 7. März, Abends 6 
Uhr, 5 Paſſtons⸗Goltesdienſt: 
Herr Superintendent Klette. 
vetrikirche. Sonntag den 2. März, 
früh 9½ Uhr: Vorbereitung zum 
heil. Abendmahl, 
185 10 Uhr, Predigt: Herr Konfif.- 
alh Dr. Goebel. (Abendmahl.) 
— Abends 6 Uhr: Herr Diakonus 
Goebel. 
Mittwoch d. 5. März, Abends 6 
Uhr, Balfions-Prediet: Herr Kon⸗ 
fiforial-Rath Dr. Goebel. 


z 


pt. Kirche. Sonntag den 2, 7 
5 de 105 2 15 : Die Direction. 
: t 1 3 
wal nd gra en der gen SFaiſon - Ühenter. 
re * 5 2 nt März. Zum 

r: echt.] ü 
Monatliche Mifftonsftunde,) Jen e deal: ve eine 


Freitaz den 7. März, Abends 6 
Uhr, Paſſtons⸗Gottesdienſt: Herr 
Paſtor Schlecht. 
Harntſonkirche. 
März, Vormittags 10 Uhr: Hern 
Militair . Oberpfarrer Händler. 
(Abendmahl.) — Nachmittags 5 Uhr: 
(Miſſtonsgottesdienſt) Div. Pfarrer 
Hr. Dr. Steinwender 
Dienſtag den 4. Mär:, Nachmit ⸗ 
tags 5 Uhr, 2. Pa ſions Andacht: 
Militär- Oberpfarrer Händler. 
Saint. Gemeinde. Sonntag der 
2. März, Vormittags 9%, Uhr: 
Herr Paſtor Klein wächter. 
Montag den 3. März, Abends 7} 
Uhr, Wiſſtonsſtunde: Herr Baftoı 
Kleinwächter. 
Mittwoch 5. März, Abends 7 Uhr: 
Paſtor Klein wächter. 
In den Parochten der vorgenannten 
Kirchen find in der Zeit vom 21. 
dis 27. Jebruar: 
getauft: 7 männl., 9 weibl. Perſ., 
geſtorben:5 männl, 6 weibl. Perſ., 


getraut: 8 Paar. 
Morgen Sonnabend 
Eisbeine 
L. &reybornaki, 
und Taubenſtr. Ecke. 10. 


\ 
\ 


n 
Reftory. Dazu An und 
Poſſe in 1 Akt von Angely 


Volksgarten-Theater.& 


„Heute Ad Vorftellung (Ohne 
Ta baksrauch) Ben David, oder: 
Der Kunabenräuber. Sonnabend: 
Wegen Privatfeſtlichkeit kein Theater. 


Die Wahrſagerin iſt nur noch 
heute und morgen zu ſprechen im 
Hotel zum Schwarzen Adler, Br. Ger⸗ 
berſtr. 8/9, v. 2 Tr., Zimmer Nr. 15, 


Geſellſchafts Haus. 


Sonnabend, den 1. März 1873, 


Großer Vall 

im neu dekorlrten Saale. 
(Masqué et par&.) 

Alles Uebrige beſagen die Anſchlagezettel. 

Garl Laubner, 


Tanzunternebmer. M 


Bismark Halle. 
Berlinerſtr. 19. 
Tiglich großes Geſangs⸗Concert 
wozu ergebenſt einladet 
J. T. Hoffmann, 


Sonntag den Pflegma. 


ei 
Breslauer 


. 


\ 
\ 


Letzte frautfurter Lotterie 
Ha: ptel tung: A fan 5. Ma z 
Ende 26. März mit 6400 Ge «inne 
vo ev. fl. 200 (00, 100 000, 
50 000 20,000, 15,000 12 000 ꝛc. 
Die nigen welche ſich noch zu 
betheiligen wünſchen, erſuche ich 
fi baldigſt an mich zu wenden, 
da ich noch einige Originallooſe 
zum planmäßig” Preis: 
Ganze a 51 Thlr. 15 Sgr. 
Halde à 25 „ 7 
Viertel a 12, 26 „ 
abz ıgeben habe. Jos Buseck 
RottertBtanchmer 
in Frankfurt a. M. 


Ene rock R min wirs auf St. 


Martin oder Ritterſt 5 g ſucht 
wi Lark. 


Braunſchweiger Serien⸗Looſe. 
G. winnziehung sm 31. Mar; 1873 
1 Gewinn von 80 000 Thlr., 1 a 6000 
Thir., 1 a 2000 Thir., 1 a 800 Zpir 
22 X 100 Thlr., 24 c 25 Tplr., 400 
21 Tür. — 450 Gewieme bei 450 
Obligat. Origiral⸗ Stücke dieſer Serien 
Lobe off rirt dis 15. März a 250 
F le., fpäter 300 Thlr. 
Carl Milch, Lu ienſtr. 137, Berlin. 
(1250.) 


Rejp:ctable Firmen, wide geneigt 
wären, Preuß. Lotterſe⸗Antheil 
Looſe gegen 15 pCt. Proviſton ir 
Commiſſions⸗Verkauf zu nehmen, br 
eben thre „Adrefie an die Anroncn 
Exped tion von Maasenstein 
& Vogler in Breslau, Ring 29 
sub N, C. 461. einzuſend in. 


D 


— — —̃— —— — 
* 2 


— 


— 8 > 
475 8 ift eine mösl. Stube zu Ein Schreiber 


kann ſofort eintreten. 


Pol se 
Kl Berrerftr. 8. 
Ein im Pouzeifach Kübler, de 
deutſchen und polniſchen Sprach 
mächtiger 


Büreaugehilfe 


Verſetzungshalder iſt eine Parterre 
wohnung, 1 Saal, 3 Stuben und Ne- 
dengel ß mit oder ohne Stellung zu 
vermiethen. Bäckerſtraße 13b. 


Ein mii dem Reg eſtraturweſen voll⸗ 
ſtändig vertrauter 


Büreaugehilfe 


findet ſogleich Beſchäft'gung auf dem 
v draifiamte Czernkau. Bewe⸗⸗ 
Bunge geſuche fi d unter Beifügung der 
Qusliſitationsttefte und eines Ledens⸗ 
laufs an den Unterzeichneten einzu⸗ 
nden. 


v. Müffling, 


La dra dsamte- Ver w 


mike Kon mifſ ius in Wreſchen 


per 1. Ap il et, en tüchtigen erſten 


Expedienten. 
Schäfer & Lachmann 


dt ſofort Bechäftigun: de m Di- 


Wir ſuchen für unfer Ditau:Geiät 


2 


Ein zweiter zuverläßiger] Eine gewandte a 
Wirtüſchafts-Beamter ..“ Verkäuferin 
ein junger Mann vom Landeſſuche für mein Conſituren-Geſchaft zu 
aus anftändiger Familie, dere an. A 
ernſtlich die Landwirthſchaft( Samuel Kantorowicz jun. 


erlernen will, finden zum 1. 8 Waſſ eftate 2. 
April d. J. Stellung auf Ein Lehen kane fig melden del 


sidor Risch. 
dem Dom. Gr. Rybno bei Band- und Weißwagrenbar dlung. 
Kiſchkowo. 


Einen Ührmachergebllfen ſucht zun ſo⸗ 
Ein deutſcher, der polniſchen Sprache n 


fertigen Antritt Wutwe Minki 
oſen, Waſſerſtraße Nr. 14. 
mächtizer, unverhetratheter Ci Var 
ne perfekte Köchin 
Wirthſchafts⸗Beamter findet ne perfe guten Dienſt auf 
finder ſofort Aaftelung auf dem Dom.|d m Lande. Perſs liche Meldungen 
Sedziwojewo bei Wreſchen. Perſön [u d nahere Auskunft Mühlenſtraße 9, 
ice Vorſt Uung ermü fc. 3 Treppen links: 


Horſen-Celegrumme. 


weft am 22 Marz 


wird ee folgen können Die Aktien der Peſſage werden 


Der Bau der Paffage if jetzt fo weit vorgeſchritten, daß die Eröffnung 
4 3 J. 1255 Grkuristane vr Majıflät des Kaiſers, 


häufig mit denjenigen 


des „Linden Bauvereims“ verwechſelt und hierin mag woh ein Grund mit 


liegen, weshalb der Cours der Aktien in neuerer Beit jo e heblich herunter · 
F ift Da de Erwerbung des Grund und Bodens, auf 
‘ 


achtbauten flehen 
er folgt 

jo 1% f 

voraus ſetzen. 


dem die 


und die Al ſchließung der Bauverträge noch zu elner 
iſt welche von der höhe der heutigen Preiſe keine Ahnung hatte, 
ch eine erhebliche Rentavilttät des Unternehmens mit Sſcherheit 


Privat - Cours⸗Bericht. 
woſen 28 Februar. Tendenz — . 

Deutſche Fonds Ofte. Produtenbant | 86 3 
. ee Pr. Wech zl. Oisk. 3 991-100 5; 
W e Pfade 51 8 Hi Fan 112 U 
Dito Apeoz. Rentenbr. | 94} © , Banne 05 0 
dito öproz. Prov.⸗Obl. 100 f ba Tellus Aktien 
dür K res, rel e 92 8 Nr e 
dito Aproz. Stadtoblg. 881 ® dito Bodenkredit 
dito öproz. Stadtobl. 100 bz ——— 

Nordd. Bundesanl. — — Siſenbahn - (Aktien. 
Preuß. . 104 @ — . ——— 
dite 3. Anleihe — — yet m — 
dito 8fproz. Staatsſch.“— — a rliſche —— 
Köln Apr. Pr. ir Ber a 9 Et. u. 1164 @ 
e bahn - — 
Breft-Erajewn — — 
. 1674 & 
m Köln Deindener 
ee en ch © Galizter Carl Sub) — — 
er er he Hale-Gorau-@uben (d 
Cohen, pin | = eee | © 2 
annover⸗ übecken — in 
. nn 0 — wean . | 78} @ 
Nun 1.1870er@nl. — — är N tur. | 604 6: 
bite dite 1871er Anl. — — 1 — Eu 
Ruff. Bodenkredit⸗ Pfbr. 10 b B ce 
Di Sun | © e 
1866 pre Un, 55 J Sefer Sid (end) — — 
dito 1869 Gprog. Anl. 654 © tina 1154 55 
Türkisch Loofe 175} 8 Den Gate | es 
Rufftige Noten 824 & 2 7 Bbernferze n — — 
E ReihenbergePardubip | 81 2 
— Hai 291 8 
r Union 
eee ee. Dao Wenbapn 571 8 
Berliner Bankverein 1574 & Stargard» Posen — — 
dito Bank — — Rumüniſche 454 bz 
dito Produkten -Handbk. eg Berlir «Dresden Stamm — 
ler-Bant my ra er TI u 
me Distontobant 2 G — __ ion... ER 
Berliner Dist⸗Kommb. 290 DB Marienhütte i-——- 
Gentral-® enoff.⸗Lank - Reder hütte — 
Deutſch. Oyp. Bk. Berlin — — Berl. ots 11112 
Gentralb. f. Ind. u. Hand 1111 & Berl. Viehhof v2; & 
Kwilkeki, Bauk 6 —— — — ebenen suonfabr. 15 = 
. d oe u 
Date get 10 103 of. Bierbrauerei 10 € 
dar Bant 13 bz urabütte en 
idations⸗Courſe: Poſe er pCt. Pfandbriefe 911, Oeſterr. 
— — 5%, Deft. Silberrente 68, Difterr. 160er Loofe 974, 
— — 65 Türken 2, Bri. Wöächslertank 68, Bresl. Diskonto⸗ 
dat 4, Mwilecki 94. Oeſterr. Kredit 208}, Oſtd Bank 102, 
Ond Prod Baut 36 Pof Wecolerd. 99, Tellus. Aktien as 
ali⸗ 


D rlın-Görlıg-r 1 6t, Löͤhm MWeftochn 
alle⸗Sera -e uden 65, Hannov⸗ 
9 Lut ich Limburg 31, Märk.⸗Poſener 60}, Franzoſen 
Roein-Nahe t 
Südend 27, Schleſ. Bankverein 163 Immobi- 
Lerl. P od.⸗Hand.⸗Bank 87, Blesl. Oel. Aktien 883, Oſtend 20, 
Eiſenguß er 1121, Sommerfiider Tuchfabrik 126, Märk.-Poſener 


Stamm⸗Pro . 82. . me N 
Drud und Verlag von W. Decker & Co. (G. Rö ſtel) in Poſen, 


ier it div 
udolpbsr. «+ 
203, Lombarden 116,, 
Wen 65, Ruman en 46, 
len 11; 
C.e muß r 


0%, Koln Munde er 1674, 
Alten becken 824 Kor prir z⸗ 


Schwizer Union 2, Schrei- 


—— ä·¹ww•ẽ·ͤͤ — — — 


Hocſe zu Posen 
am 28 Februar 1873. 

onds. Wolener 34%, Pfandbriefe 95 G., do. 4% nene do. 913 by, 
enten br. 943 bz., do. Provinz.-Bankaktien 112 B., do bproz Provinz. 
Obligat. 100 f bz, do. 5% Kreis- Ob gat. 100 f bz. do. 5% Obra-Weltorat » 
Übitg. 100 G. do 44% Kreis- Oblig. 93 B. de 4% Stabtobl II. m 904 ©, 
30. 9% Stadt-Oblig. 100 G preuß. Zip ozente Staatsf „aldi 914 G. preuß. 
pro Staatsanl. —, 44-proz freim. do. 1044 bz, do. 34 proz Präm -Anl. 
127 G, Nordd. Bundesanl, —, Märk.-Pofener Stienb Stamm Aktien 603 bz., 
ruſſiſche Banknoten 825 bz. ausländiſche do 993 G Zelus Aktien (nos 
Tdlapowe kt, Plater & Co.) 1124 G., Oſtd Bant 103 bz. Oſtd. Produkt. Bank 
88 G., Proz ⸗Wechs. u. Diskt.-Bank 998-100 bz, Aktien Kwileckt, Potockt 
& Co 93 B., poln. Aproz. Liquidattonsbriefe 61 B. 

lamtlicher Betti Roggen (per 20 Centner). Gekündigt 
500 Ctr. Kändigungs und Regulirungspreis 53. pr Bebiuar 53, Webr.- 
März 53 Marz-April —, Frühjahr 534, April⸗Mat 534 Mat- Juni 53}. 

e ee e a, 6 
gungss und Regultrungs pre . pr. ruar 
174, Mai 17}, Juni 105 Zuli 181. n Br 4. 


Spiritus (px. 10 000 Liter pCt.) lau ira re 178/44. per 
u. G., April 174 bz. u. G, Apeil⸗ 


Mai 171 dz. B u. G, G., Juni 18½ B., Juli 18% B., 
Auguſt Ir bu. u. B. 2 
Poſener Markebericht vom 28. Februar 1373. 
Preis. * 
Höͤchſter Mittlerer Niedrig fler 
.. EEE EEE 
Zeigen fein, per 42 Kilogr. 3 15 —ı 312 6 778 
„ mittel HE 3 4 =! 1226194 | Fe 
„ ordinär Te: 2 28 | — 227 — 2 25 — 
Roggen, fein 9 2 6i—| 2| 5| 6| 23| 5i— 
„ mittel ar 23 236 2 26 
„5 2 1 „ 
Große Gerſte 7 „ 127 6 1 22 6 1 20 — 
eine ini 
dafer 25 „ 11786 II 4 — 11 — 
Rocherbſen 45˙² „ 2726 2 2 —]J 216 
Jultererb ſen „ 2e 
Winter⸗Rübſen 7 1 —— 2 — > 
en — — /-!- | ——1— —— 
Sommer- Rübſen „ — —— — 41 — —— 
„ Ne „„ || 1 |1- 
Buchwelzen 35 „ — —1— — 1 — — - 
Rartoffe 0 „ — | —- '-!'—- | -— 2 1— — — 
Biden 45 „ — 21 —1— |-I1-|- '- 
Lupinen, gelbe 45 „ 1 2 
r blaue * * — — 28 vn — — — um — 
8 50 ’ — a RE — —1 — 2 
e * 1 e 
Die Markt⸗Kommiſſten. 


Poſener Privat⸗Marktberichtvom 28. Februar 18723. 


8 feiner 88—93 Thlr. \ 
Beizen: 5 mittel 50 \ 
malt. = | ordinäe und defet | 70 75 5 
. 
5 feiner 56—57 
Roggen: 2 mittel 54 55 
unverändert. 72. ordinar 50 62 
Gerte: E feine —46 = 
ohne Umfap. 4. mittel und ordinzr 42 44 5 
Beinfaamen: 5 3-3 , = 
preis haltend. 8. 8 
2 
afer feiner 271 281 
delle. pi mittel und defekt 24—26 — 
. 
arbſen A| Roh. 53-54 = 
le — | Butters 47--49 E 
8. E 
0 
Delfanten: 8 Raps 1 
Rüb ſen 
— 2 
o 
Biden: ä = 
gefragt. 5 25 — 
8. 2 
Klee: je roth 13—15 
beachtet. 8. weiß 15—20 
N 
Buchweizen: * 4548 
niedriger. — 
Lupinen { blaue 7-0 „ 
matter. gelbe 0-3 „ 


Breslau 27. Februar. Die Börſe verkehrte in feſter Haltung und 
fanden b ſo ders Kraditaftien, Maklerbank und Wech ler bank rege Beachtung 
zu ſteigenden Preiſen. In der Regulirung zeigten ſich Stüde ünig und e⸗ 
höhten ſich die en per Mäcz far d rege Kaufluſt Matt Der Schluß 
der Börfe war für alle Werthe günftig vet lebhaften Umfägen. F edit per 
Ma z 2094 bez. v. Gd. Lomb arden 1168 a k dez. 8 an oſen 2043 a 20% 
dez Schu Bank 163} a 64 bez. Birmslabant in Poſten 133 à 344 a 
1334 bez. Makler Bank 158, Gtœrs a 167 55 Diskonto-Bank 1244 dez. 
Oftdeutſche 1031 bez. Pol. Prov⸗Wecheler⸗ und Dieko tovant 99 degehrt 
Eif udebaen wenig verändert. Oberſchuſ, per Marz 2244 a 4 bez. For ds 
ſeß. Bergwerk p-piere matt und erſt Ende der Börſe d lledter. Donnerg 
d per März 1003 bez Lauta a 268 0 257 de. Sei. Koblenwerke 
123 Gd. Bauba k 1123. Nachbörſe Fk Berliner und Wiener Kurſ⸗ 
bekannt. Schleſ. Bod. Kred. Pfandd. 97 Br. Schleſ. Vod.⸗Krd.⸗ Aliens 
Bank 106 . 5 


FPoöbuaitns tis. 
Berlin, 27. Februar. Die Marktpreiſe des Kartoffel⸗ Spiritus 


er 10,000% (pr. 100 L. à 100% Krall . 
8 kuk Plage 0 nach Tralles, frei hier ins Haus geliefert, 


21. Februar 18 Rt. — Sar. 

„ | 
. 5 5 Sgr. 

28. 17 Rt. 24—26 Sgr. b3. ohne Haß 

23. 17 Kt. 25 Sgr. 


17 Rt. 25 Sgr. 

u —— Kaufmannſchaft von Berlin. 
Magdeburg 5 uar. We 76-80 Rt. 57 —60 
Cirfte 5678 Kl, Hafer 4540 Mt. für 2006 Pfd. (. K. bleed) er 

Königsberg, 26. Februar. (Amtlicher Produktenbericht. In Quantitäten 
pro Tonne von 2000 Pf Zollgewicht.) — Weizen loko fd dochbunter 83.— 
88 Rt. B., bunter 75—83 Rt. B. other 75 82 Nl. B Rog gen unverän · 


27. N 
Die Aelteſten d 


Spiritus Bertcht. Spiritus loko ohne Bay 

p&t. Tralles und in Poſten von mindeſtens 5000 Sitres loko ohne 

Kt. B., 184 G., Früh ahr do. 190 B, 185 G. (K. p. B. 
Drestau. Aicher Produtten Pretsvericht vom 27. Bebruar.] 

Offiziell gekündigt: 5000 Liter Spiritus. 

ze matt, ordirär 11-12, mittle 12— 3, fein 14-15, 


. f 

18, hochfein 10204 Mt. — Ronge (p. 1000 Nile 
., Mil- Jun 364 G., Jun. Jul 
Ok. 521 B. — Weizen per 1000 Kue per Febr. 85 


per 100 Sitres 


2 
br. 
Suli 18} B., Iult Cugußt 1 B. — 3 (pejiele Malen 7 Tele 
3 k en 47, ak — . 

loko und auf Lieferung bezahlt l 1 1 N 
- Die Börſen - K 


B neue Uſance 2A 
B. — Spiritus unverandert, pe. 
Lach 17. %% u, Urte! 


100 Biter 
174 


o eos. 


SDreslan, den 27 Aebrum. (Landmar t.) 


In Thlr. Sgr. und Pf. pro 
100 Kılogramms, n 


Es Welzen w 8 0 
78 des 218 8| —|724—|6 18 — 
Ze Koezgen 6 — — 15 24 — 8 11 — 
S Sch 512 — öl 6 41 24 — 
= 5 [gar no es a 2 
SER| Erbin 5110| — 425 — 1416 — 
Per 100 Kilogramm feine mtitle ord. Waare. 
ii e 
Las Rem... 922 6 5, 6181 5 — 
2 Binterrübfen | 815—] 720 — 
25 een 5 dr 8— 17 —.— 
2 otter 812] 6] 70 6.25 — 
883 Schlaglein 9 18 — 70.6 
si Pbls.-Bl.) 
8 Bromberg, 27. Febr. Weiler: ſchön. 20 —, 
8 . Weizen 25 128pfd. 78—80 Tölr. 129 Zlpfd. 81 83 Thlr. 
3%. 1000 Kilogramm — Roggen 118 120 fd. 50 51 Thlr zr 1000 Kilo- 
gramm. - Erbſen nach Qual. 42 43, 44 Thlr. pr. 1000 Kiolgr. — Spi⸗ 


itus 17 Tie pr. 0 Sun e 00%, (Bromb. Ztg.) 
Preis-Oourant 
pro 100 Pfund 


der Nühlen⸗Adminiſtration zu Bromberg 
vom 5 Februar 1873, 


—Tlinver- | Ber Unver-] Ber- 
Benennung en Benennung 
der Madritate, jMmeuert,| feuert] der Fabrikate. |mewert, | feuert, 
Du dr I Sr A S . . 
Feigen - Mehl Nr. I. 10 | 7 I utter⸗Meß it. 2 21— 
> 1 „ 2. 526] 6/27 | Kleie N 1241 124 
8 320 — /— | Graupe Nr. 1. 810 823 
Futter -Mehl 2 2 — > „ 3. „16116 | 629 
ai R 1 2 2 1 5 = 5 3 = - N 
en⸗Mehl Nr. 1. 4 4 rütze Nr. 1. 
“ en Re | 5126 43 3 420 5 8 
5 „ 3.28 —|— Koch-Negl 226 —— 
Semeng! Mehl (sb.) 3122 | 329] Futter⸗Mehl 1122 | 1122 
Schrot j 3 — 31 5 


Poſen⸗IJnowractaw⸗ Promberger Eiſenbahn. 
Posen, den 26. Mai 1872. 
Ankunft. 
Gemischter Zug 5 Uhr 34 Min. Morgens. | Gemischter Zus u — Min. Nachm. 


Personen-Zug 11 - Vormittg. | Personen-Zu: = 
Gemischter Zug 8 - 2 - Nachmit | Gemischter Zug 7 6 - _Mors 


Abgang. 


Neueſte Depeſchen. 


London, 8. Februar. [Unterhaus.] Enfield ſagt, daß die 
Regierung nicht beabſichtige, von Rußland die Feſtſetzung von Gren⸗ 
zen zu verlangen, welche es gegen die Neutralzone bin nicht überſchrei⸗ 
ten dürfe, ſie beabſichtige auch nicht, irgend welches Territorium als 
disponibel für die Annexion anzuerkennen. . 


